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Weltmarkt: Fluch oder Segen 
Seminar der ‘blätter desiz3w’ 


in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für Politische Ökolo- 
gie am 3. und 4. April 1992 in Freiburg 


Die Integration der sogenannten Dritten Welt in den Weltmarkt führt(e) zu 
ihrer Verarmung'. Auf diese kurze Formel ließe sich die zentrale Grundüber- 
zeugung der Dritte-Welt- Solidaritätsbewegung bringen. 

Seit Anfang der achtziger Jahre gibt es allerdings vermehrt Wissenschaft- 
lerInnen. die Zweifel an der Allgemeingültigkeit der oben genannten Aussage 
haben. Einige Autoren, wie Leopoldo Märmora und Dirk Messner. leiteten aus 
den Exporterfolgen der asiatischen Staaten sogar eine Entwicklungsstrategie 
ab. die sie als "aktive Weltmarktintegration' bezeichnen. 

Wir möchten in unserem Seminar zum einen Dritte-Welt-Aktive und Drit- 
te- Welt-Interessierte mit den Erkenntnissen der Wissenschaftler in Kontakt 
bringen. Zum anderen erscheint es uns notwendig. dieses Konzept kritisch zu 
hinterfragen. 

ReferentInnen: Tatjana Chahoud (Berlin/Kassel), Leopoldo 
Märmora (Heidelberg), Ulrich Menzel (Duisburg/Frankfurt), 
Dirk Messner (Berlin), Saral Sakar (Köln) 


Weitere Infos und Anmeldung: 


GPÖ oder 
Rieckestr. 26 

7000 Stuttgart I 
Tel.0711/282033 


“blätter des iz3w" 
Postfach 5328 
7800 Freiburg 
Tel. 0761/74003 


Schwerpunktheft: Nr. 181 
Ökologie und Dritte Welt 


In diesem Themenschwerpunkt soll zunächst anhand von ver- | 
schiedenen Beiträgen die Diskussion um eine mögliche öko- 
logische und soziale Gesellschaft geführt werden. Themati- 
siert werden sollen außerdem die Gefahren einer globalisier- 
ten Umweltpolitik und einer eventuell daraus resultierenden 
“Okokratie”. 

In einem zweiten Teil soll speziell auf die bevorstehende 
UNCED-Konferenz in Rio eingegangen werden. Der Diskus- 
sionsprozeß, der im Rahmen der Vorbereitungen auf das 
Spektakel in Rio zwischen Industrienationen und der Dritten 
Welt stattgefunden hat, soll analysiert und die verschiedenen 
zu erwartenden ‘Ergebnisse’ kritisch untersucht werden. 
Manuskripte und Anregungen bitte bis Mitte Märzan 


blätter desiz3w 
Postfach 5328 
7800 Freiburg 


Das Heft kann gegen 6,- Mark Vorkasse (Scheck, bar oder in 
Briefmarken) bei der obigen Adresse bestellt werden. 
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Holzen statt helfen? 


Deutsche Regenwaldpolitik 
weiter ohne klare Linie 


Bonn ist weltweit zum größten Für- 
sprecher für eineinternationale 
Regenwaldschutzpolitik und zu 
einem wichtigen Zahlmeister für 
sogenannte Schutzprogramme 
geworden. Kürzlich signalisierte 
das Umweltministerium sogar die 
Bereitschaft, sich für die Aufnahme 
bedrohter Tropenholzarten in das 
Washingtoner Artenschutzabkom- 
men (WA) einzusetzen. Aber hat die 
Bonner Mannschaft auch klare 
Konzepte und ehrliche Absichten? 


urz nach Jahresbeginn sickerte - 
K aus ungewöhnlich gut informier- 
ten Kreisen - in die Tagespresse, 
daß der Verein deutscher Holzeinfuhr- 
häuser (VDH) einer zögerlichen Bundes- 
regierung einmal mehr ein klares Nein 
gegen jede Beschränkung des Tropen- 
holzhandels abgerungen habe. Landwirt- 
schafts- und Wirtschaftsministerium hät- 
ten zwei aggressiv vorsprechenden Ver- 
tretern der deutschen Tropenholzimport- 
‚wirtschaft zugesichert, eine Einschrän- 
kung des Handels mit bedrohten Tropen- 
holzarten durch das Washingtoner Arten- 
schutzabkommen nicht zu unterstützen. 
Der Vorgang ist symptomatisch, nicht 
nur für die bundesdeutsche Position zum 
internationalen Tropenholzhandel, son- 


dern für die staatliche Regenwaldpolitik 
unseres Landes insgesamt. Was war 
geschehen? 

Das WA ist ein inzwischen durchaus 
effektives Instrumentarium, um den 
internationalen Handel mit solchen Tier- 
und Pflanzenarten und daraus gewonne- 
nen Produkten einzuschränken oder zu 
unterbinden, die vom Aussterben bedroht 
sind. Der freie Handel mit über 48000 
Tier- und Pflanzenarten ist durch dieses 
internationale Abkommen zwischen 
mehr als 110 Vertragsstaaten mittlerweile 
deutlich eingeschränkt. Alle zwei Jahre 
wird jeweils mit Zweidrittel-Mehrheit 
der Mitgliedsstaaten entschieden, welche 
Arten neu in das Abkommen aufgenom- 
men werden, wie stark der internationale 
Handel eingeschränkt werden soll und 
auch, bei welchen Arten der Schutzstatus 
gelockert wird. 

Dieses Instrumentarium soll mangels 
anderer möglicher Handelseinschrän- 
kungen auch für den Schutz seltener Tro- 
penhölzer genutzt werden. Für die im 
März stattfindende Vertragsstaaten-Kon- 
ferenz liegen auf Initiative von sieben 
Ländern Aufnahmeanträge für etwa ein 
Dutzend Tropenholzarten zur Abstim- 
mung vor. Besonders hervorgetan hatten 
sich dabei Dänemark und die Niederlan- 
de, die fast die Hälfte aller Anträge 
gestellt hatten. Mit Ramin, Merbau, ame- 
rikanischem Mahagoni und Palisanderar- 


ten befinden sich auf der Vorschlagsliste 
Tropenholzarten, mit denen sich auch in 
der Bundesrepublik gutes Geld verdienen 
läßt. 

Der VDH fürchtete daraufhin um seine 
uneingeschränkten Importmöglichkeiten 
und wurde in Bonn vorstellig: Die Bun- 
desregierung solle ihren Einfluß geltend 
machen, um das durch Dänemark und die 
Niederlande angeregte gemeinsame Vor- 
gehen der EG-Staaten auf der Vertrags- 
staatenkonferenz zu verhindern. Und wie 
es zunächst schien, sollte der VDH mit 
seinen Lobbybemühungen einmal mehr 
Erfolghaben. 

Doch letztendlich kam es anders. 
Angetrieben durch den Protest von Natur- 
schutzorganisationen rückte die Bundes- 
regierung schrittweise von ihrer Politik 
der Begünstigung des Holzhandels ab. 
Nachdem sie sich zunächst mit der Auf- 
nahme von drei Tropenholzarten in das 
WA anfreundete, erhöhte sie ihr Angebot 
später auf fünf. Und zu Beginn der Sitzun- 
gen in Kyoto war vom Umweltministeri- 
um zu erfahren, daß man entschlossen sei, 
unter bestimmten Bedingungen sogar 
sämtliche Anträge auf der Vertragsstaa- 
tenkonferenz zu unterstützen. Was immer 
in Kyoto beschlossen wird, der (Ab)Stim- 
mungswandel der Bundesregierung ist 
zweifellos ein Erfolg der Regenwald- 
schutzbewegung. Dennoch bleibt die 
Regenwaldpolitik der Bundesregierun 


bei genauerer Betrachtung ausgespro- 
chen halbherzig und in sich widersprüch- 
lich. 


Prüfstein Sarawak 


Am 11. Februar gingen die Spitzen des 
Vereins Deutscher Holzeinfuhrhäuser 
(VDH), des Hauptverbandes der Deut- 
schen Holz und Kunststoffe verarbeiten- 
den Industrie (HDH) und der Gewerk- 
schaft Holz und Kunststoff (GHK) mit 
einer gemeinsamen Pressekonferenz in 
Bonn erneut in die Offensive. Man wolle 
sich an die Spitze einer dem rationalen 
Schutz- und Nutzgedanken von Tropen- 
holz verpflichteten Initiative setzen und 
in diesem Sinne weltweit "gerne auch 
missionarisch” tätig werden. Gemeint ist, 
daß seitens der deutschen Holzwirtschaft 
nur noch der Import von Holz angestrebt 
werden soll, das aus Ländern oder von 


_ 
Blockade gegen.. 


Betrieben mit nachhaltiger, d.h. ökolo- 
gisch verträglicher Waldbewirtschaftung 
im Sinne der internationalen Tropenholz- 
handelsorganisation (ITTO)' stammt. 
Fürs erste genügt freilich der erklärte Wil- 
le zu nachhaltiger Waldbewirtschaftung, 
um von deutschen Tropenholzimporteu- 
ren das Unbedenklichkeitszertifikat zu 
erhalten. 

Mit nur mäßigem Geschick lassen sich 
unter solchen Prämissen waldzerstörende 
Holzgewinnungspraktiken unverändert 
fortsetzen. Neu wäre allenfalls, daß diese 
jetzt mit dem Siegel der ökologischen 
Unbedenklichkeit versehen würden. 
"Viel heiße Luft", war kurz nach der Pres- 
sekonferenz der interne Kommentar 
selbst vonder Holzindustrie. 

Wie ernstesGHK, VDH und HDH mit 
ihrem Bemühen um den Schutz der Tro- 
penwälder ist, hätten sie in ihrer "Tropen- 
waldschutzschrift" klar belegen können. 
Denn seit vielen Monaten diskutiert man 
selbst ın diesen Verbänden die Notwen- 
digkeit, den Tropenholzimport aus dem 
malaysıschen Bundesstaat Sarawak ein- 
zustellen. 

Sarawak ist nämlich nicht nur unver- 
ändert dabei, mit dem Kahlschlag seiner 
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noch ausbeutungsfähigen Naturwälder 
die Lebensgrundlage für seine gesamte 
Bevölkerung zu verramschen. DiePenan, 
Iban, Kelabit und andere indigene 
Gemeinschaften bräuchten dringend die 
Hilfe gerade jener Länder, die bislang am 
Kahlschlag kräftig verdient haben. Es 
scheint, daß ihnen nur noch ein sofortiger 
Importstopp für Edelholz aus Sarawak 
helfen kann. 


NeuePolitik inSarawak? 


Zu mehr als einer Androhung von 
Importrestriktionen gegenüber Holz aus 
Sarawak hat sich die deutsche Holzim- 
portindustrie im Gleichschritt mit ihrer 
Gewerkschaft bislang allerdings nicht 
durchringen können. Denn mit Interesse 
habe man auf der letzten Ratstagung der 
ITTO zur Kenntnis genommen, daß die 
Staatsregierung Sarawaks nun eine stär- 


ker dem Schutz der Regenwälder ver- 
pflichtete Politik einleiten wolle. 

Was von dieser Ankündigung zu hal- 
ten ıst, zeigte sich ın makabrer Weise 
genau zu dem Zeitpunkt, an dem die deut- 
sche Holzindustrie in Bonn öffentlich 
ihre äußerst fragwürdige Schutzpolitik 
für Tropenwälder erläuterte: Ureinwoh- 
ner Sarawaks, die seit geraumer Zeit 
durch Straßenblockaden das weitere Ein- 
dringen der Holzfäller in ihr Land zu ver- 
hindern suchten, wurden just am gleichen 
Tag von den staatlichen Behörden festge- 
nommen und mit Hubschraubern und 
Lastwagen in Gefängnisse abtranspor- 
tiert. 

Im Schulterschluß mit dem Tropen- 
holzhandel fand sich dessenungeachtet 
wieder einmal die Bundesregierung. Ihr 
Wirtschaftsminister lobte nicht nur die 
neuen "Selbstverpflichtungserklärun- 
gen” der deutschen Tropenholzwirt- 
schaft. Er sieht unverändert keinen aku- 
ten Bedarf an dirigistischen Handelsmaß- 
nahmen für Tropenholzeinfuhren aus 
Sarawak. Denn was wiegen schon Men- 
schenrechte gegenden freien Welthandel. 

Argumente für verantwortliches Han- 
deln hätte die deutsche Regierung freilich 


längst genug. Die Bundesrepublik gehört 
zu den wichtigsten Abnehmern von Tro- 
penholz aus Malaysia, ist innerhalb der 
EG sogar führend. Fachleute warnen, daß 
bei Einhaltung der gegenwärtigen Rate 
des Holzeinschlagesin wenigerals sieben 
Jahren die Naturwälder Sarawaks bereits 
weitgehend vernichtet sein werden. Ein- 
gedenk dieser düsteren Prognose und der 
inzwischen jahrelangen, verzweifelten 
Proteste der Ureinwohner Sarawaks ver- 
abschiedete das Europäische Parlament 
bereits im Juli 1988 eine einstimmige 
Resolution. Darin wurden die Mitglieds- 
staaten aufgefordert, den Holzimport aus 
Sarawak solange einzustellen, bis sicher- 
gestellt ist, daß er keine inakzeptablen 
ökologischen Schäden verursacht, bzw. 
nicht länger die traditionelle Lebenswei- 
se der indigenen Gemeinschaften gefähr- 
det. 

In der Bundesrepublik wurde dieser 
Antrag zusätzlich noch durch einen 
Beschluß des Bundesrates unterstützt, der 
ein sofortiges Moratorium für Tropen- 
holzimporte fordert, mit Ausnahme sol- 
cher Lieferungen, die die Bedingungen 
einersogenannten Positivlisteerfüllen. In 
diese Positivliste sollen nur solche Hölzer 
aufgenommen werden, deren Gewinnung 
in den Tropenwaldländern weder ökolo- 
gischen noch sozialen Schaden anrichtet. 

Seit einem halben Jahr fordern auch 
die inzwischen über 40 Mitgliedsverbän- 
de der bundesdeutschen 'Regenwälder 
Kampagne 92' von der Bundesregierung 
kategorisch, ihrerbesonderen Verantwor- 
tung gegenüber den Ureinwohnern Sara- 
waks zumindest mit der Androhung von 
Handelsbeschränkungen gerecht zu wer- 
den. Gefordert wird neben einer Import- 
beschränkung ein begleitendes Bündel 
von Maßnahmen: Technische und finan- 
zielle Hilfe für die von der notwendigen 
Umstellung im Exportholzsektor betrof-. 
fenen Menschen; Förderung umfassen- 
der standortgerechter Aufforstung usw. 
Während fachkundige Mitarbeiter Bon- 
ner Ministerien längst die Notwendigkeit 
dieser Maßnahmen befürworten, versagt 
die offizielle Bonner Politik den ausster- 
benden indigenen Kulturen weiterhin die 
dringend gebotene Solidarität. 


Gefährliche Philosophie für den 
Schutz der Regenwälder 


Der Bundesregierung willfährige Stüt- 
zung deutscher Wirtschaftsinteressen als 
alleinige Maßgabe ihrer Regenwald- 
schutzpolitik zu unterstellen, würde frag- 
los zu kurz greifen. Man ist besser bera- 
ten, das bundesdeutsche Engagement für 
den Schutz der Tropenwälder ernsthaft zu 
prüfen. Die plötzlich signalisierte Bereit- 
schaft des Umweltministeriums, sich 
doch noch für die Aufnahme bedrohter 
Tropenholzarten in das Washingtoner 
Artenschutzabkommen einzusetzen, ist 
vielleicht ein Hinweis auf beginnende 
Beweglichkeit. Beobachtern der politi- 
schen Entwicklungen in Bonn ist auch 


nicht entgangen, daß man im Ministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(BMZ) undin Teilen seiner Ausführungs- 
organisationen KfW (Kreditanstalt für 
Wiederaufbau) und GTZ (Gesellschaft 
für technische Zusammenarbeit) einzu- 
sehen beginnt, daß sich bundesdeutsche 
Politik in der Vergangenheit erheblich 
mitschuldig gemacht hat an der Zer- 
störung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen gerade in den Tropenwaldländern. 
Entwicklungshilfeminister Warnke hatte 
dies - leider etwas spät - beim Ausschei- 
den aus seinem Armut gleichfalls 
freimütig zugegeben. 


Längst mangelt es auch nicht mehr an 
staatlichem Geld für den Regenwald- 
schutz. Geld jedoch und wachsende Ein- 
sicht einzelner Bediensteter sind kein 
Ersatz für klare politische Konzepte. Dar- 
an mangelt es unverändert. 

Die Architekten der Bonner Regen- 
waldpolitik haben allem Anschein nach 
unverändert Holz im Kopf. Tropenwald- 
schutzmaßnahmen deutscher Entwick- 
lungshilfe fördern bislang fast ausnahms- 
los Forstprojekte. Die Grundlagen der 
Förderungspolitik des BMZ im Tropen- 
waldbereich wurden jetzt erneut in einem 
unzweideutig holzwirtschaftlich ausge- 
richteten Forstsektorkonzept festge- 
schrieben. Dabei liegt der Fehler gewiß 
nicht in der Einschätzung, daß auch 
Regenwälder genutzt werden müssen, 
wenn man sie bewahren will. Er liegt 
darin, daß man allen vorliegenden 
Erkenntnissen zum Trotz nicht zu reali- 
sieren bereit ist, daß aus ökologischen wie 
sozialen Gründen die Nutzung des Holzes 
der Regenwälder nur ein einziger - und 
gelegentlich sogar nur marginaler - Bau- 
stein in einem Nutzungskonzept sein 
darf; und auch dies nur dann, wenn es in 
einer erwiesenermaßen naturverträgli- 
chen Form geschieht. 

In den Mittelpunkt einer zeitgemäßen 
Tropenwaldschutzpolitik gehören statt- 
dessen Maßnahmen zur Förderung von 
Agroforstwirtschaft’, zur Stützung der 
Strukturen traditioneller Subsistenzwirt- 
schaft und zur schonenden Nutzung 
sekundärer Waldprodukte (Nichtholz- 
produkte). Schutzkonzepte, die sich den 
besonderen Bedingungen für die Bewah- 
rung der Regenwälder, ihrer immensen 
und besonders stark vernetzten Arten- 
vielfalt und der von deren Erhalt unmittel- 
bar abhängigen menschlichen Kulturen 
unterordnen, finden kein Gehör. Was in 
den Köpfen der Verantwortlichen domi- 
niert, ist eine unreflektierte Schutzphilo- 
sophie, derzufolge Regenwälder weitge- 
hend in Wirtschaftsforste umzuwandeln 
sind, die kleinere Inseln unberührter 
Natur zum Schutz der Millionen Tier- und 
Pflanzenarten aussparen. Daß solche Vor- 
stellungen schon wegen der besonders 
weitflächigen Verteilungsmuster tropi- 
scher Tier- und Pflanzenarten nicht funk- 
tionieren, wird verdrängt. 

Und standhafı wehrt man sich gegen 
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die Einsicht, daß man die Artenvielfalt 
der Regenwälder mit einer reinen Inwert- 
setzungspolitik ohnehin nicht schützen 
kann. Dabei ist längst klar, daß der an den 
genetischen Ressourcen der Tropenwald- 
länder nicht minder interessierte Norden 
seinen Partnern im Süden freiwillige 
Kompensationszahlungen anbieten müß- 
te für den Verzicht auf eine intensivere 
Ausbeutung seiner Natur. Solange es für 
solche grundsätzlichen Solidarbeiträge in 
Bonn und andernorts kein Verständnis 
gibt, greifen alle Programme zum Regen- 
waldschutz zu kurz. 


Das Musterprogramm 
für Brasilien 


Brasiliens Pilotprogramm zum Schutz 
und zur nachhaltigen Nutzung seiner 
Wälder soll nach vielen Mißerfolgen fn 
der internationalen Regenwaldschutzpo- 
liuik nun endlich alles besser machen. Es 
geht zurück auf eine Initiative des deut- 
schen Bundeskanzlers. Dies erklärt auch, 
warum Brasilien als Schauplatz derneuen 
Initiative ausgewählt wurde, denn mit 
Brasilien hatte die Bundesregierung 
schon lange bilaterale Hilfe für den Tro- 
penwaldbereich vereinbart. 

Kanzler Kohl ermuntert seitdem seine 
westlichen Amtskollegen, ihm nachzuei- 
fern. Auf dem Weltwirtschaftsgipfel 
1990 in Houston wurde dann endlich 
beschlossen, für Brasilien ein mustergül- 
tiges Programm zum dauerhaften Schutz 
und zur nachhaltigen Nutzung seiner Tro- 
penwälder entwerfen zu lassen und zwar 
in enger Zusammenarbeit zwischen EG, 
Weltbank und brasilianischer Regierung. 
Die möglichst rasch erhofften prakti- 
schen Erfahrungen sollten dann als Maß- 
stab dienen für entsprechende internatio- 
nale Initiativen für den Tropenwald- 
schutz anderer Länder. 

Die brasilianische Regierung, die sich 
über Jahrzehnte jegliche Einmischung in 
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ihre Amazonaspolitik verbeten hatte, war 
dank ihres an einem guten Image in 
Sachen Umweltschutz interessierten Prä- 
sidenten Collor mit von der Partie. Pünkt- 
lich zum Weltwirtschaftsgipfel 1991 in 
London lag ein umfassendes Projektpa- 
pier vor, für dessen Realisierung die Bra- 
silianer von den partizipierenden Staaten 
und Organisationen 2,6 Milliarden DM 
forderten. Entschieden wurde in London 
jedoch vor allem bezüglich finanzieller 
Zusagen nur wenig. Vor allem die US- 
Amerikaner zierten sich, mit der Zusage 
von Finanzmitteln ihrer längst überfälli- 
gen Verantwortung für die Unterstützung 
von Umweltschutzinitiativen am Amazo- 
nas gerecht zu werden. 

Anfang Dezember 199] war es dann 
doch so weit. In Genf wurde zwischen 
Brasilien, den G7-Staaten, der Weltbank 
und der EG der Start des brasilianischen 
Pilotprogramms vereinbart. Die in Aus- 
sicht gestellten Mittel, so heißt es offiziell 
in einer Stellungnahme des deutschen 
Ministeriums für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit, übersteigen das für die erste 
Programmphase angestrebte Volumen 
von 250 Millionen US-$. Hauptzahlmei- 
ster freilich ist die Bundesregierung, die 
ihre bereits seit Jahren bilateral zugesag- 
ten Mittel zur Konfinanzierung noch ein- 
mal aufstockte und mit 263 Millionen 
DM jetzt deutlich mehr als die Hälfte des 
gesamten Startprogramms finanziert. Die 
anderen westlichen Staaten zeigten sich 
in Genf unverändert verhalten und allem 
verbreiteten Optimismus zum Trotz läßt 
sich jetzt schon voraussagen, daß das 


angestrebte Gesamtvolumen des 
Gemeinschaftsvorhabens wohl nicht 
finanzierbar sein wird. 

Programm 


ohne Beteiligungder NRO 


Nicht erreichbar sind möglicherweise 
auch seine Ziele. Niemand kann heute 
vorhersagen, ob sich das Pilotprogramm 


‚Holzausbeutung in Sarawak. 
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zu einem Segen oder einem Fluch für die 
brasilianischen Regenwälder und ihre 
Bewohner entwickeln wird. Das Pro- 
gramm besteht aus einem Cocktail von 
sinnvollen Einzelinitiativen und einer 
bislang völlig unkritischen Nutzungsphi- 
losophie. Die Tatsache, daß der Weltbank 
wieder einmal eine Koordinatorenfunkti- 
on zugedacht wurde, macht in diesem 
Zusammenhang nicht gerade Mut. Doch 
wohin sich das Pilotprogramm ent- 
wickelt, entscheiden die Geberländer 
maßgeblich mit. Denn in Genf wurde 
auch vereinbart, daß die einzelnen Geber- 
staaten ihre Beiträge für das Pilotpro- 
gramm bilateral und weitgehend in eige- 
ner Regie abwickeln können. 

Die Palette der Maßnahmen, die das 
Programm dafür anbietet, ist außeror- 
dentlich vielfältig. Siereicht von der Stär- 
kung effektiverer Schutzmechanismen 
für bestehende Naturschutzreservate, der 
Absicherung anerkannter Lebensräume 
für indigene Gemeinschaften, der direk- 
ten Stützung von Kleinprojekten brasilia- 
nischer Nichtregierungsorganisationen, 
bis hin zur Förderung organisatorischer 
Strukturen und Programme zur Inwert- 
setzung der Primärwälder Amazoniens. 

Zu den Erfolgen könnte schon bald 
zählen, daß das Pilotprogramm politisch 
und finanziell seinen Beitrag leistet zur 
längst überfälligen Absicherung einer 
Reihe von Indianergebieten. Angekün- 
digt sind die dazu notwendigen Initiati- 
ven bereits. 

Solche positiven Ansätze konnten die 
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Okologie 


grundsätzliche Kritik allerdings nicht 
übertönen. Denn das gesamte Programm 
wurde ohne Kooperation mit der betroffe- 
nen Bevölkerung und ohne nennenswerte 
Konsultation mit brasilianischen Nicht- 


regierungsorganisationen (NRO) ent- 


wickelt. Diese stehen jetzt in einem 
Gewissenskonflikt. Auf der einen Seite 
sieht das Pilotprogramm auch die Unter- 
stützung von eigenen Projekten der 
NROs vor. Andererseits droht aus ande- 
ren Teilen des Programms ein 
Erschließungsfeldzug gegen die Primär- 
wälder Amazoniens, der schlimme öko- 
logische und soziale Folgen nach sich zie- 
hen könnte. Entsprechend zwiespältig ist 
auch die Meinung vieler brasilianischer 
NROs. 

Das Pilotprogramm wird ein weiterer 
Prüfstein für die deutsche Regenwaldpo- 
litik. Ein nicht unerheblicher Teil der 
deutschen Mittelzusagen ist bereits fest 
verplant. Der Abfluß der Gelder ist hier 
lediglich noch an die Zustimmung des 
brasilianischen Kongresses geknüpft. 
Etwa 30 Millionen DM sollen für die 
effektivere Sicherung von Waldschutzzo- 
nen (Nationalparks etc.) ausgegeben wer- 
den. Möglicherweise doppelt so viele 
Mitte] werden voraussichtlich in weiteren 
Vorhaben für den Schutz letzter Rest- 
waldparzellen im ehemaligen brasiliani- 
schen Küstenregenwald an der Atlan- 
tikküste eingesetzt werden. Und die Bun- 


.desregierung ist zudem bereit, sich finan- 


ziell an der Demarkierung von Indianer- 


land zu beteiligen. 
Bislang ist noch unklar, in welche kon- 
kreten Einzelprojekte Finanzmittel 


fließen sollen. Sollte sichergestellt wer- 
den, daß es zu keinem Konflikt mit 
berechtigten Land- und Landnutzungsin- 
teressen von Waldvölkern kommt, dann 
kann dieser Teil des deutschen Engage- 
ments positiv gewertet werden. 

Andere geplante deutsche Vorhaben 
sind da schon erheblich kritischer zu 
bewerten. So ist vorgesehen, sich an der 
wirtschaftlichen Nutzung von National- 
forsten (Flonas) in intakten Primärwäl- 
dern zu beteiligen. Die in der 'Regenwäl- 
der Kampagne 92’ zusammengeschlosse- 
nen Verbände haben bereits mehrfach 
ihre umfassende Kritik an entsprechen- 
den Plänen vorgetragen. Denn wenn hier 
die gleiche Nutzungsphilosophie zum 
Tragen kommt, wie sie die oben geschil- 
derte, bisherige deutsche Regenwaldpoli- 
tik kennzeichnet, dann wird vom deut- 
schen Engagement großer Schaden aus- 
gehen. Die 'Regenwälder Kampagne 92' 
hat deshalb gefordert, daß die Bundesre- 
gierung zunächst höchstens ein For- 
schungsprojekt zur Überprüfung natur- 
verträglicher Nutzungsformen unterstüt- 
zen darf. Bis zum empirischen Nachweis 
der Nachhaltigkeit darf sich die Bundes- 
regierung gerade an forstwirtschaftlichen 
Nutzungsprogrammen nicht beteiligen. 

Die Kampagne fordert weiterhin, daß 
die Bundesregierung ihre noch nicht ver- 
planten Mittel insbesondere für Projekte 


anbieten sollte, die dazu beitragen, den 
Nutzungsdruck von den Primärwäldern 
abzuwenden. Dazu gehört zum Beispiel 
die Förderung standortgerechter Wieder- 
bewaldungsprojekte, die Agroforstwirt- 
schaft, der Erosionsschutz u.a. 


Hoffen aufRio? 


In diesen Wochen laufen weltweit die 
Vorbereitungen für die UN- Konferenz 
"Umwelt und Entwicklung" (UNCED) 
auf vollen Touren. Spezielle, neue Initia- 
tiven für den Tropenwaldschutz sind von 
dort allerdings nicht zu erwarten. Und 
dennoch könnte in Rio mehr für einen 
effektiven Tropenwaldschutz geschehen 
als in allen möglicherweise noch so gut 
gemeinten Rettungsprogrammen zusam- 
mengenommen. Der Tropenwald stirbt 
wie viele andere global bedeutsame Oko- 
systeme in erheblichem Umfang für die 
Interessen der reichen Länder des Nor- 
dens. Darauf weisen uns die Vertreter der 
vom Überleben intakter Regenwälder 
abhängigen Menschen seit Jahren unauf- 
hörlich hin. So wird UNCED also zum 
Prüfstein, auch für die Qualität des deut- 
schen Engagements für den Schutz der 
Tropenwälder. Ob sich die Bundesrepu- 
blik in Rio für eine Neugestaltung der 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
nach ökologischen und solidarischen Kri- 
terien einsetzen wird, ist allerdings mehr 
als fraglich. 


Jürgen Wolters 
(Arbeitsgemeinschaft 
Regenwald und Artenschutz) 


Anmerkungen: 


(1) Internationale Tropenholzorganisation. Handelsgemein- 
schaft von Tropenholzexporteuren und -importeuren mit 
Sitz in Japan. 

(2) Landwirtschaftliches Betriebssystem mit ökologisch, 
technisch und ökonomisch nachhaltig integriertem Anbau 
von Bäumen und landwirtschaftlichen Nutzpflanzen. 


Kurzer _ 
Prozeß mit 


Flüchtlingen 


Der bundesdeutsche Staat hat den 
Flüchtlingen den Kampf angesagt. 
Der ''Pragmatiker des Rassismus'" 
Wolfgang Schäuble kündigte 
bereits am 18. Januar 1990 in sei- 
nem "Entwurf einer Flüchtlings- 
konzeption" an: ''Der Versuch der 
Betroffenen, sich zeitweise oder 
dauernd in der Bundesrepublik nie- 
derzulassen, widerspricht dem 
Nichteinwanderungsprinzip... Den 
Flüchtlingen darf deshalb in der 
Regel keine Gelegenheit gegeben 
werden, ihren Aufenthalt in der 
Bundesrepublik zu verfestigen und 
sich in die hiesige Gesellschaft zu 
integrieren.'' Damitläutete 
Schäuble eine neue Phase ein, in der 
sich der Abbau der Rechte von Aus- 
länderInnen und Asylbewerberln- 
nen zusehends beschleunigt. Einige 
stolze Deutsche nahmen sich 
SchäublesLeitlinien zu Herzen und 
erzeugten mit Zündhölzern, Molo- 
towcocktails, Messern etc. die Stim- 
mung, die die Schreibtischtäter 
Schäuble und Seiters dankbar wie- 
deraufnahmen, um die immer 
bedrohlicher werdende Situation 
für AsylbewerberInnen in Deutsch- 
land "Recht" werden zulassen. 


en politischen Beitrag zum heißen 
Anschlags-Herbst leistete das 
Vier - Parteien - Gespräch am 
10. Oktober 1991, die sog. Kanzlerrunde. 
CDU/CSU/FDP/SPD verurteilten zwar 
verbal die tätlichen Übergriffe auf Wohn- 
heime ausländischer MitbürgerInnen, sie 
betonten jedoch gleichzeitig, daß politi- 
scher Handlungsbedarf in Richtung Ver- 
schärfung des Asylverfahrens bestünde. 
Zukünftig sollen Asylsuchende nach 
ihrer Anhörung beim Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 


Flüchtlinge 
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in zwei Gruppen eingeteilt werden. Zum 
einen in Asylsuchende, deren Anträge als 
'offensichtlich unbegründet” betrachtet 
werden. Zum anderen in Asylsuchende, 
die aus Ländern stammen, in denen die 
bundesdeutsche Regierung politische 
Verfolgung nicht ausschließen will. 

Hauptsächlich die erste Gruppe Asyl- 
suchender wird nach bisherigen Vor- 
schlägen mit einer Behandlung ihres 
Rechts auf individuelle Anhörung kon- 
frontiert werden, die mit grundgesetzli- 
chen Bestimmungen nicht mehr verein- 
bar ist. 

So einigte sich die Vier-Parteien- 
Koalition im Oktober 1991 darauf, die 
Verfahrensdauer für die endgültige(!) 
Anerkennung/Ablehnung von Asylanträ- 
gen auf sechs Wochen zu verkürzen. 
Dabei wurden für das Verwaltungsver- 
fahren zwei Wochen, für die Rechtsmit- 
telfrist (nach einer Ablehnung durch die 
Verwaltung) eine Woche, füreindann fol- 
gendes gerichtliches Eilverfahren noch- 
mals zwei Wochen Bearbeitungszeit 
angesetzt. Die sechste Woche dient, an 
eine Anerkennung scheint niemand zu 
glauben, der Aufenthaltsbeendigung, 
sprich der Abschiebung. 

Die Bundesländer sind angehalten, die 
Voraussetzungen für die Schnellverfah- 
ren mit der Errichtung zentraler Gemein- 
schaftsunterkünfte zu schaffen. Die Ver- 
teilung der Flüchtlinge erfolgt durch eine 
zentrale Einrichtung des Bundes oder der 
Länder und soll unter dem technokrati- 
schen Blickwinkel des "optimalen Ein- 
satzes der Ressourcen" erfolgen. Die 
Länder sollen weiter dafür sorgen, daß.die 
Dauer des gerichtlichen Verfahrens die 
vorgegebenen 14 Tage nicht übersteigt, 
d.h. die juristischen Verfahren müssen in 
Ortsnähe zu den zentralen Aufnahmestel- 
len durchgeführt werden. 

Auch bestimmte rechtliche Verände- 
rungen forderte des Kanzlers Runde ein, 
ohne die die Schnellverfahren nicht mög- 
lich wären, und die das Bundesinnenmi- 
nisterium in ihrem Gesetzesentwurf zur 
Neuregelung des Asylverfahrens umset- 
zen sollte. 


Am Ende der Fließbandabfertigung 
wartet die Aufenthaltsbeendigung auf 
den Flüchtling. Dabei soll bedacht wer- 
den, daß eine Verzögerung oder Verkür- 
zung des Verfahrens entweder eine 
Erweiterung der Unterbringungskapa- 
zitäten oder eine Einsparung an Unter- 
bringungsplätzen mitsichbringt. 

Die deutschen Parteien beschlossen 
neben der Schnellabfertigung noch wei- 
tere flankierende Maßnahmen: So die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage 
für eine generelle erkennungsdienstliche 
Behandlung von AsylbewerberInnen und 
den beschleunigten Ausbau des automati- 
schen Fingerabdrucksystems AFIS durch 
das Bundeskriminalamt $15 des Ge- 
setzesentwurfs). Oder die Auszahlung 
der Sozialhilfe in Sachleistungen. Dies 
führt dazu, daß Asylsuchende die Kosten 
für einen Rechtsbeistand nicht aufbrin- 
gen können, da gleichzeitig das Arbeits- 
verbot wiedereingeführt werden soll. 


Vorreiter Baden-Württemberg 


In Baden-Württemberg, wo der ehe- 
malige Landesherr Lothar Späth schon 
vor Jahren die Streichung des Art. 16 GG 
"Politisch Verfolgte genießen Asyl" for- 
derte und der SPD-Landesvorsitzende 
Dieter Spöri als einer der ersten die asyl- 
politische Wende seiner Partei anmahnte, 
fühlte sich die Landesregierung sogleich 
berufen, die Vorreiterrolle in der Umset- 
zung der Beschlüsse zu übernehmen. Das 
Innenministerium legte am 10. Dezember 
als bisher einziges Bundesland ein inte- 
griertes Beschleunigungskonzept vor. 
Der zuständige Minister Dietmar Schlee 
schätzt, daß ca. 30% aller Asylverfahren 
in Baden- Württemberg für das beschleu- 
nigte Verfahren in Frage kommen. 
Gemeint sind die als "offensichtlich 
unbegründet" eingestuften Anträge. Die 
betroffenen Flüchtlinge sollen auf vier 
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Modellbezirkslager mit jeweils minde- 
stens 500 Menschen in Freiburg, Reutlin- 
gen, Ludwigsburg und Rastatt verteilt 
werden. In diesen Lagern werden unter 
einem Dach vertreten sein: Eine Außen- 
stelle des Bundesamtes für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge (für die 
Antragstellung bei der Verwaltung), eine 
auswärtige Kammer des Verwaltungsge- 
richtes (für die gerichtliche Entscheidung 
des Asylanspruchs) sowie eine Auslän- 
derbehörde des Landes (zur sofortigen 
Ausführung etwaiger Ablehnungsbe- 
scheide). Ob das Lagerkonzept eine Inter- 
nierung der Flüchtlinge bedeutet, ist noch 
nicht klar abzusehen. Die Bestimmungen 
diesbezüglich sind vage und interpretier- 
bar. In einem vertraulichen Papier des 
Ministerrates Baden-Württemberg wird 
festgehalten: "Während des beschleunig- 
ten Verfahrens verbleibt der Antragsteller 
in einer Sammelunterkunft.” Zumindest 
istdie Bewegungsfreiheit der Asylbewer- 
berInnen eingeschränkt. Sie sind ver- 
pflichtet "für die zuständigen Behör- 
den...zu bestimmten Zeiten erreichbar zu 
sein." ($SOII). 


Die Erfahrungen von Flüchtlings- 
initiativen mit der Karlsruher ZASt (Zen- 
trale Anlaufstelle für AsylbewerberlIn- 
nen; sie dient als Modell für die Sammel- 
lager) zeigen, daß Sammellager dieser 
Art den Kontakt der AsylbewerberInnen 
nach draußen erheblich erschweren. Die 
Möglichkeiten von Kontrollen durch 
Flüchtlingsinitiativen über Vorgänge im 
Lager, die in der Vergangenheit nicht sel- 
ten zur Aufdeckung von illegalen Prakti- 
ken der Behörden geführt haben’, werden 
zukünftig auf ein Minimum reduziert. In 
der ZASt werden die Flüchtlinge ohne 
Beratung in ein Verfahren hineingewor- 
fen, ohne daß sie wissen, in welcher Wei- 
se politisches Asyl in der Bundesrepublik 
definiert ist. Sie werden zum würdelosen 
Gegenstand eines Verfahrens degradiert, 
in dem sich der Staat die völlige Verfü- 
gung über diese rechtlosen Objekte 
aneignet. 

In ihrer bürokratisch-totalitären Men- 
schenbehandlung hat sich die große deut- 
sche Koalition gegen Flüchtlinge die 
Auffassung der CSU zueigen gemacht: 
"Die unerwünschte Integration Asylsu- 
chender in die bundesdeutschen Lebens- 
verhältnisse ist durch bewußte, karge, 
lagermäßige Unterbringung zu verhin- 
dern. Sie muß als psychologische Schran- 
ke gegen den weiteren Zustrom Asylwil- 
liger aufgebaut werden."* 

In der Pressemitteilung vom 10. 
Dezember 1991 konnte Dietmar Schlee 
zufrieden feststellen: "Baden-Württem- 
berg hat seine Hausaufgaben erfüllt - es 
bleibt zu hoffen, daß der Bund und die 
übrigen Länder jetzt ebenfalls rasch han- 
deln." Denn das beschleunigte Verfahren 
kann erst dann umgesetzt werden, "wenn 
der Bund seine Gesetzgebung zur Neure- 
gelung des Asylverfahrens abgeschlos- 
sen hat.” 
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Flüchtlinge 


Internierung und Sicherheitshaft bald Normalität für Flüchtlinge ? ? 


Verschärftes 
Asylverfahrensgesetz 


Schlee brauchte nicht lange zu warten. 
Schäuble-Nachfolger Rudolf Seiters 
arbeitete zügig. Die geplanten Eingriffe 
indas gerichtliche Verfahren und das Ver- 
fahren beim Bundesamt sind von bemer- 
kenswerter Tragweite. Sie betreffen nicht 
nur die "offensichtlich unbegründeten" 
Fälle, sondern auch die "klassischen" 
Asylverfahren. 

Zur Anhörung beim Bundesamtbedarf 
es nun keiner Ladung mehr (828IV). Da 
Rechtsanwälte nicht ständig "Gewehr bei 
Fuß" stehen können, bedeutet dies eine 
erhebliche Einschränkung des Rechts- 
schutzes. Die Kürze der Zeit beim Ver- 
waltungsverfahren gibt den Asylsuchen- 
den ohnehin keine Möglichkeit, sich auf 
die Anhörung vorzubereiten und recht- 
lich beraten zu lassen. Da die Beweiser- 
hebung mit der Anhörung bereits abge- 
schlossen ist, werden nachgereichte 
Informationen abgewiesen ($48). 

Ein Asylantrag gilt nach dem Gesetz- 
entwurf ($35) als zurückgenommen, 
wenn der/die AntragstellerIn das Verfah- 
ren länger als einen Monat nicht betreibt. 
Dies geschieht ungeachtet unverschulde- 
ter Verhinderungsgründe wie Krankheit, 
Unfalloder Behördenschlamperei. 


aus: Flüchtlinge 11/91 


Die Klagefrist beträgt bei "unbegrün- 
deten" Asylanträgen statt eineın Monat 
künftigzwei Wochen. Die Klage ist inner- 
halb eines Monats zu begründen. Bei den 
"offensichtlich unbegründeten” Anträ- 
gen beträgt die Klagefristnureine Woche. 
Innerhalb dieser Frist sind sämtliche zur 
Begründung dienende Tatsachen und 
Beweismittel anzugeben ($39III). Für die 
sich in den Lagern befindlichen "offen- 
sichtlich Unbegründeten" ist dies als 
Neuankömmlinge eine offensichtliche 
Unmöglichkeit. Eine ordnungsgemäße 
Begründung kann nur nach Akteneinsicht 
erfolgen, die innerhalb von drei oder vier 
Tagen nicht machbar ist. Dazu bedürfte es 
außerdem eines Rechtsbeistandes. 

Neu ist auch die Bestimmung, daß ein 
Folgeantrag eines(r) rechtskräftig abge- 
lehnten Asylbewerbers(in) i inden Tolgen- 
den zwei Jahren nicht mehr möglich ist 
(874). Eventuelle politische Veränderun- 
gen in dem Herkunftsland des Flüchtlings 
sollen keine Berücksichtigung finden. 

Auch bei den Veränderungen im 
gerichtlichen Verfahren hat sich das Bun- 
desinnenministerium einiges einfallen 
lassen, um die ungewollten Asylbewer- 
berInnen schneller loszuwerden. Die als 
“offensichtlich unbegründet" eingestuf- 
ten Asylanträge werden künftig von Ein- 
zelrichtern entschieden (881). Das Ver- 
fahren wird schriftlich abgewickelt. 


Generell hat der Gesetzentwurf jegliche 
Berufungsmöglichkeit abgeschafft (883). 

Dies führt zu grundsätzlichen Ein- 
schnitten in die grundrechtlich gewähr- 
leisteten Verfahrensgarantıen: "...daß 
dies angesichts möglicher gravierender 
Auswirkungen für Leib, Leben oder die 
persönliche Freiheit des Asylbewerbers 
nicht mehr den Grundvorstellungen des 
Bundesverfassungsgerichts ... entspre- 
chen dürfte", stellt die Fachgruppe Aus- 
länderrecht der Neuen Richter Vereini- 
gung in einer Stellungnahme zum Gesetz- 
entwurf fest.’ Zudem ist eine einheitliche 
Entscheidungspraxis beim Einzelrichter- 
prinzip nicht mehr gewährleistet - "ein 
rechtspolitisch und für die Betroffenen 
nicht mehr vertretbarer und auch nicht 
mehr nachvollziehbarer Zustand." 

Bei den zu erwartenden verschiedenen 
Einschätzungen der Situation im Her- 
kunftsland eines Flüchtling durch die 
Einzelrichter, wird die Kammer des Ver- 
waltungsgerichts, die den Einzelrichter 
eingesetzt hat, den Fall dem Bundesver- 
waltungsgericht wegen Grundsatzbedeu- 
tung zur Entscheidung vorlegen müssen. 
Doch das Bundesverwaltungsgericht hat 
überhaupt keine Erfahrung mit der 
Ermittlung von Tatsachen und ist auch 
eigentlich für solche Aufgaben nicht vor- 
gesehen. Deshalb wird es mit Sicherheit 
hoffnungslos überlastet sein. Oder einE 
AsylbewerberIn muß, da ein anderes 
Rechtsmittel nicht mehr zur Verfügung 
steht, das Bundesverfassungsgericht 
anrufen. Das erscheint völlig unpraktika- 
bel. 

$11 bestimmt, daß nur eine Klage 
gegen eine einfache - unbegründete - Ent- 
scheidung im Anerkennungsverfahren 
durch das Bundesamt eine aufschiebende 
Wirkung hat. Bei allen anderen Verfah- 
ren, etwa gegen eine Auflage, gegen eine 
Zuweisung an einen bestimmten Ort, aber 
auch gegen eine Rücknahme der Asylan- 
erkennung hat die Klage keine aufschie- 
bende Wirkung. 

Neben den Rechtseinschränkungen im 
Bundesamts- und im Gerichtsverfahren 
hält die Seiters-Behörde für die Flüchtlin- 
genoch einige weitere böse Überraschun- 
gen bereit. Ohne inhaltliche Entschei- 
dungsbefugnis muß ein Richter auf 
Anweisung des Bundesamtes die Verhaf- 
tung eines Flüchtlings anordnen, wenn er 
nicht innerhalb einer Woche in der Erst- 
aufnahmeeinrichtung eintrifft (868). Er 
kann ihn inhaftieren, wenn seine Identität 
ungeklärt ist und er unrichtige Angaben 
über seine Identität gemacht hat, was 
nicht selten ist, wie die Organisation "Pro 
Asyl" feststellt: "Viele (Flüchtlinge, die 
Red.) begegnen Behörden mit Vorbehal- 
ten. Flüchtlinge, die gefoltert wurden 
oder in Haft waren, können aus psycholo- 
gischen Gründen nicht sofort gegenüber 
Fremden darüber sprechen.” ° 

Spätestens wenn die Abschiebung 
ansteht, sind die meisten Asylbewerbe- 
Innen nach dem Seiters-Entwurf gefäng- 
nisreif. Sie sind nämlich dann in Siche- 
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rungshaft zu nehmen, wenn sie "aufgrund 
einer unerlaubten Einreise" (857) voll- 
ziehbar ausreisepflichtig sind. Das trifft 
für sämtliche Flüchtlinge zu, die ohne 
Visum in die Bundesrepublik eingereist 
sind. Und das sind fast alle: Denn welcher 
Flüchtling kann sich vor Antritt seiner 
Flucht schon ein Visum in der deutschen 
Botschaft seines Herkunftlandes besor- 
gen? Es bleibt also abzuwarten, wann die 
Bundesregierung neben den Verwal- 
tungseinheiten und den Gerichtsbarkei- 
ten noch eine Haftanstalt in die Sammel- 
lager integriert, weil diese sich sonst recht 
bald gähnender Leere erfreuen müßten. 


Artikel 16 GG gefährdet 


Der Entwurf des Bundesinnenministe- 
riums zur Neuregelung des Asylverfah- 
rens genügt nach Meinung juristischer 
Fachkreise’ unterschiedlicher politischer 
Couleur weder der Verfassung, noch den 
Prinzipien des bürgerlichen Rechts- 
staats’, Desweiteren wird eine massive 
Überlastung der Bundesgerichte prophe- 
zeit. Schließlich stellt sogar das baden- 
württembergische Kabinett in seinem 
vertraulichen Papier verfassungsrechtli- 
che Bedenken fest und zweifelt an der 
praktischen Durchführbarkeit des Sechs- 
Wochen-Modells schlechthin. 

Wenn dem aber so ist, dann drängt sich 
die Frage auf, ob ein Scheitern des 
Beschleunigungskonzepts nicht sogar 
beabsichtigt ist. Ziel der Kanzlerrunde 
war es, schnelle Abschiebungen vorneh- 
men zu können, ohne das Grundgesetz zu 
ändern. Wenn dies rechtlich nicht so ohne 
weiteres möglich ist, wird der Ruf nach 
Streichung des Artikels 16 GG sich letzt- 
endlich durchsetzen. Wenn auch die 
Flüchtlinge schon jetzt einem institutio- 
nalisierten Rassismus ausgesetzt sind, so 
bedeutet doch die Änderung des Grund- 
gesetzes einen weiteren politischen Sieg 
für die extreme Rechte. Die Beseitigung 
eines politischen und rechtlichen 
Anspruchs auf Asyl läßt die Gewährung 
von Asyl zu einem Gnadenrecht verkom- 
men. Die Flüchtlinge werden noch mehr 
zum Spielballderpolititschen und ökono- 
mischen Wetterlage, zum Punchingball 
des unheilvollen Wechselspiels zwischen 
deutschnationalen Politikern und Volks- 
massen. 

Der Gesetzentwurf spricht, auch wenn 
er zunächst scheitern sollte, eine deutli- 
che Sprache, was in nächster Zeit zu 
erwarten ist: Die Zementierung der 
Ungleichheit der Menschen, die in 
Deutschland leben, und den unbedingten 
Willen, die Rechtsansprüche für nichtge- 
wollte AusländerInnen weiter zu senken. 

Walter Schlecht/Jörg Später 


Anmerkungen: 


I) Vgl. Oliver Tolmein, Pragmatiker des Rassismus, in: kon- 
kret 2/1991. 

2) Als "offensichtlich unbegründet” sollein Asylantragnoch 
vor Prüfung seiner Berechtigung von den Behörden einge- 
schätzt werden, wenn "offensichtlich" ist. daßder Flüchtling 


sein Land aus wirtschaftlichen Gründen oder wegen einer 
allgemeinen Notsituation oder wegen kriegerischer Ausein- 
andersetzungen verlassen hat. 

3) Eine umfassende Dokumentation dieser Rechtswidrig- 
keiten stellte der Flüchtlingsrat Karlsruhe zusammen, unter 
dem Titel: Rechtswidrigkeiten im Asylverfahren, Juli 1991. 
4)zitiertnachak 338, 8.5. 

5) zitiert in: Stellungnahme der Fachgruppe Ausländerrecht 
der Neuen Richter Vereinigung zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Asylverfahrens vom 10. Januar 1992. 
6) Pro Asyl: Stopp dem Kahlschlag. Für ein faires Asylrecht 
(Faltblatt). 

7) Vgl. v.a. Hubert Heinhold, Schlampig. verfassungswid- 
rig, rechtsstaatswidrig, in: ID Asyl 51/1992, $. 14-21 und in: 
Frankfurter Rundschau vom 10. Februar 1992 als Sprecher 
des Republikanische Anwältinnen und Anwälteverein, der 
die bislang detailierteste Kritik am Gesetzesentwurf vorge- 
legthat. 

8) "Pro Asyl“ nennt das inzwischen im Bundestag beratene 
Gesetz eine "Notstandsgesetzgebung", "einen Angriff auf 
den Rechtsstaat". Die PS/LL-Abgeordneten Jelpke, Maurer 
und Schröder sprechen von Mitteln der Sonderjustiz und 
polizeistaatlichen Handelns. Der UNHCR schließlich wen- 
det ein, daß die Bestimmungen nicht mit der Genfer Flücht- 
lingskonvention vereinbar seien, da die Gefahr für Flüchtlin- 
ge, aus formalen Gründen abgeschoben zu werden, durchdie 
knapp bemessenen Fristen sich erhöhe. 
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Westsahara 


'Notre ami, le roi du Maroc' 


USA und EG dulden Hassans 
Sabotage des UNO-Friedensplanes 


Was USA, EG und UNO dem iraki- 
schen Diktator Saddam Hussein 
nicht durchgehen ließen, das erlau- 
ben sie dem marokkanischen König 
Hassan um so großzügiger: die Be- 
setzungeines kleinen Nachbarlan- 
des. Alles deutet daraufhin, daß 
Hassan die Unabhängigkeit der 
Westsahara auch weiterhin verhin- 
dern kann. Den UNO-Friedensplan 
für die Westsahara jedenfalls hat er 
erfolgreich sabotiert - es ist derzeit 
unklar, ob und wie esüberhaupt 
noch zu einer Volksabstimmung 
kommen wird. Diese Vorzugsbe- 
handlung hat Marokko seiner enor- 
men wirtschaftlichen, politischen 
und militärstrategischen Bedeutung 
für die USA und dieEG zu verdan- 
ken. 


laubte man dem marokkanischen 

Außenminister, Abdellatif Filali, 

so gabes am 15. Januar 1992 "ein- 
en Skandal im Europaparlament", eine 
"offene und eklatante Einmischung" aus 
Straßburg "in die inneren Angelegenhei- 
ten" seines Landes. Was war geschehen? 
Am 15. Januar stand die Verlängerung der 
EG-Kooperationsabkommen mit den 
Staaten Nordafrikas und des Nahen 
Ostens auf der Tagesordnung des Europa- 
parlamentes. Marokko gehört seit jeher 
zu den bevorzugten Kooperationspart- 
nern der EG. Nach den neuen Finanzpro- 
tokollen sollte Marokko für die Jahre von 
1992 bis 1996 Zuschüsse und Kredite in 
Höhe von 438 Millionen ECU erhalten 
(umgerechnet fast 900 Millionen DM). 
Auf Ministerratsebene waren die Finanz- 
vereinbarungen mit Marokko längst un- 
terzeichnet. Die Zustimmung des Euro- 
paparlamentes schien nur noch eine 
Formsache. Schließlich hatte gerade noch 
eine Delegation dieses Parlamentes auf 
Einladung des marokkanischen Außen- 
ministers Filali das nordafrikanische 
Land besucht und dabei "ihre Bewunde- 
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rung für die Fortschritte" Marokkos geäu- 
Bert.' 

Daß ın der Diktatur von Hassan Il. bis 
heute Demonstrationen zusammenge- 
schossen und Gefangene bestialisch ge- 
foltert werden (amnesty international hat 
deshalb gerade wieder zu Mahnwachen 
vor der marokkanischen Botschaft in 
Bonn aufgerufen) und daß Marokko seit 
1975 in der Westsahara Krieg führt und 
eine brutale Besatzungspolitik in seinem 
südlichen Nachbarland praktiziert, hatte 
die EG-Kollaboration mit diesem Land 
ohnehin nie beeinträchtigt. Im Gegenteil: 
Seit Kriegsbeginn erhielt Hassans Regi- 
me von der EG Finanzspritzen zur Auf- 
besserung der leeren Kriegskasse in Höhe 
von mehralseiner Milliarde DM. 

Doch dieses Mal schien alles anders zu 
laufen: das Europaparlament diskutierte 
lange und ausführlich über die Verlänge- 
rung des Finanzprotokolls mit Marokko 
und vor allem über das Thema Westsaha- 
ra. Dabei kam auch die Art und Weise zur 
Sprache, in der der marokkanische Dikta- 
tor nach mehr als 16 Jahren Krieg jetzt 
auch noch jeden Versuch behindert, den 
UN-Friedensplan für die Westsahara um- 
zusetzen. Diesen hatten immerhin der 
Weltsicherheitsrat und die UN-Vollver- 
sammlung im Frühjahr 199] einstimmig 
(!) verabschiedet. 

200 Millionen Dollar und eine UN- 
Friedenstruppe von 2700 Mann, die MI- 
NURSO, waren bereitgestellt worden, 
um bis Ende Januar 1992 ein Referendum 
in der Westsahara vorzubereiten, bei dem 
die Sahrauis selbst darüber entscheiden 
sollten, ob sie nun unabhängig sein oder 
zu Marokko gehören wollen. Doch im Ja- 
nuar 1992 gab es keine Volksabstimmung 
in der Westsahara, und es ist ungewiß, ob 
und wie sie überhaupt zustande kommt. 
Als Gründe für die Verschiebung des UN- 
Referendums über die Zukunft der West- 
sahara nannte die Abgeordnete Dorothee 
Piermont im Europaparlament: "Notre 
ami, le roi du Maroc', verweigert dem 


Volk der Sahrauis wegen des Westsahara- 
Phosphats die Selbstbestimmung, hält die 
dorthin entsandten UNO-Beobachter 
durch Hase- und Igel-Spiele zum Narren, 
verkehrt das von der UNO mit seiner Zu- 


N 
Einen Sturz von Hassans Regime wollen 
die USA, dieNATO unddie EG verhindern. 


stimmung beschlossene Referendum 
durch Einschleusung von Zigtausenden 
von Marokkanern vorab in sein Gegenteil 
und erreicht schließlich eine Verschie- 
bung des fest terminierten Referendums 
aufden Sankt-Nimmerleins-Tag. Und da- 
für will ihn das Europäische Parlament 
durch Zustimmung zum vierten Finanz- 
protokoll noch belohnen!" 

Es wollte schon, doch diesmal gelang 
es nicht auf Anhieb: Zwar stimmten 246 
Europaabgeordnete immer noch für die 
weitere Förderung der marokkanischen 
Diktatur (darunter war auch - die politi- 


Westsahara 


schen Winkelzüge von Sozialdemokraten 
sind und bleiben wundersam - der ehema- 
lıge Vorsitzende der fraktionsübergrei- 
fenden Parlamentariergruppe "Frieden 
für das Sahrauische Volk", der französi- 
sche Sozialıst Henry Saby). Aber es gab 
110 Gegenstimmen und 16 Enthaltungen, 
und damit wurde die für die Ratifizierung 
des Abkommens erforderliche absolute 
Parlamentsmehrheit von 260 Stimmen 
nicht erreicht. Die Folge: die Auszahlung 
der Millionen-Kredite an Marokko war 
gestoppt. Erstmals schien das, was Soli- 
daritätsgruppen seit Jahren fordern, 
durchgesetzt, nämlich Wirtschaftssank- 
tionen gegen Marokko aufgrund seiner 
Haltung im Westsaharakrieg. Doch letzt- 
lich handelte es sich nur - wie schon das 
Stimmenverhältnis im Parlament zeigt - 
um eine Panne im politischen Getriebe 
der EG, die schnellstmöglich repariert 
werden sollte. Kaum drei Wochen nach 
der Parlamentsentscheidung erschien fol- 
gende Meldung: "Die EG-Außenminister 
haben nach Angaben des amtierenden 
Ratspräsidenten, Joao de Deus Pinheiro, 
das Europäische Parlament ... ersucht, 
seine Haltung hinsichtlich der Ratifizie- 
rung der mit ... Marokko ausgehandelten 
Finanzprotokolle zu überprüfen. Wie 
Pinheiro mitteilte, halten die Außenmini- 
ster angesichts der engen Beziehungen 
zwischen den Maghrebländern bei der 
jetzigen Situation in Algerien die Weige- 
rung der Ratifizierung für wenig ange- 
bracht." 


Marokko hilft beider Ab- 
schottung der „Festung Europa“ 


Tatsächlich ist die Bedeutung der ma- 
rokkanischen Diktatur für die EG seit 
dem Wahlsieg der Islamischen Heilsfront 
in Algerien noch weiter gestiegen. 
Schließlich läßt Hassan II. seit nun schon 
drei Jahrzehnten konsequent jede anti- 
westliche Strömung im eigenen Land - ob 
Linke oder islamische Fundamentalisten 
- gnadenlos verfolgen, verhaften, foltern 
und ermorden. Außerdem bot er den In- 
nen- und Justizministern der EG bei 
einem Treffen der sogenannten TREVI- 
Gruppe im letzten Jahr an, bei der Ab- 
schottung der "Festung Europa" gegen- 


über Flüchtlingen aus dem Maghreb be- 
reitwillig zu assistieren. Konkret ver- 
sprach Innenminister Driss Bassri, der 
oberste Dienstherr über den marokkani- 
schen Repressionsapparat, seinen EG- 


Kollegen, mögliche Flüchtlinge schon. 


"anden Außengrenzen der EG", also etwa 
in Häfen und auf Flughäfen in Marokko, 
abzufangen. Dafür muß die EG bezahlen. 
Und schon deshalb müssen die Finanz- 
protokolle - wie auch immer - durchs Eu- 
ropaparlament gebracht werden. 
Außerdem gab es noch andere handfe- 


ste Gründe: Marokko hat angedroht, "sei- 


ne Gewässer", damit sind auch die der 
Westsahara gemeint, für spanische und 


Mit Waffengewalt daran gehindert, bestimmte Gebiete der Westsahara zu besuchen. 


Auch Verantwortliche der MINURSO zweifeln inzwischen an ihrer Friedensmission. 


portugiesische Fischerboote zu sperren 
(eine Verlängerung der EG-Fischereiab- 
kommen mit Marokko steht an). Sogleich 
traten Europaparlamentarier aus den bei- 
den iberischen Ländern zu Entschuldi- 
gungs- und Bitt-Gängen bei der marokka- 
nischen Regierung an. Sie garantierten, 
eine neue Abstimmung im Europaparla- 
ment zuerzwingenund dabei ausreichend 
viele Stimmen für die weitere finanzielle 
Zusammenarbeit der EG mit Marokko 
zusammenzubringen. 

Möglich, daß diese Ankündigung bis 
zur Drucklegung dieses Textes bereits in 
die Tat umgesetzt worden ist. Diese jüng- 
ste Farce aus Straßburg, die einmal mehr 
den Alibi-Charakter des Europaparla- 
mentesbloßlegt, spielte sich- weitgehend 
unbemerkt von der Öffentlichkeit - gera- 
de zu der Zeit ab, als in den verschieden- 
sten Medien die "Entscheidung der Euro- 
päischen Gemeinschaft" verbreitet wur- 
de, "bei der Vergabe von Entwicklungs- 
hilfe künftig stärker auf die Einhaltung 
der Menschenrechte und Demokratisie- 
rung im Empfängerland zu drängen". 

Das Beispiel zeigt, daß die EG undihre 
Verbündeten ihr Verhältnis zu Ma- 
rokko - Menschenrechtsverletzungen 
hin, Kriegsverbrechen in der Westsahara 
her - von anderen Kriterien abhängig ma- 
chen. Und es liefert Hinweise darauf, wa- 
rum die marokkanische Sabotage des 
UN-Friedensplanes zugelassen wird und 
in der politischen Debatte so wenig Be- 
achtung findet. Denn ähnlich wie die EG 
verhält sich in diesem Falle auch die 
UNO. 


Zwiespältige UNO-Politik 


Marokkokonntees sich erlauben, trotz 
Waffenruhe sahrauische Stellungen zu 
bombardieren, die Einreise der UNO- 
Friedenstruppen zu behindern, den Zeit- 


plan zu torpedieren, die Einigung über 
den Kreis der Stimmberechtigten bei dem 
geplanten Referendum in der Westsahara 
aufzukündigen und Sahrauis nur aus dem 
einen Grund zu verhaften, zu foltern und 
in den Kerkern verschwinden zu lassen, 
weil sie Kontakte zu den streng vom ma- 
rokkanischen Geheimdienst bewachten 
UN-Blauhelmen aufgenommen hatten. 
Ermahnungen, Stellungnahmen oder gar 
Proteste der UNO blieben aus. Bis heute 
ist nicht einmal der von der brititschen 
Zeitung "The Independent” erhobene 
Vorwurf gegen die UNO aus der Welt ge- 
räumt, daß hohe UN-Beamte Disketten 
mit geheimen Militärinformationen und 
Namenslisten der Sahrauis an die marok- 
kanischen Behörden weitergegeben ha- 
ben sollen. 

Einem Bericht des Vorsitzenden des 
Außenpolitischen Ausschusses im US- 
Senat von Anfang Februar zufolge, haben 
marokkanische Streitkräfte Mitglieder 
der UN-Truppe MINURSO sogar mit 
Waffengewalt daran gehindert, bestimm- 
te Gebiete der Westsahara zu besuchen. 
Dabei sollte die MINURSO längst den 
Abzug von 100 000 marokkanischen Be- 
satzungssoldaten in die Wege geleitet und 
die restlichen 60 000 an festgelegten Or- 
ten zusammengezogen und unter ihre 
Kontrolle gebracht haben. Nach dem Be- 
richt des US-Senators sind jedoch bis 
heute kaum mehr als ein Zehntel der ge- 
planten MINURSO-Soldaten in der 
Westsahara und für die Behinderung und 
Verzögerung des Friedenplanes wird ein- 
deutig Marokko verantwortlich gemacht. 
Darüberhinaus sollen bereits 58 Milli- 
onen Dollar, also mehr als ein Viertel des 
UN-Budgets, ausgegeben worden sein, 
und "finanzielle Unregelmäßigkeiten" 
werden gemeldet. 

Auch Verantwortliche der MINURSO 
zweifeln inzwischen an der "UN-Frie- 
densmission" in der Westsahara. ‚So er- 
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Westsahara 


klärte einerder UN-Offiziere dort: "Wenn 
mich einer meiner Männer, die ich befeh- 
lige, fragt, warum die UNO nicht mit der 
Faust auf den Tisch schlägt, warum sie 
das Verhalten der marokkanischen Regie- 
rung nicht verurteilt, muß ich bekennen, 
daß ich mir dieselbe Frage stelle. Auch 
ich frage mich, was sich hinter dieser Pas- 
sivität der UNO verbirgt."* 


Hassans prowestliche Politik 
zählt mehr als Menschenrechte 


Die Antwort aufdiese Frage lautet, daß 
UNO-Friedenstruppen bei der Durch- 
setzung ihrer Vorhaben immer nur so 
stark sind, wie es diejenigen zulassen, die 
sie schicken. Das heißt, daß immer auch 
wirtschaftliche und politische Interessen 
der Staaten eine Rolle spielen, die in der 
UNO das Sagen haben. Und diese sahen 
schon während der vergangenen 16 Jahre 
des Krieges in der Westsahara ihre Inter- 
essen stets besser durch die Besatzungs- 
macht Marokko vertreten. 

Alle fünf ständigen Mitglieder des 
Weltsicherheitsrates, die USA, die frü- 
'here Sowjetunion, Großbritannien, 
Frankreich und selbst die Volksrepublik 
China lieferten Marokko nach 1975 Waf- 
fen für seinen Krieg in der Westsahara. 
Frankreich wurde gar zum wichtigsten 
Rüstungslieferanten der marokkanischen 
Diktatur. Aus Großbritannien kamen Ka- 
nonen und Militärjeeps. Die Sowjetunion 
unterzeichnete während des Krieges 
einen "Jahrhundertvertrag“ mit Marokko 
über den Ausbau einer Phosphatmine. 
Und die USA erhöhten schon 1975, im 
Jahr vor der marokkanischen Invasion in 
die Westsahara ihre Militärhilfe an Ma- 
rokko um nicht weniger als 3000 Prozent. 
Später schickten sie Hassans Besatzungs- 
armee Panzer und Raketen, Minen und 


sogar völkerrechtlich geächtete Splitter- 
bomben. 

An der Zusammenarbeit der genann- 
ten Staaten mit Marokko hat sich bis heu- 
te nichts geändert. Die militärstrategische 
Lage Marokkos am Eingang des Mittel- 
meeres und Hassans prowestliche Politik 
in der arabischen Welt zählen mehrals al- 
le Menschenrechtsverletzungen und 
Kriegsverbrechen dieses Diktators. 

Selbst die Schritte des marokkani- 
schen Diktators zur Sabotage des UNO- 
Friedensplanes scheinen mit seinen 
mächtigsten Verbündeten abgestimmt. 
So besuchte US-Außenminister Baker 
ausgerechnet einen Tag vor Beginn der 
letzten marokkanischen Großoffensive in 
der Westsahara, im August 1991, Rabat. 
Zu den marokkanischen Bomben- und 
Panzerangriffen auf sahrauische Noma- 
densiedlungen befragt, erklärte er, dies 
sei nicht Angelegenheit der USA, er habe 
dazu keine Stellungnahme abzugeben. 


Damit wiederholte sich ein Szenario 
aus der Zeit vor Beginn der marokkani- 
schen Invasion in der Westsahara: Wäh- 
rend damals (1975) die UNO (wie auch 
die damalige Kolonialmacht der Westsa- 
hara, Spanien) den Sahrauis offiziell die 
Unabhängigkeit versprach und scheinbar 
ein entsprechendes Referendum vorbe- 
reitete, hatte Diktator Hassan II. längst 
den Einmarsch ın die Westsahara und die 
Mißachtung aller UN-Resolutionen und 
Beschlüsse des Internationalen Gerichts- 
hofes beschlossen und verkündet. Da- 
mals drängten vor allem Frankreich und 
die USA die spanische Regierung dazu, 
die Westsahara in einem geheimen Deal 
an Marokko abzutreten. Spanien erhielt 
dafür Fischfangrechte vor der sahraui- 
schen Küste und 35- Prozent der Aktien- 
anteile an der Phosphatmine von Bou 
Craa in der Westsahara. Auch 1975 war 
ein US-Außenminister unmittelbar vor 


= 


Alle ständigen Mitglieder des Weltsicherheitsrates lieferten Marokko nach 1975 Waffen für 


seinen Krieg in der Westsahara. 
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Kriegsbeginn vor Ort: Henry Kissinger. 

Bis heute ist die US-Administration 
bei der Einschätzung geblieben, daß Has- 
san II. eine formelle Unabhängigkeit der 
Westsahara im eigenen Land nicht über- 
leben würde. Zu groß wäre der Gresichts- 
verlust nach mehr als 16 Jahren Krieg. 
Doch einen Sturz von Hassans Regime 
wollen die USA, die NATO und EG ver- 
hindern, nicht zuletzt mit Hilfe der UNO, 

Es geht - so ein NATO-Report von 

1986 - darum, in Marokko "das Überle- 
ben eines moderaten, pro-westlichen Re- 
gimes” am "südlichen Rand des Bündnis- 
gebietes” zu sichern. Immerhin liegt hier 
der von europäischen Militärstrategen 
als "überlebenswichtig” eingeschätzte 
Zugang zum Mittelmeer. 
Außerdem stellt Marokko der USA und 
damit der NATO Stützpunkte "auf dem 
halben Weg zum Golf” zur Verfügung, 
deren Bedeutung spätestens der Golf- 
krieg vor einem Jahr demonstrierte. 

Im August 1990 war der marokkani- 
sche Diktator Hassan II. zudem der erste 
arabische Herrscher, der seine Soldaten 
an der Seite der USA in die Kriegsallianz 
gegen den Irak einreihte. Hassan weiß, 
was er seinen Freunden und Förderern 
schuldig ist. Dieserevanchieren sich heu- 
te, indem sie seine Obstruktionspolitik 
gegen den offiziell von allen Seiten befür- 
worteten Friedensprozeß in der Westsa- 
hara zulassen und decken. 

So empfing George Bush, der den Ein- 
marsch des irakischen Diktators Hussein 
in Kuwait zu einer "für alle Welt unan- 
nehmbaren..." Aggression erklärt und mit 
allen militärischen Mitteln rückgängig 
gemacht hatte, den marokkanischen Dik- 
tator Hassan auch noch nach dessen Bo- 
denoffensive in der Westsahara im Sep- 
tember 1991 in aller Freundschaft im 
Weißen Haus von Washington. Dabei 
stellt die Besetzung der Westsahara völ- 
kerrechtlich eine exakte Kopie des iraki- 
schen Vorgehens in Kuwait dar. Doch in 
der neuen Weltordnung der neunziger 
Jahre geht es ebenso wenig um Völker- 
oder Menschenrechte wie in der alten, 
auch wenn noch so viel davon geredet 
wird. 


Sahrauische Unabhängigkeit 
nicht vorgesehen 


Wer die UNO selbst nach dem Golf- 
krieg noch für ein überparteiliches, mög- 
licherweise gar neutrales internationales 
politisches Korrektiv gehalten hatte, 
müßte sich spätestens am Beispiel des 
UNO-Vorgehens in der Westsahara eines 
Besseren belehren lassen. 

Einmal mehr läßt sich die UNO für die 
Interessen der mächtigsten Staaten im 
Weltsicherheitsrat funktionalisieren. Of- 
fensichtlich - dafür spricht die bisherige 
Vorbereitung des fragwürdigen Referen- 
dums über den zukünftigen Status der 
Westsahara - wollen die Auftraggeber der 
UNO-Truppen nur ein Ergebnis zulassen: 
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Die Phosphatmine von BouCraa. 


den Anschluß dieses Landes an Marokko. 
So enthält schon der in vielen Details aus- 
getüftelte UN-Friedensplan für die West- 
sahara keinerlei Bestimmungen für den 
gegenteiligen Fall, für die Zeit nach einer 
möglichen Entscheidung der Sahrauis für 
ihre Unabhängigkeit. Es gibt keine Rege- 
lung, wer dann den Abzug der marokka- 
nischen Truppen und Polizisten, die 
Übergabe der Verwaltung und der von 
den marokkanischen Siedlern besetzten 
Städte und Wohnungen an die Sahrauis 
überwachen soll. Nach einer kritischen 
Durchsicht dieses UN-Friedensplanes 
kam auch eine internationale Juristenko- 
mission zu dem Schluß, daß darin alles so 
angelegt sei, als ginge es lediglich um die 
Bestätigung der Marokkanität der West- 
sahara. Entsprechend verhalten sich auch 
die UN-Verantwortlichen. 

So nutzte etwa Perez de Cuellar seine 
letzten Tage als UN-Generalsekretär aus- 
gerechnet dazu, eindeutig für die Besat- 
zungsmacht Marokko Partei zu ergreifen. 
Ende Dezember legte er - völlig überra- 
schend für die sahrauische Seite - dem 
Weltsicherheitsrat seinen persönlichen 
Abschlußbericht zum Stand des Westsa- 
hara-Friedensplanes vor und verlangte 
die sofortige Zustimmung zu seinen darin 
enthaltenen Empfehlungen. Perez de Cu- 
ellar hatte in seiner Vorlage ganz neben- 
bei eine der wichtigsten Grundlagen des 
Friedensplanes zugunsten der marokka- 
nischen Nachbesserungsforderungen fal- 
lengelassen: nämlich die Beschränkung 
der Wahlberechtigten für das Referen- 
dum auf diejenigen, die im spanischen 
Zensus von 1974 erfaßt worden waren 
(Die Liste umfaßt etwa 74000 sahraui- 
sche Namen). Plötzlich sollte auch 
stimmberechtigt sein, wer vor 1974 ent- 
weder sechs Jahre am Stück oder zwölf 
Jahre mit Unterbrechungen in der West- 
sahara gelebt hatte. Damit - so befürchtete 
die Polisario - würde sich die Wählerzahl 
um mehr als 30.000 Stimmberechtigte er- 
höhen und Marokko hätte eine weitere 
Möglichkeit zur Manipulation des Refe- 


rendums, da der Personenkreis nicht, wie 
beispielsweise durch den Zensus, eindeu- 
tig nachprüfbar ist. Die Zwangsansied- 
lung zehntausender marokkanischer 
Siedler seit Verabschiedung des UN-Frie- 
densplanes ın der Westsahara hat schließ- 
lich genau das Ziel, diese marokkanı- 
schen Staatsbürger als angebliche Sah- 
rauis und damit als Stimmberechtigte zu 
präsentieren. Auf mehreren Sitzungen 
versuchte Perez de Cuellar noch vor Ab- 
lauf seiner Amtszeit ineiner bis dahin bei- 
spiellosen diplomatischen Hektik, die 
Anderung des Friedensplanes zu Gunsten 
Marokkos im Weltsicherheitsrat durch- 
zupeitschen, assistiert vom Vertreter 
Frankreichs in diesem Gremium, der 
Druck auf die anwesenden Delegierten 
auszuüben versuchte. Trotzdem scheiter- 
te das Vorhaben in letzter Sekunde, am 
Silvesterabend 1991, am Einspruch eini- 
ger blockfreier Staaten. Zwar verabschie- 
dete der Weltsicherheitsrat eine Resoluti- 
on, die de Cuellars Friedensbemühungen 
in der Westsahara würdigte - gleichzeitig 
verwies er jedoch auf frühere Resolutio- 
nen, wonach die Stimmberechtigten des 
Referendums auf Grundlage der spani- 
schen Volkszählung ermittelt werden 
sollten. Der marokkanische Botschafter 
bei den Vereinten Nationen wußte die Be- 
mühungen des scheidenden UN-General- 
sekretärs dennoch zu schätzen: Am 10. 
Januar gab er einen Abschiedsempfang 
zu Ehren de Cuellars in New York, bei 
dem die marokkanische Regierung ihm 
ausdrücklich für seinen Abschlußbericht 
dankte. Schließlich wird darin die marok- 
kanische Sabotage des UN-Friedenspla- 
nes mitkeinem Wort erwähnt. 


Butros Ghali: Hassans neuer 
Verbündeter inder UNO? 


Eines seiner Hauptziele hat Marokko 
unter de Cuellars Amtszeit ohnehin er- 
reicht: Das Referendum ist wieder einmal 
vertagt. Und inzwischen hat Marokko 
selbst sogar Sitz und Stimme in dem Gre- 
mium, das die weitere Durchführung des 
Friedensplanes in der Westsahara kon- 
trollieren soll: Marokko rückte in den 
Weltsicherheitsrat nach. Bis 1993, solan- 
ge dauert dort sein Mandat, hofft Hassan 
I. mit Hilfe der UNO das "Westsahara- 
problem" in seinem Sinne gelöst zu ha- 
ben. Er hat - dank der Verzögerung des 
Referendums - dafür inzwischen mögli- 
cherweise einen noch besseren Verbün- 
deten gefunden, der ihm zur Seite steht. 
Ende Dezember wurde der neue UN-Ge- 
neralsekretär, Butros Ghali, vom Weltsi- 
cherheitsrat beauftragt, in zwei Monaten 
einen neuen Bericht und einen neuen 
Zeitplan für das Referendum vorzulegen. 
Ghali "qualifizierte" sich für sein Amt als 
UN-Generalsekretär im ägyptischen Au- 
Benministerium. Dort machte er sich 
schon um die US-Interessen im Nahen 
Osten verdient, als 1977 das Camp-Da- 
vid-Abkommen zwischen Israel und 


Ägypten ausgehandelt wurde, als dessen 
"Architekt" Butros Ghali gilt. Die Dele- 
gationen dieser Länder trafen sich damals 
auf Einladung des marokkanischen Kö- 
nigs Hassan II., mehrfach auch in Rabat. 
Hassan II. gehörte schließlich zu den we- 
nigen Unterstützern des Camp-David- 
Abkommens in der arabischen Welt. 
Nicht zuletzt dafür erhielt Marokko un- 
mittelbar nach Unterzeichnung des 
Camp-David-Abkommens Waffen aus 
Israel wie auch Ägypten für seinen Krieg 
in der Westsahara. So lieferte Agypten 
1977 zum Beispiel Raketenwerfer, also 
zu einem Zeitpunkt, als Butros Ghali 
noch im ägyptischen Außenministerium 
saß. 

Aus dem UN-Friedensplan für die 
Westsahara ist längst ein UN-Friedens- 
Skandal in der Westsahara geworden. Da- 
mit die Weltöffentlichkeit möglichst we- 
nig davon erfährt, erhalten bis heute we- 
der Journalisten noch internationale Be- 
obachter eine Einreiseerlaubnis von der 
UNO in die Westsahara. Alle Journalisten 
stehen weiterhin unter der Kontrolle der 
marokkanischen Besatzungsbehörden 
undihrer Geheimpolizei. Kritiker Marok- 
kos werden schon bei der Beantragung ih- 
rer Visa oder spätestens an den Grenzen 
zurückgewiesen. 


Deutsche Ausrüstungshilfe für 
marokkanische Streitkräfte 


Auch die Bundesregierung weiß um 
die Verschleppung des Referendums 
durch Marokko. Trotzdem hält sie sich 
bedeckt. Sie äußert sich zur Lage in der 
Westsahara allenfalls, wenn sie durch 
parlamentarische Anfragen dazu ge- 
zwungen wird. Ihre Standard-Antwort 
entspricht dabei der des Staatsministers 
im Auswärtigen Amt, Helmut Schäfer, 
vom 11. Dezember 1991: 

"Die Zusarnmenarbeit der marokkani- 
schen Behörden mit den bisher auf dem 
Gebiet der Westsahara stationierten 
UNO-Beobachtern verläuft nach Aus- 
kunft der Vereinten Nationen zufrieden- 
stellend. Unilaterale Maßnahmen einzel- 
ner Migliedstaaten der Vereinten Natio- 
nen gegenüber der marokkanischen Re- 
gierung ... wären nach Auffassung der 
Bundesregierung nichthilfreich." 

Um Marokko zur Einhaltung des UN- 
Friedensplanes in der Westsahara zu be- 
wegen, schien es den Bonner Politikern 
nicht einmal hilfreich, die direkte Ausrü- 
stungshilfe an die marokkanischen Streit- 
kräfte, die sie seit Kriegsbeginn zahlt, 
endlich zu streichen. Auch im neuen 
Haushalt für 1992 sind wieder "bis zu 
zwei Millionen Mark" für den Ausbau ei- 
ner Berufsschule für marokkanische Mi- 
litärs in Rabat vorgesehen, im Auftrag des 
Bundes eingerichtet von der Rüstungsfir- 
ma Hecklerund Koch. 

Warum die Bundesregierung ihre seit 
Jahren gepflegte Kollaboration mit der 
marokkanischen Diktatur auch heute 
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noch nicht aufgibt, steht in einer Vorlage 
des Auswärtigen Ausschusses vom 6. 
November 1991, die den Stempel "Ver- 
traulich - Nur für den Dienstgebrauch" 
trägt: 

"Marokko verfolgt einen pragmati- 
schen außenpolitischen Kurs, dem gerade 
vor dem Hintergrund des Golfkrieges 
verstärkte Bedeutung zukommt. Nicht 
zuletzt zur Betonung unserer gemeinsa- 
men Interessen mitden gemäßigten arabi- 
schen Staaten liegt uns an guten und en- 
gen Beziehungen in allen Bereichen. Sei- 
ne einflußreiche Rolle in der arabischen 
Welt macht Marokko zu einem wichtigen 
Partner für uns." 

Die Bedeutung des "Partners Marok- 
ko" ergibt sich auch aus dem im Februar 
von der taz veröffentlichten neuen Strate- 
giepapier der Bundeswehr für die Zeit 
nach dem Ende des Kalten Krieges. Im- 
merhin wird darin als zukünftige Aufgabe 
deutscher Militärs auch die "Aufrechter- 
haltung des freien Welthandels und des 
Zugangs zu strategischen Rohstoffen" 


Das Schweigen 
durchbrechen 


Die neue WeltUNordnungam 
Beispiel des Westsaharakrieges 


Tagesveranstaltung 
Samstag, 28.3.92, 11.00-18.00 Uhr 
Bürgerzentrum Alte Feuerwache, 

Köln, Melchiorstraße 


11.00 Uhr 
Augenzeugen aus einem vergessenen Krieg 
-Eva Wichtmann (medico international): 
Entwicklung und Stand des Westsaharakrieges 
- Vertreterin der Sahrauischen Frauenunion: 
Die Folgen des Krieges für die Betroffenen 
- Didier Schmutz (Schweizer Journalist): 
Eindrücke aus den von Marokkobesetzten 
Gebieten der Westsahara 


12.00 Uhr 
Frieden oder Krieg? 

-Manuel Bremer (Politikwisschenschaftler. 
Köln): DieRolle der UNO inder 
Neuen Weltordnung 
- Martin Schaedel: 
UN-Management in der Westsahara 


13.00 Uhr 
Diskussion 


15.00 Uhr 
Nordafrika '92 
- WernerRuf 
(Professor für Politikwissenschaften, Kassel): 
Militärstrategische und wirtschaftspolitische 
Interessen im Maghreb 


15.30 Uhr 
Neutralität aufgut deutsch 
- Karl Rössel (Journalist): 
Die Rolle der BRDim Westsaharakrieg 


16.00 Uhr 
Diskussion der Vorträge 


17.00 Uhr 
Diskussion und Verabschiedung eines aktuellen 
Forderungskataloges zum Westsaharakrieg 


Anmeldung für Schlafplätze: 
Rheinisches Journalistenbüro, 
Merowingerstr. 5-7,5000 Köln | 
Tel.:0221/31 7091 
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und der "Stabilität... in Nordafrika" be- 
schrieben. Eine der wichtigsten 
Schiffahrtslinien des "freien Welthan- 
dels" verläuft von Europa nach Südafrika, 
vorbei an der Küste Marokkos und der 
Westsahara. Schon im Weißbuch der 
Bundeswehr von 1975/76, also kurz nach 
Kriegsbeginn in der Westsahara, ver- 
merkte das Verteidigungsministerium zu- 
dem besorgt alle die Rohstoffe, bei denen 
die Bundesrepublik zu 100 Prozent von 
"überseeischen Einfuhren abhängig” ist. 
Von den damals genannten elfRohstoffen 
sind mit Kupfer, Phosphat, Titan und Va- 
nadium allein vier in der Westsahara 
nachgewiesen worden. Der Zugriff auf 
diese Rohstoffe erscheint den Regieren- 
den hierzulande seit jeher leichter über 
die marokkanische Besatzungsmacht als 
über eine möglicherweise unabhängige 
Westsahara. Schließlich sieht der Verfas- 
sungsentwurf der sahrauischen Befret- 
ungsbewegung Frente Polisarıo nach der 
Unabhängigkeit eine strikte nationale 
Kontrolle der Bodenschätze dieses Wü- 
stenlandes vor. (Dazu gehören auch Ol- 
Vorkommen, die zwar schon in den sech- 
ziger Jahren von internationalen Olkon- 
zernen erforscht wurden, deren Abbau 
zur Zeit jedoch offensichtlich noch nicht 
rentabel genug erscheint.) Nicht zuletzt 
aus diesen Gründen tolerierte die Bundes- 
regierung seit Kriegsbeginn Waffenliefe- 
rungen aus der Bundesrepublik (zum Teil 
über den Umweg Frankreich) nach Ma- 
rokko im Wert von mehr als einer Milliar- 
de DM, lud marokkanische Kriegsschiffe 
in bundesdeutsche Marinehäfen ein und 
bildete marokkanische Offiziere an der 
Bundeswehrhochschule aus. Einige von 
ihnen wurden unmittelbar danach im 
Westsaharakrieg eingesetzt. 


Doppelte Moral der mächtigen 
Regierungen 


Es ist diese wirtschaftliche, politische 
und militärstrategische Bedeutung Ma- 
rokkos, die es Hassan II. und seiner Re- 
gierung erlaubt, immer wieder und in al- 
ler Öffentlichkeit gegen den einstimmig 
verabschiedeten UNO-Friedensplan für 
die Westsahara Stimmung zu machen. 

Im Dezember erklärte der marokkani- 
sche Innenminister Driss Basrı unum- 
wunden einem bundesdeutschen Fern- 
sehteam, daß Marokko um keinen Preis 
bereitist, ein Ergebnis zu akzeptieren, das 
seinen Annexionsgelüsten widerspricht: 

"Eines muß ganz klar sein: die einzige 
Basis für jede Vereinbarung kann und 
muß die komplette Eingliederung der Sa- 
hara in unser Königreich und die Unan- 
tastbarkeit unserer Souveränität sein. An- 
dere Möglichkeiten gibtesnicht." 

Weil sie unter den mächtigen Regie- 
rungen dieser Welt keinen Anwalt für ihre 
Sache finden, bleibt den Sahrauis nur der 
verzweifelte Appell an die internationale 
Öffentlichkeit. Es gelte, endlich das inter- 


Der jetzige UNO- Generalsekretär 
Butros Ghali machte sich bereits mehrfach 
um US- Interessen verdient. 


nationale Schweigen über die Situation in 
der Westsahara zu brechen, die jede Hoff- 
nung der Sahrauis auf Freiheit zu er- 
sticken drohe, sagt Habibullah Moham- 
med, der Präsident des Sahrauischen Ro- 
ten Halbmondes: "Die sahrauische Be- 
völkerung wartet jetzt schon fast 17 Jahre 
auf einen Friedensplan und auf eine Lö- 
sung ihres Problems, das schlicht und ein- 
fach ein Problem der Entkolonialisierung 
ist. Wir fragen uns, ob es ewig so weiter 
bestehen bleiben soll? Das Skandalöse 
ist, daß die internationale Staatengemein- 
schaft etwa während der Golfkrise alles 
zur Mobilisierung getan hat, um die Be- 
setzung eines kleines Landes durch ein 
großes wieder rückgängig zu machen. 
Nun: Wir verfügen nıcht über Petro-Dol- 
lar und haben keinen Emir von Kuwait 
vorzuweisen. Aber wir sind trotzdem mit 
dem gleichen Phänomen konfrontiert, mit 
einer Invasion aus dem Nachbarland. 
Und wir haben das gleiche Recht, davor 
geschützt zu werden. Aber offensichtlich 
gibt es in der internationalen Staatenge- 
meinschaft eine doppelte Moral." 
Karl Rössel 
(Rheinisches Journalistenbüro) 


Anmerkungen: 

1) Marokkanische PresseagenturMAP, 19.1.92 

2} VWD.4.2.92 

3) vgl. etwa die Zeitung Entwickung und Zusammenarbeit. 
Ausgabe 1/2.1992 

4) vgl. The Independent 6.2.1992 

5)zit.nachLa Tribune de Geneve, 20.12.1991 

6) taz vom 7.2.92 


Chronik einer 


Westsahara 


Kolonialgeschichte 


ohne Ende 


"Nur wer nichts hat, kann noch von allem 
träumen." Dieses sahrauische Sprichwort 
kennzeichnet die traurige Situation, in der 
sich die meisten BewohnerInnen der 
Westsahara derzeit befinden. Das war 
nicht immer so. Seit Jahrtausenden hatten 
Nomadenstämme die Westsahara be- 
wohnt. Ideal an die kargen Bedingungen 
des Landes angepaßt, lebten sie vor allem 
von der Zucht ihrer Kamelherden. Eine 
übergeordnete Regierungs- oder Verwal- 
tungsstruktur kannten sie nicht. Als sich 
die Spanier und Portugiesen im 15.Jahr- 
hundert an der Küste der Westsahara fest- 
setzen wollten, vertrieben die Nomaden- 
stämme die Eindringlinge so gründlich, 
daß sich die Kolonialisten in den folgen- 
den dreieinhalb Jahrhunderten von der 
Westsahara fernhielten. Erst gegen Ende 
des 19.Jahrhunderts, im Vorfeld der Ber- 
liner Kongo-Konferenz, aufder die Kolo- 
nialmächte Afrika unter sich aufteilten, 
beeilten sich die Spanier, einen kleinen 
militärischen Stützpunkt an der Küste bei 
Dakhla zu errichten. Die Spanier erklär- 
ten die gesamte Küste zu ihrem Kolonial- 
gebiet und einigten sich mit den Franzo- 
sen über den grotesk anmutenden Grenz- 
verlauf. Von einer "Kontrolle" über ihre 
Kolonie konnten die Spanier auch 50 Jah- 
re später noch nicht reden: alle Versuche, 
ins Landesinnere vorzudringen, wurden 
von den Sahrauis zurückgeschlagen. 
Ein Bericht des kolonialerfahrenen 
britischen Außenministeriums kommt 
1911 zu dem Schluß: "Die Zukunft der 
spanischen Sahara verspricht keine 
besonderen Erfolge. Der Mangel an Süß- 
wasser , die Unfruchtbarkeit des Bodens, 
der Mangel an Häfen, die Unregelmäßig- 
keit des Handels wie der einheimischen 
Bevölkerung und die Laschheit der 
Regierungskontrolle lassen zusammen- 
genommen die Kapitalisten davor 
zurückschrecken, ausgerechnet in diesen 
Landstrich zu investieren” '. Im benach- 
barten Marokko hatten sich zu der Zeit 
bereits die Gebrüder Mannesmann als 
Entwicklungshelfer betätigt und den Sul- 
tan zur Übergabe der Bergbaurechte über- 
redet. Um die Franzosen als Mitbewerber 
auszuschalten, ließen sie dem Sultan als 
. Geschenk sogar einen weißen Elefanten 
und zwei Löwen aus dem Hagenbeck- 
schen Tierpark in Hamburg überbringen. 
Die Mannesmanns durchforschten 
damals auch das südliche Marokko und 
fanden außer den erhofften Eisenerzen 


für die Rüstungsproduktion zusätzlich 
Gold, Phosphat, Kupfer, Blei, Zink, Erdöl 
und Kohle. Der erste Weltkrieg beendete 
vorerstihre Ausbeutungsträume. 

In den 30er Jahren dieses Jahrhunderts 
begannen dann die Spanier mit dem 
militärischen Vordringen ins Landesinne- 
re, Francos Anhänger in der Fremdenle- 
gion übten den Bürgerkrieg. Dennoch 
hatte die Kolonie noch bis in die 50er Jah- 
re für Spanien keinerlei wirtschaftliche 
Bedeutung. Mit dem Befreiungskrieg der 
FLN in Algerien und dem Kampf der 
marokkanischen "Befreiungsarmee" 
Mitte der 50er Jahre erwachte auch der 
Widerstand der Sahrauis: Erneut zwan- 
gen sie die Spanier, alle Militärposten im 
Landesinneren zu räumen. Ihr Ruf nach 
Selbstbestimmung wurde lauter. Die spa- 
nische Armee reagierte darauf 1958 in 
Zusammenarbeit mit dem französischen 
Militär mit einem Vernichtungsfeldzug. 
Die Militärs töteten die Kamelherden der 
Sahrauis, vergifteten deren Brunnen und 
zwangen Zehntausende zur Flucht. Ihrer 
Lebensgrundlage beraubt wanderten die 


Nomaden ın die Städte ab, um dort nach . 


Arbeit zu suchen. So zwangen die Spanier 
viele Sahrauis in die Lohnarbeit, denn bei 
ihrer inzwischen aufgenommenen Suche 
nach Bodenschätzen waren sie bei Bou 
Craa auf große Phosphatvorkommen 
gestoßen. Die wirtschaftliche Ausbeu- 
tung der Kolonie konnte beginnen. Wie- 
der dabei: bundesdeutsche Firmen von 
Krupp, Klöckner-Humbold-Deutz bis 
Strabag. Diese Firmen erbauten die För- 
deranlagen und die 200 km langen För- 
derbänder zur Küste. Die Weltbank finan- 
zierte das "Projekt". 1975 lieferte die spa- 
nische Kolonie bereits 2,24 Millionen 
Tonnen Phosphat.. Eines der größten 
Abnehmerländer: die BRD. Bayer, 
Hoechst, Merck und BASF benötigten 
Phosphat für Düngemittel und Waschpul- 
ver. 

Der Widerstand gegen die spanische 
Besetzung wurde zunehmend blutiger 
unterdrückt. Als Antwort auf Forderun- 
gen der Sahrauis nach Selbstbestimmung 
ließen die Spanier ihre Fremdenlegion 
1970 auf Demonstranten schießen. Die 
blutige Repression führte Anfang der 
70er Jahre zur Gründung der "Frente 
Popular para la Liberaciön de Saguia el 
Hamra y del Rio de Oro", der Frente 
Polisario. Das marokkanische Regime 
nutzte die außenpolitische Schwäche 


Spaniens während des Ablebens Francos, 
um die Spanier zum Verkauf ihrer Kolo- 
nie zu drängen. Schließlich kam nach 
Rücksprache mit den USA und Frank- 
reich der jahrelang geheim gehaltene Ver- 
trag zwischen Marokko, Mauretanien 
und Spanien zustande. Marokko und 
Mauretanien teilten die Westsahara unter 
sich auf, Spanien erhielt eine 35 %-Betei- 
ligung an der Phosphatausbeute, Fisch- 
fangrechte vor der Küste und eine vorläu- 
fige Zusage Marokkos, auf Ansprüche 
auf die spanischen Enklaven in Nordma- 
rokko, Ceuta und Melilla, zu verzichten. 
Die UNO, die schon 1966 ein Referen- 
dum verlangt hatte, schwieg, der lange 
Kampf der Frente Polisario gegen die 
marokkanische Besatzungsmacht be- 
gann. Eine Militärjunta stürzte am 
10.7.1978 den mauretanischen Staatsprä- 
sidenten und schloß mit der Polisario ein 
Friedensabkommen, worin Mauretanien 
auf alle territorialen Ansprüche in der 
Westsahara verzichtete. Kurz darauf 
besetzte Marokko auch diesen Teil der 
Westsahara. 

Die westlichen Regierungen hofierten 
indessen König Hassan H., um die Gunst 
des strategisch und wirtschaftlich wichti- 
gen Marokko zu erhalten. Die BRD- 
Rüstungsbetriebe verdienten am sech- 
zehn Jahre andauernden Krieg gegen die 
Westsahara Millionen durch offizielle 
und inoffizielle Waffenlieferungen an 
Marokko. Die internationale Offentlich- 
keit vergaßden Kriegnach und nach. Sein 
Ziel, den Widerstand der Sahrauis zu bre- 
chen, erreichte das marokkanische Regi- 
me dennoch nicht. Am Ende wurde klar: 
"Die Marokkaner können das sahrauische 
Volk nicht zerstören. Umgekehrt können 
wir die marokkanische Armee nicht ver- 
nichten. Die Lösung wird und muß eine 
politische sein", wie der erste Minister- 
präsident der Demokratischen Arabi- 
schen Republik Sahara (DARS) 1987 
erklärte. Beide Seiten stimmten schließ- 
lich einem Referendum unter Aufsicht 
der UNO zu. 


nada 


Anmerkung: 
I) Rössel. Karl: Wind. Sand und (Mercedes-) Sterne, 
Bad Honnef 1991, Seite 89 
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Forderungskatalog zum 
Westsaharakrieg 


Zur UNO: 

Sofortige Durchsetzung aller vereinbarten Schritte 
des UN-Friedensplanes in der Westsahara und 
unmittelbare Offenlegung aller erarbeiteten Anwen- 
dungsbestimmungen. Das heißt insbesondere: 

* Übenahme der Verwaltung des besetzten Landes 
zur Durchführung eines freien Referendums unter 
internationaler Kontrolle. Durchsetzung von Mei- 
nungsfreiheit und freier politischer Betätigung für 
die sahrauische Bevölkerung. Sofortige und unge- 
hinderte Zulassung aller internationalen Journalisten 
und Wahlbeobachter. Keine Zusammenarbeit der 
UN-Friedenstruppe mit dem marokkanischen 
Militär. Autonome Kommunikations- und Trans- 
porteinrichtungen der MINURSO. 

* Rückzug der marokkanischen Besatzungstruppen, 
Polizisten, Paramilitärs und Geheimdienstler aus der 
Region sowie aller neuangesiedelten Zivilisten, die 
die Zahl der Stimmberechtigten manipulieren sollen. 
Keine Neuaufnahme der von Marokko eingereichten 
120.000 Namen in die Wählerlisten. Keine Ein- 
führung neuer Kriterien für die Stimmberechtigung. 
* Freilassung aller sahrauischen Gefangenen aus 
marokkanischer Haft und spezielle Vorkehrungen 
für ihre Sicherheit und Freizügigkeit. 

* Repatriierung der sahrauischen Flüchtlinge aus 
dem Exil (Algerien, Mauretanien. Kanarische 
Inseln)an Abstimmungsorte ihrer Wahl. 

* Rückhaltlose Aufklärung der Vorwürfe von Kolla- 
boration hoher UN-Beamter mit der marokkani- 
schen Besatzungsmacht mit entsprechenden Konse- 
quenzen. 

* Veröffentlichung jedes Versuchs. den Friedens- 
plan zu manipulieren. Vorlage eines Planes zur 
Anwendung ökonomischer Druckmittel gegen 
Marokko für den Fall weiterer Behinderungen und 
Waffenstillstandverletzungen und zur Durchsetzung 
des Ergebnisses des Volksentscheids (den Marokko 
nur als Bestätigungsreferendum akzeptieren will). 

* Aktive und detaillierte Information der Öffentlich- 
keitüber den Fortschritt des Friedensplanes. 


ZurEG: 

Umsetzung der Entschließungen des Europapar- 
lamentes gegen die marokkanische Besatzungspoli- 
tik und die Menschenrechtsverletzungen in der 
Westsahara in die Praxis dereuropäischen und natio- 
nalen Politik. Entsprechendes Verhalten der EG- 
Regierungen gegenüber Marokko im Weltsicher- 
heitsrat. Kontrolle des Friedensprozesses durch eine 
entsprechende Kommission. Um Marokko zur Ein- 
haltung des Friedensplanes zu zwingen, sind insbe- 
sondere zu fordern: 

* Wirtschaftssanktionen gegen die marokkanische 
Diktatur bis zum Abschluß einer Friedensregelung in 
der Westsahara. Der Beschluß des Europaparlamen- 
tes, die neuen Finanzvereinbarungen im Rahmen des 
EG-Kooperationsabkommens (Höhe: 438 Mio ECU 
für Marokko bis 1996) zu stornieren, war ein erster 
Schritt. (Seit 1975 hatdie EG Marokkos Kriegskasse 
um mehrals eine Milliarde DM entlastet.) Weiterhin 
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Westsahara 


werden jährlich über 145 Mio DM an Marokko 
gezahlt. um europäischen Fangschiffen den Zugriff 
auf die Fischvorkommen vor der nordwestafrikani- 
schen und auch der sahrauischen (!) Küste zuermög- 
lichen. Aufkündigung dieser Vereinbarung und 
Durchsetzung eines konsequenten Wirtschaftsboy- 
kotts gegen das Land. 

* Energisches Auftreten gegen die brutale Verfol- 
gung von Oppositionellen in Marokko und der 
besetzten Westsahara. 

* Aufkündigung jeglicher militärischer Zusammen- 
arbeit mit Marokko und streng überwachtes Waffen- 
embargo der EG-Staaten gegen die kriegsführende 
Diktatur (bis heute gehören Spanien, Frankreich und 
die Bundesrepublik zu den wichtigsten Ausrüstern). 

* Aufkündigung des Kooperationsrates der EG- 
Außenminister mit der Diktatur Marokkos. 

* Aufkündigung der EG-Kollaboration mit dem 
marokkanischen Innenministerium innerhalb der 
TREVI-Gruppe, bei der der Repressionsapparat 
Marokkos zur Abschottung der "Festung Europa” 
genutzt wird. 

* Einrichtung eines Sonderförderfonds für eine nach 
einem Volksentscheid - möglicherweise - unabhän- 
gige Westsahara. 


ZurBRD: 

Korrektur der bisherigen Politik, die als "neutral" 
ausgegeben wird, tatsächlich aber von weitgehender 
Unterstützung für Marokko bestimmt ist, im Sinne 
einer aktiven Durchsetzung des völkerrrechtlichen 
Anspruchs auf Dekolonisierung der Westsahara. 
Konkret bedeutet dies: 

* Sofortige Einstellung aller offenen und verdeckten 
Kriegshilfen an Marokko. 

* Stop der umfangreichen Rüstungslieferungen, die 
vor allem via Frankreich verschifft werden (seit 
Kriegsbeginn im Wert von ca. | Mrd DM, beteiligt 
u.a: MBB/Daimler/Mercedes. AEG. MTU, Thys- 
sen-Henschel. Dornier, Rheinmetall, Heckler & 
Koch). 

* Keine Kriegsabgaben bundesdeutscher Firmen an 
die marokkanische Diktatur (bis heute zahlen alle 
Unternehmen mit Niederlassungen in Marokko eine 
Kriegsabgabe). 

* Stop der Ausstattungshilfe der Bundesregierung 
für die marokkanischen Armee (seit Kriegsbeginn 
wurden u.a. Feldküchen., LKWs. Feldlazarette, 
Krankenwagen und Überschüsse aus Bundeswehr- 
beständen im Wert von 45 MioDM geliefert). 

* Sofortige Schließung der mit Bundeshilfe ausge- 
statteten Berufsschule der Rüstungsfirma Heckler & 
Koch in Rabat. 

* Einstellung aller Hilfslieferungen für das Militär- 
krankenhaus in Rabat. 

* Stop aller Ausbildungsprogramme für marokkani- 
sche Militärs und Polizisten in der BRD (seit 1975 
mehr als 70. von denen viele direkt aus der BRD zum 


Kriegseinsatz in der Westsahara abkommandiert 
wurden). 

* Keine Einladung der Bundeswehr an Kriegsschiffe 
und Militärdelegationen aus Marokko. 

* Abzug der bundesdeutschen Militärattaches aus 
Marokko. 

* Einstellung der finanziellen und technischen 
Zusammenarbeit mit der marokkanıschen Diktatur 
(1,6 Mrd DM zahlte das BMZ seit Kriegsbeginn an 
Marokko). 

* Einstellung aller speziellen Fördermaßnahmen für 
die marokkanische Kriegswirtschaft aus deutschen 
Steuergeldern (Investitionswerbung durch die DEG, 
Messeförderung. Lobbyarbeit, Experteneinsätze 
usw.) insbesondere der PR-Arbeit, die für die Anne- 
xionspolitik Marokkos wirbt (z.B. Marokkoleitfaden 
der Bundesstelle für Außenhandelsinformation, in 
dem Unternehmer aufgefordert werden, am "Aus- 
bau" der besetzten Westsahara zu "partizipieren", 
oder der mit Bundeszuschüssen finanzierten "Afrika 
Post", die ein völkerrechtswidriges Großmarokko 
propagiert). 

* Sofortiger Einzug der vertraulichen "Länderauf- 
zeichnung Marokko" des Auswärtigen Amtes, in der 
- entgegen aller Neutralitätsbekundungen - die 
"erfolgreichen Aufbauleistungen Marokkos" in der 
besetzten Westsahara gelobt und die "Bedeutung" 
des Hassan-Regimes "für den Westen" betont wer- 
den. 

* Keine Staatsbesuche bundesdeutscher Politiker in 
Marokko, kein Empfang marokkanischer Regie- 
rungsvertreterinderBRD. 

* Beendigung derengen Kooperation der politischen 
Stiftungen (darunter auch der Friedrich-Ebert-Stif- 
tung) mit marokkanischen Ministerien und 
Schließung ihrer Büros in Marokko. 

* Aufkündigung der Zusammenarbeit des DGB mit 
der marokkanischen Gewerkschaft Union Marocai- 
ne du Travail, die "die marokkanischen Siege” im 
Nachbarland Westsahara "mit Freude zur Kenntnis 
nimmt". 

* Tourismusboykott, solange Krieg geführt und 
gefoltert wird. (Tourismus ist die zweitwichtigste 
Devisenquelle der Diktatur, zu der 1989 ca. 160.000 
deutsche Urlauber mit 277 Mio DM beitrugen.) 

* Sofortige Aufnahme offizieller Gespräche mit Ver- 
tretern der Demokratischen Arabischen Republik 
Sahara (DARS) und engagierte Übernahme von Mit- 
verantwortung für ein freies und gerechtes Referen- 
dum und die Durchsetzung seines Resultates. 

* Förderung der sahrauischen Informationsarbeit in 
der BRD (z.B. durch die Umsetzung des bis heute 
nicht erfüllten SPD-Parteitagsbeschlusses von 1986, 
der der sahrauischen Befreiungsbewegung Frente 
Polisario die "größtmögliche Unterstützung für ihre 
Informationsarbeit in der BRD besonders bei der 
Einrichtung einer Vertretung in Bonn" versprach). 

* Großzügige Aufstockung der humanitären Hilfe 
für die rund 170.000 sahrauischen Flüchtlinge im 
algerischen Exil (die lange Zeit "aus Gründen der 
Neutralität" abgelehnt wurde). 


Zerrbilder 
Asiens 


Ergreift die Bürde des Weißen - 

macht Schluß mit den Tagen der 

Kindheit- 

dem leicht dargebotenen Lorbeer, 

dem mühelos unangefochtenenLob. 

Nun kommt - eure Mannhaftigkeit zu 

suchen 

durch all die Jahre ohne Dank -, 

kalt-geschliffen von teuer erkaufter 

Weisheit 

das Urteilvon Ebenbürtigen 
Rudyard Kipling 


er Kolonialepiker Kipling hat die 
BIT des weißen Man- 

nes, an die Reichtümer heranzu- 
kommen und die Gesellschaften Asiens zu 
beherrschen, richtig erkannt. Aus diesem 
Grund verteufelte er die zu Unterwerfenden 
oder forderte sie auf, in das Projektder Kolo- 
nialgesellschaft einzusteigen. Ein Wider- 
spruch, der immer wieder in den Bildern 
auftaucht, die sich Europäer von Asien in 
den letzten 500 Jahren gemacht haben. 

Anders als im Falle Lateinamerikas muß- 
ten die europäischen Kolonialmächte über 
dreihundert Jahre warten bis sie den kolo- 
nialen Kuchen in Asien endgültig verteilen 
konnten. Es gab immer wieder Rückschlä- 
ge. So wurden die Portugiesen von wichti- 
gen Stützpunkten dreißig Jahre nach ihrer 
Eroberung wieder vertrieben. Die japani- 
schen Herrscher warfen alle Europäer kur- 
zerhand wieder aus dem Land, nachdem sie 
erkannt hatten, wie weitsich die Europäer in 
innere Angelegenheiten einmischen woll- 
ten. Englische Kaufleute der später berüch- 
tigten Companies mußten sich die ersten 
hundert Jahre indischen Herrschern unter- 
werfen, ja sich sogar ihrer Kultur anpassen. 
Einzelne Regionen konnten nie vollständig 
kontrolliert werden. 

Und doch hat der Okzident schlußend- 
lich gesiegt. Allerdings ist ihm mit Japan vor 
hundert Jahren ein Konkurrent entstanden. 

Die Bilder, die sich Europäer von "Asia- 
ten und Asiatinnen" gemacht haben, waren 
aufgrund dieser Geschichte sehr differen- 


“y 


Identitäten 
ließen sich nicht wie in Afrika und Latein- 


ziert. Die gesellschaftlichen 


amerika relativ schnell zerstören. Vier 
grundlegende Bilder lassen sich festhalten: 

"Asiaten" spielen den Untermenschen, 
der als mysteriös, grausam und durchtrie- 
ben gilt. Sie locken die vertrauensseligen 
“Langnasen" in Fallen, wo angespitzte Bam- 
bus-Pflöcke auf sie warten. 

Auf der anderen Seite schätzt man die 
Weisheit, die Ruhe und den Reichtum und 
will aus dieser Kultur Honig saugen für das 
gestreßte Metropolendasein. Besonders 
während verschiedenster Sinnkrisen der 
Europäer, wie Anfang des Jahrhunderts 
(Hesse entdeckt die chinesische Lebens- 
weise), wird dies augenfällig. Die ausge- 
henden 70er Jahre bescherten uns eine 
Ashram-Welle, mit ihrem Zentrum in Poo- 
na. In der indischen Kleinstadt himmelten 
gefrustete Wirtschaftswunderkinder aus 
Europa, auf der Suche nach dem Sinn des 
Lebens, einen Guru an, genauso wie sie 
wenige Jahre vorher Mao-Bilder auf Demos 
vor sich her trugen. Heute schätzt jeder 
Manager die Möglichkeiten, sich mit asiati- 
schen Konzentrationsübungenfitzu halten. 

Und dann ist da noch der potentielle 
Konkurrent, der in Form von "arbeitenden 
Ameisen" (China) oder "gefühlslosen Robo- 
tern" (Japan) ökonomisch gefährlich zu wer- 
den droht. 

Zu guter Letzt gibt es die immer wieder 
gezeigten hungernden Massen aus Kalkutta 
auf der einen Seite und die steinreichen 
Maharajas auf der andern. Der Tiger von 
Eschnapur - unser Titelbild - ist da keine 
Ausnahme. Ein billiger aber gut ankom- 
mender Trick, um gesellschaftliche Realitä- 
ten zu verzerren. 

Die komplexe Materie und die relativ 
unbekannte Kolonialgeschichte Asiens, die 
sich stark von der lateinamerikanischen und 
afrikanischen unterscheidet, führte uns zu 
Beiträgen mit historischen Schwerpunkten. 
Zudem ist außer auf den Philippinen, das 
von Spanien erobert wurde und vor knapp 


hundert Jahren in den Herrschaftsbereich 
des US-Imperialismus geriet, 500 Jahre 
Kolonialismus kein relevantes Thema in 
Asien. 

Der Einführungsartikel "Die andere 
Kolonialgeschichte Indiens" von Christel 
Opeker verdeutlicht die unterschiedlichen 
Formen des europäischen Kolonialismus. 
Der Schwerpunkt dabei liegt auf Indiens 
eigener Geschichte und den vielfältigen 
Verflechtungen der später Kolonisierten mit 
der angehenden Kolonialmacht sowie den 
teilweise erfolgreichen Gegenbewegun- 
gen. 

Deutsche Bank- und Handelshäuser 
waren von Anfang an auch in Asien an kolo- 
nialen Unternehmungen beteiligt. Die 
unselige Tradition der deutschen Waffen- 
schmieden hat im ersten Jahrhundert der 
Kolonisierung ihre Wurzeln. Deutsche 
Kanonengießer und Geschützmeister 
(bombardeiros) genossen einen hervorra- 
genden Ruf. Michael Rost beleuchtet die 
Hintergründe. 

Hildis Strigl untersucht die schon 
erwähnten unterschiedlichen Bilder, die 
sich Europa in den letzten 500 Jahren von 
China machte. 

Ulrich Menzel geht der zentralen Frage 
nach, warum Japan nicht kolonisiert wurde 
und sich später selbst zur Kolonialmacht 
entwickelte. 

Lydia Potts zeigt die unterschiedlichen 
Formen von Kulimigration auf und themati- 
siert die Rolle der Frauen in der Kuliarbeit. 
Im 19. Jahrhundert war Kuliarbeit zwischen 
Sklavenarbeit und freier Lohnarbeit ange- 
siedelt. In ungeheuer kurzer Zeit wurden 
Arbeitskräfte auf Plantagen und auf Groß- 
baustellen der industriellen Revolution, wie 
dem Panama-Kanal, verheizt. Die Arbeits- 
verhältnisse der blutigen Taylorisierung, 
wie sie heute noch beispielsweise in der 
südkoreanischen Textilindustrie für Frauen 
bestimmend sind, haben hier ihren histori- 
schen Ursprung. 

Die Redaktion 
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iv Jacob van Meurs, Plietfander en Bu schverkooper op le Kerfers graff ınde Stadt Heurs 1672 


ehr ZU "RHONE RER, 


ls 1498 die Schiffe Vasco da 
Gamas ın Kalıkut an der Westkü- 
ste Indiens eintrafen, war der indi- 


sche Subkontinent nach einer wechsel- 
haften Geschichte in viele kleine König- 


reiche unterteilt, die sich gegenseitig . 


bekriegten. Die Handvoll von Skorbut 
geplagter Männer war für die "Entdeck- 
ten” kein ernstzunehmendes Thema. Die 
indischen Herrschaftseliten waren damit 
beschäftigt, ihre Einflußbereiche auszu- 
dehnen. Im Norden hatten sich bis zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts zwei große 
Mächte herauskristallisiert,. Ein türkisch- 
afghanischer Adelsbund beherrschte das 
Gebiet vom Indus über den Punjab und 
Uttar Pradesh bis Bengalen. In diesem 
Gebiet entwickelte sich in der Folge die 
Mogulherrschaft, die Indien bis 1800 
dominieren sollte. Das südlich davon 
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gelegene Rajasthan wurde von einer hin- 
duistischen Dynastie regiert. Beide Herr- 
schaftsbereiche zeichneten sich zu der 
Zeit durch das Fehlen einer zentralen 
Autorität und einer umfassenden büro- 
kratischen Kontrolle aus. Im Dekhan, 
dem gebirgigen Hochland in Zentral- und 
Südindien, kämpften weiterhin viele 
Kleinstaaten um die Vorherrschaft. Ent- 
lang der Malabarküste im Südwesten hat- 
te sıch das hinduistische Reich Vijayana- 
gara etabliert, das einen großen Teil des 
Gewürzhandels mit gut organisierter Ver- 
waltung kontrollierte. 

Die Zeitspanne bis zur Konsolidierung 
der jeweiligen Mächte verschaffte den 
Portugiesen jedoch die Möglichkeit, 
zumindest einen Fuß in den begehrten 
und lukrativen Gewürzhandel hineinzu- 
bekommen. Vasco da Gama mußte auf- 


Indiens 
Kolonial- 
geschichte 


Die Kolonialgeschichte Indiens und 
mit ihr ganz Asiens unterscheidet 
sich wesentlich von der Lateiname- 
rikas. DenSpaniern gelang es auf- 
grund günstiger Umstände, sofort 
ins Zentrum der '"neuentdeckten" 
Gebiete vorzustoßen. Die europäi- 
schen Kolonialanwärter in Asien 
mußten sichmit kleinen gefährde- 
tenStützpunktenanden Rändern 
großer und mächtiger Staaten be- 
gnügen. Die spanische Macht konn- 
teinden vonihr eroberten Gebieten 
aufdenfast vollständig zerschla- 
genen Kulturensofort eine eigene, 
auf spanischen Profit ausgerichtete 
Ordnung errichten. Die potentiel- 
len Kolonialherren Asiens hatten 
immerhin 300 Jahre lang keine 
Gelegenheit, sich die betreffenden 
Staaten zu unterwerfen oder auch 
nur Einfluß auf die innerasiatische 
Politik zu erlangen. Siemußten 
sich, angefangen mit Portugal, auf 
dielückenhafte Kontrolle des Vor- 
handenen beschränken, bis inner- 
asiatische Probleme ein Machtva- 
kuum zugunsten der Europäer 
schufen. 


grund seiner schwachen Bittstellerpositi- 
onnoch bescheiden auftreten und die ihm 
diktierten hohen Pfefferpreise bezahlen. 
Die portugiesischen Waren (Olivenölund 
grobes Leinen) waren für die ansässigen 
Kaufleute uninteressante Tauschproduk- 
te. Gamas Nachfolger Cabral trat schon 
etwas herrischer auf. Er ließ die handels- 
unwilligen indischen Küstenstädte, allen 
voran Kalikut, zusammenschießen. Das 
Einschüchterungsritual wurde entlang 
der Küste wiederholt und begründete die 
Seehandelskontrolle der Portugiesen. 

Die erste Phase des Kolonialismus in 
Asien war damit eingeleitet worden. 
Opfer der portugiesischen Aggression 
waren neben kleinen unbefestigten Stadt- 
staaten die persischen, indischen und ara- 
bischen Kaufleute, die auf den Seehandel 
angewiesen waren, Die Portugiesen 


besetzten schließlich die wichtigsten 
Punkte des islamischen Handelsnetzes, 
das sich von Nord- und Ostafrika bis zu 
den Küsten Chinas erstreckte. Der Über- 
raschungseffekt erleichterte ihnen dieses 
skrupellose Vorgehen. Die portugiesische 
Galeone, eine Mischung aus Kriegs- und 
Handelsschiff, begann die asiatischen 
Meere zu beherrschen. Anders als die 
Spanier in Lateinamerika blieben die Por- 
tugiesen in Asieneine reine Seemacht. Ihr 
Interesse war die Seehandelskontrolle. 
Die Eroberung und Beherrschung des 
Hinterlandes wäre ihnen zu Beginn der 


Von den 
portugiesischen 
Kolonialisie- 
rungsversuchen 
bis zur 
britischen 
Expansion 


Kolonisierung Asiens auch gar nicht 
möglich gewesen. Sie verfügten gegen- 
über den meisten der vorgefundenen 
Staaten weder über die nötigen Mittel 
noch über die entsprechende Anzahl an 
Menschen, um ein größeres Territorium 
zu erobern und zu halten. 

Trotz der Kontrolle des Seehandels 
durch erpreßte Steuern und Zölle gelang 
es den Portugiesen nie, das Monopol über 
den gesamten asiatischen Gewürzhandel 
zu erringen. Sie waren immer nur in der 
Lage, auf den schon vorhandenen Han- 
delsrouten einen Teil des Profits in ihre 
Taschen umzuleiten. Selbst die Kontrolle 
des Eroberten entglitt ihnen schon nach 
30 Jahren Herrschaft wieder. Die Betrof- 
fenen hatten sich schnell von der Überra- 
schung erholt und begannen langsam, 
von allen Seiten verlorenes Terrain 
zurückzuerobern. 


Den Beginn machten einige südost- 
asiatische Staaten mit türkischer Unter- 
stützung. 1523 wurde Pacem, die letzte 
portugiesische Niederlassung auf Suma- 
tra, von Sultan Alı Riayat Shah erobert. 
Zwischen 1563 und 1570 verloren die 
Portugiesen große Teile des südostasiati- 
schen Gewürzhandels durch Angriffe 
molukkischer Kriegsschiffe. Die anderen 


500 FIR Kolonialismus 


europäischen Kolonialmächte spielten zu 
dieser Zeit in diesem Raum noch keine 


Rolle. Nur auf Ambon, der Nelken- und’ 


Muskatinsel, konnten die Portugiesen 
sich bis zur Ankunft der Holländer halten. 

In Indien hatte sich in derZwischenzeit 
das Mogulreich bis in den Süden ausge- 
dehnt und seine Herrschaft gefestigt. Die- 
se Landmacht, die zeitgleich mit der por- 
tugiesischen Seemacht in Indien auftrat, 
hatte bei ihrer Eroberung des Subkonti- 
nents mehr Erfolg und schob etwaigen 
Expansionsgelüsten Portugals einen Rie- 
gel vor. Die Kontrolle der portugiesi- 
schen Küstenniederlassungen wurde 
vom Mogulreich jedoch nicht angestrebt. 
Der ausgedehnte indische Binnenmarkt 
war durch die Fremden nicht bedroht und 
das riesige Steueraufkommen der großen 
Bevölkerungszahl reichte für den Unter- 
halt der Eliten und die Verwaltung des 
Reiches. 

Gefahr drohte den Portugiesen dage- 
gen vonden Kanhoji-Piraten, die sogar so 
mächtig wurden, daß sie in der Nähe von 
Bombay einen eigenen Staat gründen 
konnten. Sie spezialisierten sich auf das 
Kapern portugiesischer Galeonen im 
Bereich der Küstengewässer und fügten 
damit dem Imperium drastische Verluste 
zu. Aus einer hinduistischen Oppositi- 
onsbewegung westlicher Dekhanvölker 
gegen die Mogulherrschaft entstand 
schon 1647 der Marathen. Dieser Zusam- 
menschluß mehrerer Staaten ging auch 
erfolgreich gegen portugiesische Nieder- 
lassungen vor. 1683 hätten sie fast Goa 
erobert. 1737 besetzten sie Bacaim, die 
zwischen Diu und Goa gelegene zweit- 
reichste portugiesische Stadt Indiens. 
Zusätzlich kümmerten sich jetzt auch 
wieder persische, türkische und arabische 
Flotten um die unangenehme Konkurrenz 
in ihrem Handelsbereich. Nur in den 
ersten 30 Jahren portugiesischer Expansi- 
on hatte die Ausdehnung des Osmani- 
schen Reiches und die damit verbunde- 
nen Kriege die militärischen Kräfte im 
islamischen Handelsbereich gebunden. 

Unter diesen Umständen ist es nıcht 
weiter verwunderlich, daß der portugiesi- 
sche Kolonialismus in Asien einen peri- 
pheren Charakter aufweist. Dies zeigt 
sich auch daran, daß kein einziger der 
Stützpunkte einen portugiesischen 
Namen hat. In Lateinamerika haben die 
Kolonialmächte den meisten Ortschaften 
schon durch die Namensgebung ihren 
Stempel aufgedrückt. In Portugiesisch- 
Asien wurden allenfalls malayalamische 
und mahratische Namen der portugiesi- 
schen Aussprache angepaßt. 


Äußerst hinderlich für den kolonialen 
Machtausbau waren auch innerportugie- 
sische Faktoren. Kern der Kolonialver- 
waltung waren die königlichen "Gna- 
denerweise”. Portugiesen, die es ge- 
schafft hatten, nachweislich zehn Jahre 
ohne staatliche Unterstützung und feste 
Anstellung in den Kolonien zu überleben, 
hatten sich damit das Anrecht auf einen 
“Gnadenerweis" der Krone erworben. 


Diese "Gnadenerweise" beinhalteten eine 
leitende Funktion in den Niederlassun- 
gen. Mit viel Glück - es gab immer mehr 
Bewerber als "Gnadenerweise" - konnten 
die Betreffenden eine dreijährige Amts- 
zeitin den Kolonien antreten. Die war in 
der Regel ebenfalls schlecht bezahlt oder 
ohne staatlichen Lohn. Das System 
erzeugte eine. hemmungslose Ausbeu- 
tungs- und Unterschlagungsmentalität. 
Überfälle durch "Gnadenerweisanwär- 
ter" sowie Piratenakte portugiesischer 
Adliger gehörten in den Niederlassungen 
zum Alltag. Solange jedoch die königli- 
che Schatztruhe voll wurde, waren diese 
"Ausrutscher" nicht unerwünscht. 


Die portugiesische 
Kolonialverwaltung 


Das portugiesische System verhinder- 
te auch eine glückliche Heimkehr reicher 
Indienveteranen. Jede portugiesische 
Station, die der Reisende auf dem Heim- 
weg anlaufen mußte, ließ die Beute durch 
Zölle und Abgaben schrumpfen. Den 
Rest nahmen sich oft Piraten. 


All diese Umstände führten zur mas- 
senhaften Aufkündigung der Loyalität 
gegenüber dem portugiesischem Staat. 
Das ermöglichte wiederum bis zum Ende 
des 16. Jahrhunderts fast jedem indischen 
Fürsten, sich seine ganz privaten portu- 
giesischen Militärberater und Kanonen- 
gießer zu halten, Teilweise übernahmen 
die Überläufer sogar die Religion ihrer 
neuen Arbeitgeber. 

Auch die Loyalität der Niederlassun- 
gen als Ganzes ließ zu wünschen übrig - 
trotz der Versuche, durch Zwangsheirat 
und der finanziellen Förderung von indo- 
portugiesischen Ehen eine Portugal erge- 
bene Bevölkerung zu erhalten. Diese 
gemischte Bevölkerung, zu der auch die 
luso-indische in Goa gehört, orientierte 
sich immer stärker an ihrem Wohnort als 
an dem weit entfernten und unzuverlässi- 
gen "Mutterland”. Das stand im Gegen- 
satz zur spanischen Kolonialpolitik, die 


sowohl den Bezug zum "Mutterland" als 
auch die Trennung der "Rassen" auf ihr 
Banner geschrieben hatte. Aber im Unter- 
schied zu Spanien verfügte Portugal in 
Asien nur über kleine Territorien, umge- 
ben von einer fremden Welt - ohne die ' 
Möglichkeit einer massiven Ausbeutung 
von "Eingeborenen" und Bodenschätzen. 


Die portugiesische Mission 


Auch die Christianisierung war im 
Vergleich zum spanischen Vorgehen in 
Lateinamerikaeher nebensächlich. In den 
ersten Jahren portugiesischer Kolonial- 
herrschaft gab es in den Stützpunkten 
kaum einen Priester. Nicht einmal die 
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immerhin neuerbauten Kathedralen 
erhielten genügend kirchliches Personal. 
Erst später, als die spanische Krone mit 
dem Tod des letzten portugiesischen 
Königs die Macht in Portugal übernahm, 
wurde der Bekehrung im Kampf gegen 
die Reformation mehr Wert beigemessen. 
Die protestantischen Überläufer in Euro- 
pa wurden gegen die Neubekehrten in 
Asien aufgerechnet. 

In den portugiesischen Machtberei- 
chen Asiens wütete die Inquisition. Zu 
ihren Opfern gehörten auch die syrischen 
Thomas-Christen, die seit dem sechsten 
Jahrhundert in Indien ansässig waren. 
Außerhalb der Kolonien kam es jedoch 
nur zu oberflächlichen Christianisierun- 
gen. Arme wurden mit Hilfe von kosten- 
losem Reis bestochen; Fürsten durch 
großzügige Apanagen zu einem Glau- 
benswechsel überredet. Der Wechsel 
wurde selten ernst genommen. Der nicht- 
finanzielle Anreiz zur Bekehrung war 
recht gering. Portugal hatte außerhalb sei- 
ner Stützpunkte wederdie politischenoch 
die militärische Macht, eine Christiani- 
sierung in Indien gewaltsam durchzuset- 
zen. 


Auch die Personalunion mit Spanien 
änderte nichts daran. Die spanische Kro- 
ne warinerster Linie an der Festigung der 
Macht in den amerikanischen Teilen des 
spanischen Imperiums interessiert. Dies 
ermöglichte den portugiesischen Koloni- 
en auch - abgesehen vom Einfluß der Kir- 
che - einen weitgehenden Alleingang. Sie 
ließen weiterhin die portugiesische Fahne 
wehen und kontrollierten jetzt den 
Gewürzhandel, soweit es die Konkurrenz 
zuließ, aufeigene Faust: Dadieser Handel 
sich schon vorher immer mehr auf einen 
privaten innerasiatischen Handel zwi- 
schen Indien und China eingependelt hat- 
te, hatten portugiesische Kolonialisten 
auch weder mit dem alten noch mit dem 
neuen "Mutterland" vielzutun. 


Die Konkurrenz 


Aber die nordeuropäische Konkurrenz 
stand schon bereit - allen voran Holland 
und England. Die Portugiesen hatten 
zwar keine großen territorialen Eroberun- 
gen gemacht, sie hatten jedoch das dama- 
lige Welthandelssystem radikal verän- 
dert. Bis zur Ankunft der Portugiesen lag 
der Asienhandel in der Hand von persi- 
schen, indischen und arabischen Kaufleu- 
ten. Dieser Handel stand nie unter Kon- 
trolle der jeweiligen Herkunftsstaaten. 
Erst für die portugiesische Krone wurde 
der Handel zu einem Staatsgeschäft. Der 
König hielt als oberster Handelsherr das 
Pfeffermonopol. Pfeffer war ım Europa 
der beginnenden Neuzeit auch als 
Währung im Umlauf. Die freien Handels- 
routen wurden zu portugiesischem Terri- 
torium erklärt. Krieg und Handel wurden 
auf eine neue Art verbunden. Handels- 
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schiffe waren gleichzeitig Kriegsschiffe. 
Der "Partner" wurde zum Handel 
gezwungen. 

Auf diese portugiesischen Erfindun- 
gen und Erfahrungen konnte das prote- 
stantische Nordeuropa bei seinen Koloni- 
sierungsversuchen zurückgreifen. Aller- 


dings mußte auch die Konkurrenz sich 


anfangs mit peripheren Niederlassungen 
und dernie ganz lückenlosen Sechandels- 
kontrolle zufriedengeben. Sie waren 
ebenfalls noch lange abhängig von regio- 
nalen Herrscherfamilien und wechseln- 
den politischen Bündnissen. Nur die 
Holländer konnten mit der Eroberung der 
Gewürzinseln in Südostasien (Moluk- 
ken) die zentrale Stelle des Gewürzhan- 
dels unter ihre Kontrolle bringen. Indien 
interessierte sie nur als Zwischenlager 
und Zwischenhandelsplatz. Kontakte zur 
Bevölkerung und großangelegte Koloni- 
sierungsversuche gab es von holländi- 
scher Seite hier nicht. Die Anfang des 17. 
Jahrhunderts militärisch und wirtschaft- 
lich unterlegenen Briten mußten sich zu 
Beginn ihrer kolonialen Karriere mit 
weniger begnügen. Da sich Holländer, 
Portugiesen und asiatische Herrscher den 
Gewürzhandel teilten, blieb ihnen nur 
Indien als Ersatzlösung. Die 2.500 % Pro- 
fit aus dem Gewürzhandel waren ihnen 
nicht vergönnt. Sie waren bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts auf den nicht ganz so 
lukrativen Handel mit Salpeter, Textilien, 
Zucker und in geringem Ausmaß Opium 
angewiesen. 

Das grundlegend Neue sowohl der nie- 
derländischen wie auch der englischen 
Kolonisierungsversuche lag in den weit- 
reichenden Kompetenzen der Handelsge- 
sellschaften. Sie waren die Träger der 


zweiten Kolonisierungsphase in Asien. 
Allerdings hatte die Silvester 1600 
gegründete englische Ostindienkompa- 
nie einige Schwierigkeiten, ihre Expan- 
sionsgelüste zu befriedigen. Sie hatte 
weder die militärische Möglichkeit, die 
indischen Staaten zu unterwerfen, noch 
das Kapital dazu. Englische Siedlungen 
in Indien waren im 17. Jahrhundert nicht 
autonom, sondern indischer Herrschaft 
untertan. Die Kontrolle über den Handel 
hatten islamische und hinduistische 
Händler. Erst der Mitte des 18. Jahrhun- 
derts beginnende Zusammenbruch des 
Mogulreiches ermöglichte den Briten 
eine Ausweitung ihres kolonialen Ein- 
flusses. 


Der wichtigste Stützpunkt Großbritan- 
niens zu Beginn seiner Expansion lag 
nicht im Einflußbereich des Mogulherr- 
schers. Madras, an der indischen Südost- 
bzw. Koromandelküste gelegen, zeichne- 
te sich noch durch einen weiteren Vorteil 
aus: es existierte keine starke Konkurrenz 
in Form von hinduistischen Handelsfami- 
lien. Außerdem konnte von Madras aus 
der Chinahandel, das eigentliche Interes- 
se der Briten, ausgebaut werden. Gerade 
der Handel mit dem in Europa immer 
begehrteren Tee führte zu einem immen- 
sen Silberabfluß von Europa nach Asien. 
Aus amerikanischen Kolonien stammen- 
des Silber diente zueinem großen Teil der 
Deckung des europäischen Luxusgüter- 
bedarfs. Die Kolonisierung Indiens sollte 
auch dazu dienen, dieses Defizit auszu- 
gleichen. 


Das Ende der Mogulherrschaft 


Das Mogulreich erstreckte sich vom 
heutigen Pakistan über Kaschmir und die 
Gangesebene im Osten bis nach Ostben- 
galen und beherrschte im Süden die Mala- 
barküste und das gesamte Hochland des 
Dekhan. Es handelte sichumein türkisch- 
zentralasiatisch geprägtes Herrschaftssy- 
stem mit persischer Sprache und einer 
umfangreichen militärischen Elite, deren 
Position nicht erblich war. Die vollstän- 
dig vom Herrscher abhängige Elite 
bestand zu über zwei Drittel aus den 
Angehörigen der Eroberervölker türki- 
scher, persischer, afghanischer und mon- 
golischer Abstammung. Der Anteil örtli- 
cher Anführer und darunter vor allem der 
Anteil der Hindus war nie sehr hoch und 
verringerte sich Anfang des 18. Jahrhun- 
derts noch. Die Loyalität der Bevölke- 
rung ihren örtlichen Hindu-Eliten gegen- 
über war in der Regel größer als die 
gegenüber der als Fremdherrschaft emp- 
fundenen Moguldynastie. 

Die ambivalente Politik wechselte 
öfter zwischen der größeren Einbindung 
der Hindus in das Herrschaftssystem und 
deren Verfolgung als Ungläubige. Die 
Dynastie war somit von zahlreichen 
oppositionellen Strömungen bedroht. 


Eine der später einflußreichsten dieser 
Gruppen war die Sekte der Sikhs. Sie war 
ursprünglich angetreten, um die Vereini- 
gung der Religionen und die soziale 
Gleichheit der Menschen zu verkünden. 
Von allen Seiten abgelehnt und verfolgt, 
wurden die Sikhs unter den Briten für lan- 
ge Zeit die treuesten Untertanen "Ihrer 
Majestät". 

Der gefährlichste innenpolitische 
Gegner des islamischen Mogulreiches 
war jedoch der hinduistische Marathen. 
Er war auch nach dem Auseinanderbre- 
chendes Mogulreiches bis 1817 dereinzi- 
ge ernstzunehmende Gegner britischer 
Expansionswünsche. Die Briten benötig- 
ten drei kriegerische Anläufe (von 1775- 
1819), um den Staatenbund zu besiegen. 


Trotz der Bürgerkriegszeiten, die mit 
dem Niedergang des Mogulreiches und 
dem Aufstieg des Marathen verbunden 
waren, gelang es den Briten, Kalkutta zu 
ihrem wichtigsten Stützpunkt auszubau- 
en. Die Krisen und Kriege des restlichen 
Subkontinents wirkten sich nur schwach 
auf die reiche Provinz Bengalen aus. Der 
Export von Seide, Zucker, Baumwolle 
und (in geringem Umfang) Opium blühte. 
Die immer noch ungenügende Kapital- 
kraft der Briten wurde durch indische 
Bankiers mit großen Geldsummen unter- 
stützt! Nicht das englische Pfund sondern 
die indische Silberrupie, die bis Anfang 
des 19. Jahrhunderts bestimmend war, 
war die wichtigste Währung der asiati- 
schen Handelszone. Amerikanisches und 
europäisches Barrensilber, das über den 
Handel nach Asien gelangte, wurde in 
Indien in Rupies umgewandelt. 


In Bengalen erhielt die britische Kolo- 
nialmacht ihre große Chance, als sich die 
Spannungen zwischen den vor Ort herr- 
schenden zamindars' und dem vom 
Mogul eingesetzten nawab’ verschärften. 
1757 wurde der nawab in der Schlacht 
von Plassey mit britischer Hilfe besiegt. 
Der bengalische Staatsschatz im Wert 
von fünf Millionen Pfund Sterling wurde 
von den freundlichen Unterstützern 
geplündert und nach England gebracht. 
Der Grundstock für die Bank von Eng- 
land war gelegt. Außerdem vergaß die 
Ostindienkompanie nicht, sich als Lohn 
für die Mühe das Monopol über den 
gesamten Handel zu sichern. Mit Preis- 
festsetzungen wurden jetzt lokale Kauf- 
leute vom Markt gedrängt. Indische Mit- 
telsleute ermöglichten schließlich über 
ihren Einkauf in die erfolgreiche Kompa- 
nie die Kontrolle über 10.000 Weber. 


Nach dem Kriegserfolg der Briten und 
ihrer Verbündeten konnten Kriegs- und 
Besatzungskosten der Bevölkerung des 
gesamten Subkontinents aufgebürdet 
werden. Die Besteuerung der kriegsge- 
schädigten Bevölkerung war eine schon 
in vorbritischer Zeit gängige Praxis. Neu 
war dagegen die "Evakuierung" indi- 
schen Kapitals. Die den indischen Eliten 
geraubten Vermögen wurden nach Eng- 
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land geschafft und konnten dort in die 
"industrielle Revolution" investiert wer- 
den. Die indische Landwirtschaft wurde 
mit entsprechenden Steuergesetzen zur 
vermehrten Erzeugung von cash-crops, 
darunter Opium, Sisal und Baumwolle, 
gezwungen. Der Anbau von Nahrungs- 
mitteln für die Bevölkerung wurde durch 
hohe Steuern beschränkt. Das einst reiche 
Bengalen erlebte seine erste Hungersnot 
kurz nach der Machtübernahme der Bri- 
ten! 


1765 wird der britischen Ostindien- 
kompanie in Anerkennung ihrer wirt- 
schaftlichen Macht vom regierenden 
Mogulherrscher die Zivilregierung und 
Finanzhoheit über Bengalen zugespro- 
chen. Die britische Handelskompanie 
war somit die erste und die einzige der zu 
dieser Zeit expandierenden Kolonial- 
mächte, die in Asien statt der Seehandels- 
kontrolle die Landmacht anstrebte und 
dank "günstiger" Umstände auch erreich- 
te. Bengalen bildete den ersten Baustein 
des kolonialen unter britischer Herrschaft 
stehenden Indien. Das weitere Vorgehen 
der Briten hatte jedoch keinen einheitli- 
chen Charakter. Die Uneinigkeit der 
Nachfolgestaaten des Mogulreiches 
erleichterte jedoch neue Eroberungen 
ohne zentralen Plan. Wechselnde Bünd- 
nisse mit der französischen Konkurrenz 
und afghanischen Herrschaftsanwärtern 
sowie das Abpassen regionaler Krisen 
verhalfen den Briten bis 1818 zur Vor- 
herrschaft in Indien. Das indo-britische 
Imperium bestand aus einer Mischung 
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von abhängigen Kleinstaaten und direkt 
unter britischer Verwaltung stehenden 
Gebieten. 


Die Monetarisierung Indiens 


Der größte Eingriff der britischen Ver- 
waltung in das Leben der Bevölkerung 
war die Umwandlung der traditionell in 
Naturalien entrichteten Kopfsteuer in 
eine Bodensteuer, die mit Geld bezahlt 
werden mußte. Die bis dahin übliche 
Besteuerung beruhte auf einer tributären 
Produktionsweise: Eigentumsrechte Ein- 
zelner auf Grund und Boden existierten 
nicht. Das Land war Gemeindeeigentum 
unter der Oberhoheit des jeweiligen Herr- 
schers bzw. der Eliten. Bei Steuerschul- 
den konnte deshalb auch kein Land 
beschlagnahmt werden. Nur die Arbeit 
bzw. die Produkte der Arbeit, wurden 
besteuert. 

Das "Permanent Settlement"-Gesetz 
von 1793 verwandelte die Oberhäupter 
der herrschenden Familien in Grundbe- 
sitzer. Der Rest der bäuerlichen Bevölke- 
rung wurde mit diesem Gesetz zu Landlo- 
sen. Indische Beamte im Dienst der engli- 
schen Krone regelten die Festsetzung des 
Steuerbetrags und die Beschlagnahmung 
von Land, dessen Besitzer mit der Steuer- 
zahlung in Rückstand waren. Die Korrup- 
tion blühte. Die zuständigen Beamten 
waren oft gleichzeitig als Geldverleiher 
zu Wucherzinsen tätig. Das neue Wirt- 
schafts- und Steuersystem brachte viele 
Händler, Kreditgeber und Beamte nach 
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oben, während ein Teil der traditionellen 
Elite auf den Status von Bauern herab- 
sank. Die badhralok, eine bengalische 
Elite und andere regionale anglisierte Eli- 
ten stellten das Verwaltungspersonal des 
kolonialen Imperiums. 


Die Vernichtung des 
indischen Textilhandwerks 


Nicht nur die bäuerliche Bevölkerung 
war den negativen Auswirkungen der 
englischen Kolonialpolitik ausgesetzt. 
Die hochspezialisierte indische Textil- 
produktion wurde vernichtet. Das indi- 
sche Textilhandwerk war der Hauptkon- 
kurrent der britischen Stoffmanufaktur 
auf dem Weltmarkt des 17. und 18. Jahr- 
hunderts. Indische Stoffe waren besser 
und billiger als solche britischer Her- 
kunft. Die europäische Nachfrage war 
sehr groß und sowohl die britische wie die 
holländische Ostindienkompanie ver- 
suchten von diesem Handel zu profitie- 
ren. Dadiebritische Textilindustriedieser 
Konkurrenz nicht gewachsen war, 
beschnitt die Regierung die Freiheit ihrer 
Handelskompanie. Der Import von indi- 
schen Stoffen wurde ihr verboten. Die 
Nachahmung der indischen Stoffe und 
die zunehmende Mechanisierung förder- 
ten den Absatz britischer Produkte. Bis 
zum Machtausbau in Indien war es briti- 
schen Kaufleuten trotzdem nicht mög- 
lich, mehr als 6% der englischen Produk- 
tion in Asien abzusetzen. Noch 1813 
waren indische Baumwoll- und Seidener- 
zeugnisse 50-60% billiger als britische 
Produkte. Sie wurden zum Schutz der bri- 
tischen Tuchindustrie mit 70-80% 
Importzoll belegt. Importzölle auf indi- 
sche Produkte wurden auch in den ande- 
ren britischen Kolonien erhoben. Erst mit 
der industriellen Massenproduktion wur- 
den diese Zölle abgebaut und zugunsten 
der britischen Textilindustrie der "Frei- 
handel" propagiert. 

Die britische Textilindustrie war mitt- 
lerweile in Europa führend und verlangte 
nach Absatzmärkten in Asien. Die Ostin- 
dienkompanie mußte ihr Handelsmono- 
pol zugunsten des nun erwünschten Frei- 
handels aufgeben. In den inzwischen 
vollständig kontrollierten Kolonien wur- 
de parallel dazu die Produktion von Roh- 
stoffen, wie Seide und Baumwolle, steu- 
erlich gefördert, die Herstellung von Tex- 
tilien unterdrückt. Das einst blühende 
Handwerk hatte kaum eine Chance. 

In dem Maß, wie die einheimischen 
Handwerksbetriebe - nicht nur die Textil- 
produktion - vernichtet wurden, kam es 
zu einer Agrarisierung der verschiedenen 
Regionen. Gefördert wurde diese Ent- 
wicklung durch den Eisenbahnbau ab 
1850. Weizen ausdem Punjab, Baumwol- 
le aus Bombay und natürlich bengali- 
sches Opium für den illegalen Rausch- 
gifthandel mit China wurden zu den wich- 
tigsten Exportprodukten des indo-briti- 
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schen Imperiums. Allein die Profite aus 
dem bengalischen Opiumhandel, der ın 
China verboten war, reichten aus, um den 
Asienhandel erfolgreich zu kontrollieren. 
Das Opiummonopol sorgte für einen 
Rückfluß des in den Asiengeschäften der 
vorigen Jahrhunderte verbrauchten ame- 
rikanischen Silbers an die Kolonialmäch- 
te. Erst die indischen Profite ermöglichen 
den Briten die Propagierung eines welt- 
weiten "Freihandelssystems"” und die 
Etablierung des Tees als billiges Volksge- 
tränk. 


Die Erfindung 
des "wahren Indien" 


Wucherkreditgeschäfte und hohe 
Bodenpreissteigerungen prägen Indi- 
en Mitte des 19. Jahrhunderts. 1857 
führt die britische Politik schließlich 
zum "Großen Aufstand”, der sich aus 
einer Reihe von bewaffneten Wider- 
standsaktionen zusammensetzt. Aus- 
löser istdie "Meuterei" der sepoy, indi- 
scher Söldner der britischen Armee. 
Der schlecht organisierte Aufstand 
konnte von der Kolonialmacht mit 
Hilfe bewaffneter Sikhs niederge- 
schlagen werden. 

Die Kolonialmacht begann sich auf 
die Förderung der "wahren indischen 
Kultur" zu besinnen, die, entspre- 
chend eingesetzt, weitere Aufstände 
verhindern sollte. Vor der erfolgrei- 
chen’ Kolonisierung waren indische 
und britische Kaufleute gleichgestellt. 
Die Briten waren aufgrund ihrer 
militärischen und finanziellen Unter- 
legenheit sogar in einer eher abhängi- 
gen Position. Die Anpassung an den 
indischen Lebensstil war üblich und 
Quellen zufolge weitgehend unpro- 
blematisch. Erst der Ausbau engli- 
scher Herrschaft führte zur Herabset- 
zung indischer Kultur. 

Zunächst sollte die Bevölkerung 
durch Vorbild anglisiert werden. Nach 
dem "Großen Aufstand” ging es 
jedoch wieder darum die "indische 
Kultur" - allerdings getrennt von der 
britischen und ihr untergeben - zu 
betonen. Dieses "Indien" war jedoch 
eine britische Erfindung, die sich 
durch eine überschaubare und festge- 
fügte Hierarchie von Prinzen, Bauern 
und Minderheiten auszeichnete. Intel- 
lektuelle und Kaufleute existierten 
darin nicht. Das beharrende, statische 
Element der Kultur sollte betont wer- 
den. Kastenprivilegien wurden wieder 
gefördert und festzementiert, um loya- 
le Unterstützung von den indischen 
Eliten zu erhalten. Die britische Erfin- 
dung prägt noch heute die Wahrneh- 
mung des traditionell keineswegs sta- 
tischen Subkontinents. 


Der unwahrscheinliche Aufstieg 
der indischen Textilindustrie 


Ein äußerst paradoxes Phänomen ist 
nach dem Untergang des Textilhand- 
werks der Aufstieg einer Textilindustrie 
mit Zentrum in Bombay. Diese kann nur 
auf dem Hintergrund des britischen 
Baumwollhandels mit China erklärt wer- 
den. Die indische Baumwolle war neben 
dem wichtigeren Opium ein Handelspro- 
dukt, das füreinen Ausgleich desbritisch- 
chinesischen Teehandelsdefizits sorgen 
sollte. Das Geschäft lag zum Teil in den 
Händen parsischer' Kaufleute, die 
ursprünglich aus dem Iran kamen. Bis 
1856 machten englische Technologie und 
parsisches Kapital Bombay zum Zentrum 
der indischen Textilindustrie. Trotz briti- 
scher Zölle, Warensteuern und Kapitalex- 
porten gelang es dieser Industrie, die als 
einziger Wirtschaftszweig von indischem 
(parsischem) Kapital beherrscht wurde, 
zu expandieren. 

Die Verwaltung und der technische 
Bereich waren zunächst in englischer 
Hand. Später wurden auch Inder ange- 
stellt. Die Arbeiter und Arbeiterinnen 
kamen zunächst vom Dekhan und der 
Konkan-Küste südlich Bombays. später 
dann aus dem nordindischen Uttar Pra- 
desh. 

Die Krise der britischen Vorherrschaft 
auf dem Weltmarkt mit dem Rückgang 
der industriellen Konjunktur zwischen 
1870 und 1900 sowie der Aufstieg US- 
amerikanischen und deutschen Industrie- 
kapitals förderte wiederum die indische 
Textilindustrie. In diesen Jahren wurden 
verstärkt indische Textilien an die USA, 
an Kontinentaleuropa und Japan ver- 
kauft. Der Umsatz stieg von vier Millio- 


nen auf 50 Millionen Pfund. Der britische 
Absatz verschlechterte sich entspre- 
chend. 

Seine Rolle als Finanzzentrum konnte 
England in dieser Zeit nur noch durch die 
Indien abverlangte Kolonialabgabe 
behalten. Die britische Verwaltung sowie 
die Zinsen für die bei den indischen Ban- 
kiers gemachten Schulden wurden eben- 
falls von dieser Abgabe bezahlt. Die 
Abgabe wurde zwischen 1870 und 1900 
von 70 Millionen auf 225 Millionen 
Pfund erhöht. 

Christel Opeker 


Anmerkungen 

(1) aus der regionalen Elite stammender Herrscher, meist 
Hindu 

(2) vom Mogulherrschereingesetzter Provinzgouverneur, in 
der Regel Moslem 

(3) Parsen: Anhänger des Zaratkustra 
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500 FIR Kolonialismus 


Von Anfangan dabei 


Deutsche Beteiligung 
imersten Jahrhundert 
des Kolonialismus 


Die koloniale Expansion Europas 
war mehr als nur die nationale 
Angelegenheit Portugals und Spa- 
niens und weit mehr als das Ergeb- 
nis der Pläne ehrgeiziger iberischer 
Potentaten und des Wagemutes 
abenteuerlustiger Seefahrer. 500 
Jahre Kolonialismus sind von 
Anfanganauch Teil deutscher 
Geschichte. Die erste Phase wirdim 
folgenden beleuchtet. 


achdem Cristobal Colön von sei- 
N“ ersten Expedition, die ihn auf 

westlichem Weg nach Asıen 
führen sollte, zurückkehrte, wurden auch 
deutsche Interessenten an dem kolonialen 
Experiment neugierig. Die Interessen 
wichtiger gesellschaftlicher Kreise schie- 
nen vom Ergebnis dieser Reise berührt zu 
sein. 
Der Nürnberger Patrizier und Kaufmann 
Martin Behaim erhielt für seinen Besuch 
beim portugiesischen König ein Empfeh- 
lungsschreiben des deutschen Kaisers 
Maximilian I. Das Schreiben vom 14. Juli 
1493 fordert den portugiesischen König 
auf, diekoloniale Expansion auf der west- 
lichen Seeroute fortzusetzen und "... das 
östliche Land des reichen Cathay aufzu- 
suchen."' 

Die Anregung Maximilians ist mehr 
als eine Laune des deutschen Potentaten. 
Sie enthälteinige Hinweise aufdie Bezie- 
hungen zwischen Deutschland und Portu- 
gal. Martin Behaim war zu dieser Zeit in 
Portugal kein Unbekannter. Schon zehn 
Jahre zuvor war er als Kaufmann und 
Agent deutscher Handelshäuser in Lis- 
sabon und rüstete dort auch portugiesi- 
sche Schiffe aus. Er nahm selbst an min- 
destens einer Afrika-Expedition teil. 
Über ihn profitierte das portugiesische 
Unternehmen von wissenschaftlichen 
Forschungen und Verbesserungen nauti- 
scher Geräte (Astrolabium und Meteoro- 


skop), die in Nürnberg entwickelt wur- 
den. 1486 wurde Martin Behaim zumRit- 
ter des Christusordens geschlagen. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit nahm er auch 
an den Beratungen jener Kommission 
teil, die über Colöns Vorschlag, Indien auf 
dem westlichen Seeweg zu erreichen, 
entscheiden sollte. Dem spanischen 
Chronisten Herrera zufolge stimmte 
Behaim diesem Plan zu. 

Die portugiesische Krone war an einer 
Zusammenarbeit mit den deutschen Han- 
delshäusern sehr interessiert. Allerdings 
waren zu diesem Zeitpunkt die wichtig- 
sten unter ihnen, die Fugger und Gossen- 
brot, noch nicht bereit, größere Summen 
in koloniale Unternehmungen zu inve- 
stieren. Dennoch profitierten damals 
schon deutsche Kaufleute und Handels- 
gesellschaften vom kolonialen Geschäft. 
Der Schiffbau in Portugal benötigte Holz 
und Holzprodukte (Teer, Pech, Masten- 
holz etc.) aus Danzig. Aus den süddeut- 
schen Städten gelangten vor allem Roh- 
metalle und verarbeitete Metallwaren 
von Nägeln und Drähten bis zu nauti- 
schen Präzisionsinstrumenten nach Lis- 
sabon. Auch die in Portugal benötigten 
Waffen stammten zum großen Teil aus 
deutschen Geschützgießereien. Überwie- 
gend Deutsche und Flamen bedienten 
diese Geschütze auf den portugiesischen 
Schiffen. Diese "bombardeiros" genos- 
sen eine besonders privilegierte Stellung 
aufden portugiesischen Kolonialflotten. 


Der Gewürzhandel 


Seit den Kreuzzügen wurde die Ver- 
sorgung der europäischen Märkte mit den 
sehr begehrten asiatischen Waren - vor 
allem Gewürze, Seidenstoffe und Arznei- 
en - über die italienischen Stadtstaaten 
und deren Handelskolonien abgewickelt. 
Die Waren gelangten u.a. von Venedig 
und Genua über die Alpenpässe in den 
süddeutschen Raum. Dort wurden ver- 
schiedene Städte zu wichtigen Zwi- 
schenstationen im System der europäi- 
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schen Verteilung. Bis zur Mitte des 15. 
Jahrhunderts unterlag die Zufuhr asiati- 
scher Waren zunehmend osmanischer 
Kontrolle, da die Italiener wichtige Stütz- 
punkte verloren. Der damit verbundene 
Preisanstieg bildete den Hintergrund für 
den Versuch, direkt nach Asien vorzu- 
dringen. Der arabische Zwischenhandel 
sollte ausgeschaltet werden. 

An der Wende zum 16. Jahrhundert 
gründeten viele bedeutende Handelshäu- 
ser aus Nürnberg, Augsburg und anderen 
Städten Niederlassungen in Lissabon. 
Die Neuorientierung des deutschen Han- 
delskapitals ist verbunden mit der greif- 
bar werdenden Veränderung traditionel- 
ler Handelsrouten. Spätestens als Vasco 
da Gama die indische Westküste bei Cali- 
cuterreichte, war der arabische und vene- 
zianisch-genuesische Zwischenhandel 
gefährdet. Die zu erwartende Verlage- 
rung des Levantehandels? auf die atlanti- 
sche Route zwang jene Handelsgesell- 
schaften, die bisher im Gewürzhandel 
tätig waren, ihren Aktionsradius nach 
Lissabon auszudehnen. Gleichzeitig 
waren dort weitere umfangreiche 
Geschäfte zuerwarten. Die Durchsetzung 
des portugiesischen Handelsmonopols 
imIndischen Ozean erforderte finanzielle 
Mittel und Materialien, die Portugal 
allein nicht aufbringen konnte. 

Die Tätigkeit großer deutscher Bank- 
und Handelshäuser wurde von der portu- 
giesischen Krone gewünscht und geför- 
dert. In Form von Privilegien sicherte sich 
das deutsche Handelskapital größeren 
Bewegungsspielraum in Portugal. Der 
Handel mit Kolonialwaren und die Ein- 
fuhr von Metallen und Schiffsbaumate- 
rialien wurde erleichtert. Die Importzölle 
für diese Waren wurden abgebaut. 

Auch aufden Schiffen erschienen bald 
nach der Reise Vasco da Gamas neben 
den Bombardeiros Agenten deutscher 
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Galeone der Welser-Flotte (1534) 
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Handelshäuser. Ihr Ziel war der direkte 
Zugang zu indischen Märkten. Bereits 
1505 segelten in einer großen Flotte unter 
dem Kommando Francisco de Almeidas 
drei Schiffe, die von einem Konsortium 
Nürnberger und Augsburger Handelsge- 
sellschaften in Zusammenarbeit mit ita- 
lienischen Kaufleuten bezahlt und aus- 
gerüstet worden waren. Die Flotte Almei- 
das hatte eine zentrale Bedeutung im 
kolonialen Unternehmen. Im Verlaufe 
dieser Expedition sollte der portugiesi- 
sche Anspruch auf Monopolisierung des 
Handels im Indischen Ozean militärisch 
unterstrichen werden. Strategisch wichti- 
ge Punkte wurden dabei erobert und 
besetzt. 

Die Deutschen engagierten sich in 
einem lukrativen Geschäft. Die Gewinn- 
spanne im Gewürzhandel konnte zu der 
Zeit bis zu 175% betragen. Zwar wurde 
der direkte Zugang durch das Kronmono- 
pol verwehrt - es galt allerdings nur für 
den Pfefferhandel und Anteile des sonsti- 
gen Gewifrzhandels. Der Rest des 
Gewürzhandels sowie der Handel mit 
Perlen und Edelsteinen unterlag keiner 
Beschränkung. Seit 1517 arbeitete 


Pock für die Nürnberger Hirschvogel und 
die Augsburger Herwart. Später folgten 
Jörg Imhoff und Christof Faiser sowie 
Hans Schwertzer für die Nürnberger 
Welser. Hauptgegenstand ihrer Tätigkeit 
war der Edelsteinhandel, in dem extrem 
hohe Gewinne erzielt werden konnten. 
Auch viele Bombardeiros stiegen in der 
Zeitin das Edelsteingeschäft ein. 

Der bedeutendste Faktor war jedoch 
der Handel mit Gewürzen. Auch nach der 
Einführung des Kronmonopols war Por- 
tugal nicht in der Lage, seine Unterneh- 
mungen alleine zu finanzieren. Die nun 
immer regelmäßiger eintreffenden 
Gewürzladungen wurden nur zu Beginn 
in Lissabon umgeschlagen. Bald landeten 
sie in Antwerpen, wo die portugiesischen 
Beamten Gewürze verkauften, um im 
Gegenzug Kupfer, Kriegs- und Schiffs- 
baumaterialien zu beschaffen. Daraus 
entstanden sehr bald Vorschußgeschäfte 
und in steigendem Umfang reine Anlei- 
hen. 

Wer immer im Gewürzgeschäft aktiv 
tätig sein wollte, mußte mit der portugie- 
sischen Krone einen Vertrag schließen, 
der Pfefferlieferung und -abnahme zu 
festen Preisen vorsah. Der größte Teil der 
Lieferung war dabei im Voraus zu bezah- 
len. In der Regel wurden gesamte Schiffs- 
ladungen auf diese Weise verkauft. Da die 
Kapitalkraft einzelner Kaufleute und 
Gesellschaften dazu nicht ausreichte, 
wurden oft Konsortien gebildet. 

In den ersten Jahrzehnten des 16. Jahr- 
hunderts waren Fugger und Welser in 
führenden Positionen an dem spekulati- 
ven Gewürzhandel beteiligt. Bereits 1504 
kauften die Fugger den größten Teil der 
portugiesischen Gewürzladungen auf. 
Die gleichen Handelshäuser spielten 
auch eine wichtige Rolle im europäischen 
Montanwesen. Es existierte ein unmittel- 
barer Zusammenhang zwischen Gewürz- 
und Metallhandel. 1515 boten die Fugger 
an, den gesamten Pfefferkontrakt zu über- 
nehmen und in Kupfer zu bezahlen. Das 


“ Kupfer wurde allerdings nur zu geringen 


Teilen im Asienhandel benötigt. Der 
größte Teil wurde in Westafrika abge- 
setzt. Neben dem Handel war Portugal 
auch für seine Schiffsausrüstungen von 
Rohmetallen und verarbeiteten Metaller- 
zeugnissen von deutschen Handelshäu- 
sern abhängig. 

Michael Rost 


Anmerkungen: 
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SOOFFRISEL Kolonialismus 


Macht der Bilder 


Chinainder 


europäischen Wahrnehmung 


Der Ferne Osten spieltein der 
gesamten Zeit europäischer Expan- 
sion nie eine mit Amerika oder 
Afrika vergleichbare Rolle, obwohl 
Kontakte der Alten Welt mit Asien 
schon in der Antike bestanden und 
obwohl im 15. und 16. Jahrhundert 
intensiv nach einem Seewegzu den 
Reichtümern Chinas und Indiens 
(Seide, Perlen, Edelsteine, Gold, 
Pfeffer, Tee, Spezereien und Dro- 
gen) gesucht wurde. Woran lag das? 
Wie verliefen die Begegnungen der 
Europäer mit denfremden Kultu- 
ren Asiens? 


erichte der Entdeckungsreisenden 
B wurden zum Ausgangspunkt für 

die Vorstellungen, die man sich 
von den fremden Welten machte und zur 
Grundlage für die allmähliche Annähe- 
rung dieser Vorstellungen an die Wirk- 
lichkeit. Die Antike war das erste Zeital- 
ter der Entdeckungen. Schriftlich überlie- 
fert sind Seefahrten der Griechen nach 
Indien und China ab dem ersten Jahrhun- 
dert. Meistens erfolgte der Handel über 
Mittelsmänner. Griechen und Römer hat- 
ten aber auch direkte Handelskontakte zu 
Burma, Malaysia, Vietnam, Indonesien 
undChina. 

Das Vordringen des Islam unterbrach 
ab dem 7. Jh. n. Chr. den direkten Han- 
delsverkehr zwischen der Alten Welt und 
den Ländern Asiens. Die Araber und spä- 

“ter die Türken übernahmen den Zwi- 
schenhandel. 

Das europäische Bild von Asien änder- 
te sich trotz einzelner europäischer Kon- 
takte zu den Mongolen im 13. Jh. (z.B. 
Marco Polo, Carpini und Rubruk) seit der 
Antikebis ins 15. Jh. kaum. Reiseberichte 
stammten häufig von geschulten Mön- 
chen, die aber durch ihre Kenntnis der 
heiligen Schrift, der Schriften der Antike 
und dem sogenannten Alexanderroman 
vorbelastet waren. Dieser Roman schil- 
derte den Zug Alexanders des Großen 
327-325 v. Chr. und berichtete von 


Hundsmenschen, Wesen ohne Beinge- 
lenke und von anderen Fabelwesen. Er 
wurde bis ins 16. Jh. für glaubhaft gehal- 
ten und weiter verarbeitet. An diesen 
Berichten über unheimliche Fabelwesen 
läßt sich eine starke Ambivalenz von 
Anziehung und Abstoßung durch das 
Fremde ablesen. 


Für das Christentum lag im Osten das 
irdische Paradies, der Garten Eden, ein 
Garten des immerwährenden Glücks, des 
Überflusses und der Sündenlosigkeit. 
Diese Vorstellungen entstanden in 
Zusammenhang mit den Kreuzzügen in 
den Nahen Osten und der Gründung der 
Kreuzfahrerstaaten Palästina und Syrien 
Ende des 11. Jahrhunderts. Die Kreuz- 
zugsidee wurde in der höfischen Literatur 
verarbeitet und findet sich auch in Reise- 
berichten von John Mandeville wieder, 
dessen Schilderungen vom Paradies sich 
eng an biblische Berichte halten. Diese 
Vorstellungen wurden später auf ver- 
schiedene Länder innerhalb und außer- 
halb Asiens ausgeweitet. Symbol dieses 
Paradieses war "Indien" geworden. 

Unter "Indien" verstand man bis zum 
15. und 16. Jahrhundert in der Regel den 
gesamten Orient von Ostafrika über Ara- 
bien, Vorder- und Hinterindien bis nach 
Japan und China. Die erste Reise von 
Kolumbus 1492 forderte den Protest Por- 
tugals gegen die Verletzung seines Mono- 
polanspruchs auf bestimmte Regionen 
heraus. Nach päpstlichem Schiedsspruch 
(1493) führte der Protest zum Vertrag von 
Tordesillas 1494 zwischen Portugal und 
Kastilien und zur Aufteilung der Welt. 


Das Reich der Mitte und die 
Fremden: die Portugiesen 


Die westliche Einflußzone (das heuti- 
ge Lateinamerika außer Brasilien) wurde 
den Spaniern zugesprochen, die östliche 
(Afrıka und Asien) den Portugiesen. Als 
1498 der Portugiese Vasco da Gama auf 
dem östlichen Seeweg "Indien" erreichte, 
suchten die Portugiesen in Asien nach 
"les especieras". Sie fanden keine wun- 


derbaren Schätze, aber wertvolle Han- 
delsgüter. 

Etwaein Jahrhundert zuvor hatten sich 
mit dem Ende der Mongolenherrtschaft 
1368 die Beziehungen Chinas zur Außen- 
welt geändert. Während der Mongolen- 
herrschaft war eine Fremden gegenüber 
aufgeschlossene Politik vorherrschend. 
Durch Wiederöffnung der Seidenstraße 
hatten sich Handelsaustausch und religiö- 
se Kontakte mit dem Westen intensiviert. 
Zur Zeit der Ming-Dynastie schloß sich 
China zugunsten seiner inneren Stabilität 
von außen ab. Diese Haltung prägte ent- 
scheidend die ersten Kontakte mit den 
Portugiesen und deren Vorstellungen 
über Chinamit. 

1513 erreichten erstmals Portugiesen 
die Küste Chinas. Die Eindrücke einer 
portugiesischen Gesandtschaft 1514 ins 
Reich der Mitte beschreibt der teilneh- 
mende Italiener da Empoli so: "China 
besitzt den größten Reichtum, den es 
überhaupt auf der Welt geben kann. (Die 
Chinesen) sind alle weiß wie wir. Die Art 
ihrer Kleidung ähnelt derjenigen der 
Deutschen, (...). Im Lande gibt es feine 
weiße Seide im Überfluß, (...). Damast ...., 
Satine und Brokate findet man sowie 
Muskat (...). Viele Perlen aller Sorten 
(findet man) in großem Überfluß, und 
viele (Arten von) Kopfbedeckungen, so 
daß (beim Handel) von dort nach hier (auf 
diese Waren) ein Profit von dreißig zu 
eins zu erzielen ist."' 

Besonders vom 13. bis Anfang des 16. 
Jhs. geisterten märchenhafte Bilder von 
China durch die Köpfe. Man stellte sich 
paradiesische Zustände vor, ein phanta- 
stisches goldglänzendes Wunderland der 
Kostbarkeiten, ein mächtiges festgefüg- 
tes Reich der Barmherzigkeit, der 
Gerechtigkeit, des Friedens und der aller- 
schönsten Frauen. 

Aus China gelangten schon in der 
Antike Porzellangefäße und Seidenstoffe 
minderwertiger Art: über die Seiden- 
straße und die Levante in die Alte Welt. In 
Marco Polos Reisebericht (1298/99) wur- 
de die Herstellung des Porzellans 
beschrieben. Aber es sollte noch bis 1709 
dauern, ehe es Boettgers gelang, europäi- 
sches Porzellan herzustellen. Die Aristo- 
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kratie sammelte Chinaporzellan als Kost- 
barkeit und benutzte es gelegentlich im 
16. Jh. als kultiviertes Tafelgerät. 


China als Projektionsfläche für 
die Gelehrten Europas 


Anfang des 17. Jhs. nahmen die 
Holländer den Portugiesen die Vormacht- 
stellung in Asien ab und gründeten 1618 
die Handelsniederlassung Batavia. In 
China wurde die Ming-Dynastie durch 
die Herrschaft der Mandschu 1644 ver- 
drängt. Mit der Zunahme exotischer Han- 
delsgüter und Reisebeschreibungen 
begann im 17. und 18. Jh. allmählich eine 
intensivere Auseinandersetzung mit den 
fremden, außereuropäischen Kulturen, 

Im Zuge der Gründung verschiedener 
Handelsgesellschaften wie der britischen 
"East India Co." 1600, der holländischen 
“Vereenigden Oostindischen Compa- 
gnie" 1602 und der französischen "Com- 
pagnie de Madagascar" 1642 wurde eine 
große Menge an Chinaporzellan und 
Lackarbeiten aus China und Japan nach 
Europa importiert. Das Porzellan wurde 
zum Auslöser der Chinoiserie, einer 
Modeströmung Anfang des 17. Jhs., die 
Kunst und Kulturerfaßte. 

Die Berichte verschiedener Jesuiten- 
missionare vermittelten ein Bild von Chi- 
na als ebenbürtiger Hochkultur und Zivi- 
lisation, idealisierten aber auch die Men- 
schen als "zivilisierte Exoten". Dagegen 
entstand in Nordamerika und Afrika aus 
der Berührung der Alten mit der Neuen 
Welt das Bild des "edlen Wilden". Der 
wurde um seine paradiesische Unschuld 
beneidet, doch galt er nicht als ebenbür- 
tig, weilnichtzivilisiert. 

Leibniz zeigte sich beeindruckt von 
der staatspolitischen Weisheit und Ethik 
der Chinesen und plädierte für die Ein- 
führung des Chinesischen als Universal- 
sprache und -schrift. Er stellte die chinesi- 
sche Geisteswelt der abendländischen als 
Alternative gegenüber. Zur Zeit der Auf- 
klärung avancierten außereuropäische 
Staatswesen zum idealen Gegenpol des 
Absolutismus in Europa und dessen 
Übeln. So hob beispielsweise Voltaire die 
Ehrwürdigkeit der chinesischen 
Geschichtsschreibung gegenüber der 
christlichen hervor. 

Im Zuge des 18. Jhs. nahm mit der 
hohen Bewertung der Wissenschaft und 
des Fortschritts schließlich die uneinge- 
schränkte Chinabegeisterung ab. Europa 
hegte Überlegenheitsgefühle. Der Wett- 
lauf um die letzten freien Länder im 19. 
Jh. machte einem "wissenschaftlichen" 
Exotismus ° Platz, der die Kolonisation 
ideologisch verbrämte. 

Die Chinesen begegneten den 
Europäern mit Zurückhaltung. Fremde 
erschienen China, dem Reich der Mitte, 
als Barbaren und mußten Tribut leisten. 
Vorerst hatten die Chinesen den Portugie- 
sen die gleichen freizügigen Handels- 
rechte wie den früheren arabischen und 
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persischen Zwischenhändlern zugestan- 
den. Aber das anmaßende Auftreten der 
Portugiesen, die Verletzung der Etikette 
gegenüber dem Kaiser und einige gewalt- 
same Übergriffe auf Chinesen führten zur 
Begrenzung des Handelsstützpunkts auf 
die Halbinsel Macao. 


Politik der '"EastIndia Co." 


Mit militärischem Druck wurde 
Anfang des 19. Jhs. ganz Asien unter den 
westlichen Ländern aufgeteilt und geriet 
in immer stärkere wirtschaftliche Abhän- 
gigkeit. Während Ende des 18. Jhs. noch 
große Mengen von Silbergeld von Europa 
nach Asien abflossen, mit dem die 
begehrten Luxusartikel bezahlt wurden, 
machte man sich in England Gedanken, 
welches andere Handelsobjekt man als 
Zahlungsmittel statt des Silbergeldes ver- 
wenden könnte. 

Die englische "East India Co." stoppte 
den Silbergeldabfluß nach China, indem 


- 


j - j 
Qualvoller Todeines Chinesen im Holzkäfig, Shanghai September 1904. 


aus: W.Bauer- China und die Fremden, S.209 


sie kurzfristig Rohbaumwolle und dann 
Opium aus Bengalen als Zahlungsmittel 
für den begehrten chinesischen Tee ein- 
führte. Die "East India Co." hatte das 
Monopol aufOpium. 

Der Verkauf von Opium an die Chine- 
sen und ‚von chinesischem Tee an die 
Engländer hatte mehrfache Auswirkun- 
gen. Mit Tee machte die "East India Co." 
ihre größten Gewinne und mit den Tee- 
profiten wurden großenteils die militäri- 
schen Eroberungen in Indien vor 1818 
finanziert. Ein Zehntel des Budgets des 
englischen Schatzkanzlers stammte aus 
den Teezöllen. "Der Tee, mitdem die eng- 
lische Gesellschaft sich für ihre globalen 
Unternehmungen fit hält, wird bezahlt 
mit dem Opium, das die chinesische 
Gesellschaft schläfrig, träumerisch, inak- 
tiv, konkurrenzunfähig und beherrschbar 
macht." ’ 

Als die Chinesen ein Verbot der 
Opiumeinfuhr durchsetzen wollten und 
sich die Engländer durch Zölle, Steuern 
und ein kompliziertes System von Mit- 


telsmännern zu sehr behindert fühlten, 
gingen sie (in den sogenannten Opium- 
kriegen 1840-42) gewaltsam gegen die 
Chinesen vor. Lord Palmerston (brit. 
Außenminister 1855-58) sprach in die- 
sem Zusammenhang von einer Lektion, 
die man den rückständigen und verstock- 
ten Orientalen erteilen müsse. Die 
Engländer erzwangen sich mit den sog. 
"Ungleichen Verträgen" die Öffnung 
wichtiger Häfen. 

Das chinesische Reich, das sich Ende des 
18. Jhs. sehr gut selbst versorgen konnte 
und nicht auf den Handel mit Europa 
angewiesen war, geriet bis Ende des 19. 
Jhs. ineine quasi koloniale Abhängigkeit. 


Der Überlegenheitsdünkel 


Der wirtschaftlichen und politischen 
Schwächung Chinas durch die koloniale 
Expansion Europas folgte eine Abwer- 
tung der chinesischen Kultur. Sie wurde 
in der Folge für ihren "ewigen Stillstand" 
und ihre Rückständigkeit verachtet. 
Hegel sprach vom "Land der ewigen Wie- 
derkehr". Entsprechend änderten sich 
auch die Reiseberichte. Sie berichten von 
gespenstischen Städten, Gestank, 
Schmutz - die Chinesen werden als teuf- 
lisch, mörderisch und grausam geschil- 
dert. 

Die geringe westliche Wertschätzung 
der fremden Kulturen schlägt sich auch ın 
der Praxis der Weltausstellung nieder, die 
1851 erstmals in London stattfand. Sie 
bestand aus einem Sammelsurium ver- 
schiedenster Objekte, Bauten und Tech- 
niken. Auch Menschen fremder Kulturen 
wurden gezeigt. Sie wurden wie Tiere im 
Zoo und oft mit diesen zusammen in ent- 
sprechend nachgebauter Umgebung vor- 
geführt. Chinesische und japanische 
Kunstgegenstände standen bei der zwei- 
ten Weltausstellung 1862 im Mittelpunkt. 
Auf dem Höhepunkt des Opiumkriegs 
hatten Franzosen und Engländer den kai- 
serlichen Sommerpalast bei Peking 
geplündert und in Brand gesteckt. Die 
Ausstellung zeigte, was man bei dieser 
Gelegenheit erbeutet hatte. Von Hoch- 
achtung gegenüber der chinesischen Kul- 
tur kann also keine Rede mehr sein. Der 
wirtschaftlichen folgt die kulturelle Aus- 
beutung - was nichts wert scheint, wird 
zerstört. 

Das Chinabild, das Fotografie und 
Werbung vermittelten, prägte seit Mit- 
te/Endedes 19. Ihs. die Vorstellungen von 
China. Europäische Fotografen kamen 
mit dem Militär ins Land und hielten die 
Niederlagen der Chinesen fest. Sie mach- 
ten Bilder von innerchinesischen Auf- 
ständen wie der Taiping (1850-66) oder 
vom Boxeraufstand gegen die Europäer 
(1900-1901). Diese Bilder sollten die 
außerordentliche Grausamkeit der Chi- 
nesen belegen. Die Niederschlagung des 
Boxeraufstands durch eine internationale 
Invasionstruppe wurde in der deutschen 
nationalen Presse mit großem Aufwand 
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und demagogischen Fotographien 
begleitet. Titel wie "Transport gefangener 
chinesischer Boxer ", "Einzug der deut- 
schen China-Krieger in Berlin” u.a. mehr 
sprechen für sich. Gezeigt wurde chinesi- 
sche Grausamkeit und deutsche Überle- 
genheit. 

Eine andere Variante westlicher Sicht- 
weise war die Souvenir- Fotografie, die 
China altmodisch und schauerlich dar- 
stellt und die Armut vieler Chinesen, aber 
auch faszinierende Architektur zeigt. 

Im wesentlichen gab es zwei verschiede- 

ne Sichtweisen! 

- die ästhetisch-verklärende Sicht 
entsprechend der Chinoiserien 

- stilisierte, leblose, inszenierte Darstel- 
lungen von Hinrichtungen und 

Bestrafungen oder von den gebunde- 

nen, verkrüppelten Füßen der Frauen, 

den "Goldenen Lilien”. 

Alle diese Bilder hatten die Funktion, 
Europas fhaßlose Überlegenheit zu 
demonstrieren. Sie suggerierten, die Chi- 
nesen und ihre Kultur, ihre Gebräuche, 
ihre Kunst und Literatur wären seit 2000 
Jahren nahezu gleich geblieben. 

Als Japan nach einem siegreichen 
Krieg gegen China 1894/95 und gegen 
Rußland 1904/05 zur Großmacht aufge- 
stiegen war, sah man in den Östasiaten die 
"gelbe Gefahr". Europa befürchtete, daß 
die "Gelbe Rasse" sich gegen die 
Europäer zusammenschließen und die 
von Europa und Amerika übernommene 
Technik gegen die "weiße Rasse” einset- 
zen würde. 

Der erste Weltkrieg ließ das europäi- 
sche Überlegenheitsgefühl fraglich wer- 
den. Das Bürgertum suchte nach geistiger 
Erneuerung in östlicher Philosophie und 
Lebenskunst. So wünschte sich Hermann 


“Die Freundin des gelben Mannes”, 1919/20 


Hesse 1914 ein "Wiederfinden seelischer 
Lebenskunst und seelischen Gemeinbe- 
sitzes” im Sinne des alten China-Bildes 
des 17. und 18. Jahrhunderts. Dieses neu- 
erwachte Interesse richtete sich auf das 
alte, pittoreske, "ewige" China. Dem 
"ewigen Stillstand" wurde wieder Wert 
beigemessen. Seit ca. 1920, nach der 
Erfahrung der Sinnlosigkeit des ersten 
Weltkriegs, verstärkte sich dieses Interes- 
senoch. 


Chinafilme des 20. Jahrhunderts 


Die erste Chinafilmwelle kam Ende 
des ersten Weltkriegs auf. Das Publikum 
wollte Ablenkung von Krieg, Armut, 
Hunger und Kälte. Nach dem Friedens- 
vertrag von Versailles 1919 waren die 
Träume von Deutschlands kolonialer 
Expansion ausgeträumt. Im Film wurde 
an die Träume erinnert und Bilder vom 
alten China aufg&wärmt. Sogenannte 
asiatische und orientalische Themen und 
Phantasiefiguren wie indische Maharad- 
schas oder Bauchtänzerinnen fanden in 
der frühen Stummfilmzeit großen 
Anklang. 

Speziell zu China gab es Filme wie die 
Detektivfilme "Der chinesische Götze”, 
1916 und "Die Pagode", 1917 und Mär- 
chenfilme wie "Die schöne Prinzessin 
von China”, 1916/17. Der Film "Mr. Wu", 
1918, Regie Lupu Pick, arbeitet mit dem 
bekannten Klischee der Grausamkeit. Mr. 
Wu ist ein mächtiger grausamer Chinese 
und verkörpert das Böse schlechthin. Er 
entführt, will vergewaltigen und sich 
rächen für die nicht erwiderte Liebe zu 
einer Engländerin, indem er seiner Toch- 
ter die Liebe zu einem jungen Engländer 
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verbietet. Schließlich wird er sogar Mör- 
der seiner Tochter. Das Gute ist personifi- 
ziert in der aufopfernden Mutter/Englän- 
derin auf der Suche nach ihrem ver- 
schleppten Sohn und siegt am Ende. 
Ebenfalls ein typisches Klischee: auch 
die Liebe überwindet die Schranken zwi- 
schen den Kulturen nicht. 

Der Film "Opium" 1918/19 ist ein 
sogenannter Aufklärungsfilm. Ein chine- 
sischer Opiumhändler möchte sich an 
einem englischen Chinaforscher als Ver- 
treter der "weißen Rasse" rächen (Tod 
dem Europäer) und ihn rauschgiftsüchtig 
machen. Grund seiner Rache: seine Frau 
hat aus ihrem Verhältnis mit einem 
Europäer eine Tochter namens Sin (Sün- 
de). Diese Halbchinesin hilft dem 
Engländer bei der Flucht und rettet ıhn 
von der Sucht. Sie findet den Weg zum 
Guten. 

Das Klischee der Rache der Chinesen 
bzw. der "gelben Rasse" an der "weißen" 
kehrt häufig wieder. Ein absoluter Kas- 
senschlager war der Film von Joe May 
“Die Herrin der Welt" 1919/20 in acht 
Teilen. In diesem Film wurde ein beson- 
ders diffamierendes und stark von Haß 
geprägtes Bild von China transportiert. 
Eine Engländerin fährt aufgrund einer 
Stellenanzeigenach Kanton. Die Anzeige 
ist ein Trick. Sie landet im Bordell, wird 
vergewaltigt und gefoltert. Deutsch-chi- 
nesische Verbände protestierten ohne 
Erfolg gegen die Aufführung. 

Das exotische China war ım National- 
sozialismus kein Thema mehr. Das chine- 
sische Volk wurde als gefahrbringende 
"minderwertige" Rasse gesehen, "asia- 
tisch verschlagen", als eine "kompakte, ın 
ihrer Geschlossenheit beängstigend wir- 
kende Masse”. Dieses Bild einer Men- 


schenmasse ohne Differenzierung der 
Einzelnen taucht auch in heutigen Repor- 


tagen immer wieder auf. Von dem eher 
harmlos wirkenden "Volk der Radfahrer" 
bis zu dem rassistischen Bild der "gelben 
Arbeitsameisen" reicht die Palette der 
Klischees. 

Gleichzeitig gab es mit dem Beginn 
der 60er Jahre, der kalte Krieg erreichte 
seinen Höhepunkt, eine neue Welle von 
Chinafilmen nach altem Strickmuster. 
Dazu zählen Thriller wie "Heißer Hafen 
Hongkong" 1962 oder "Die Folterkam- 
mer des Dr. Fu Manchu" 1968. Die The- 
men sind Erpressung, Mord, Prostitution, 
Menschen- und Drogenhandel, Schmug- 
gel durch asiatische Banden. "Die männ- 
lichen Figuren schrecken vor keiner Infa- 
mie zurück, die Chinesinnen sind als 
kaum bekleidete Bardamen und Prostitu- 
ierte wie ın "Die jungen Tiger von Hong- 
kong" auf ihren Körper, ihr Geschlecht 
reduziert...".* 

Ab 1973 entstanden im Zusammen- 
hang mit der am Maoismus interessierten 
Studentenbewegung kürzere politische 
Dokumentarfilme, die oft einer unkriti- 
schen Begeisterung entsprangen. Bei- 
spiele für solidere Darstellungen sind die 
von Peter Krieg in der VR China gedreh- 
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“Mr. Wu”, 1918 


ten Dokumentarfilme "Der Hof für die 
Pachteinnahme”" und "Wunder aus eige- 
ner Kraft” (beide 1973). 

Mit der Öffnung des Landes für einen 
gelenkten Tourismus entstanden in den 
80er Jahren einige Filme, dieman amehe- 
sten "Reisefilme" nennen kann. Siegeben 
subjektive Reiseeindrücke der Regisseu- 
re wider. Schon 1977 drehte Ulrike Ottin- 
ger den Film "Madame X", 1985 dann 
"China - Die Künste - Der Alltag”. 
"Madame X" symbolisiert eine geheim- 
nisvolle Herrscherin des Chinesischen 
Meeres, deren Rufeine Gruppe von Frau- 
en folgt. Sie sindauf der Suchenach Gold, 
Liebe, Abenteuer und Selbstverwirkli- 
chung. "Blaue Blumen" von Herbert Ach- 
ternbusch 1984 ist ein sehr subjektiver 
Dokumentarfilm mit Bildern und Mono- 
logen von einer Chinareise, in die Ach- 
ternbusch existentielle Trauer und westli- 
che Zivilisationsverachtung projiziert. 
"Hammett” von Wim Wenders 1982 ist 
eine Detektivgeschichte, die in denengen 
Gassen Chinatowns in San Francisco 
spielt. "Der letzte Kaiser" von Bertolucci 
zeigt, mit viel Aufwand gefilmt, das tradi- 
tionelle China. Der Film transportiert ein 
exotisch- mystisches Bild. 

Ab den 80er Jahren läßt sich eine neue 
Entwicklung konstatieren. Die Filme 
werden häufiger in Chinagedreht undsset- 
zen sich zum ersten Mal bewußt mit den 
existierenden Mythen und Stereotypen 
auseinander. Sie dienen in der Regel nicht 
mehr dazu, bestimmte moralische und 
politische Wertvorstellungen zu transpor- 
tieren oder gar "den Chinesen" und "das 
Land China" zu repräsentieren. Bewußt 
wird in den Filmen der 80er Jahre teilwei- 
se an die Stummfilmzeit angeknüpft und 
deren Phantasien zu China mit Hilfe von 
Filmzitaten aufgearbeitet, wie z.B. in 
Wim Wenders "Hammett". Er rekonstru- 
iertsein Chinatown in San Francisco nach 
Entwürfen einer Chinesenstadt aus Fritz 
Langs "Spinnen"-Zyklus der 20er Jahre. 
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Die Auseinandersetzung mit den Ste- 
reotypen in den Filmen sowie die Mög- 
lichkeit der Auseinandersetzung mit der 
anderen Kultur vor Ort bieten für Regis- 
seure und Kinopublikum die Chance 
einer Annäherung an die Wirklichkeit. 

Hildis Strigl 


Anmerkungen: 


(1) Exotische Welten-europäische Phantasien/ Katalogred. 
Hermann Pollig. Stuttgart 1987, $.294/295 

(2) Exotismus ist sowohl Vereinnahmung als auch Auf- 
klärung des Fremden, ist Reflexion und Projektion des 
Fremden. Es ist keine klare Trennung zwischen Vereinnah- 
mung und Aufklärung möglich. Exotismus karın Nachah- 
mung von Elementen einer fremden Kultur sein, die sich von 
der eigenen unterscheidet. Er kann in negativer Ausprägung 
auch rassistische Momente enthalten. 

(3) Schivelbusch, Wolfgang: Das Paradies, der Geschmack 
und die Vernunft, München, 1980, $.234 

(4) Das neue China, Jg. 17, Nr. 3.1990, $.33 
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Der Fall Japan 


Nachholender Kolonialismus in Asien 


Japan war eines der wenigen Län- 
der außerhalb Europas, das nie- 
mals kolonisiert wurde. Es wird am 
Ende dieses Jahrtausends die größ- 
te Wirtschaftsmacht der Welt sein. 
Japan vermochte sich zu ent- 
wickeln und noch Ende des 19. Jhs. 
die Grundlagen des heutigen Er- 
folgs zulegen, weil es nicht koloni- 
siert wurde. Der Schlüssel liegt in 
der Artund Weise, wie Japan auf 
die drohende Kolonisierungrea- 
gierte und wiees im Verlauf dieser 
Reaktion selber zur Kolonialmacht 
wurde. 


ie andere Teile der Welt war 
auchder ostasiatische Raumein 
Feld kolonialer Rivalitäten, die 


in der Hochphase des Imperialismus, dem 
Vierteljahrhundert vor dem Ersten Welt- 
krieg, ihre besondere Zuspitzung erfuh- 
ren. Trafen doch hier die drei klassischen 
Typen des Imperialismus in reiner Form 
aufeinander. Da gab es einmal die alte, 
von den europäischen Mächten verfolgte 
Politik des Informal Empire, die darauf 
abzielte, die eigene Herrschaft, soweit es 
ging, auflokale, zur Kollaboration bereite 
Kräfte zu stützen. Insbesondere die Eng- 
länder hatten diese Politik zu wahrer Mei- 
sterschaft entwicklet. Daneben gab es die 
Konzeption der imperialistischen Nach- 
zügler, die aufgrund der eigenen Schwä- 
che die formelle Einverleibung und ex- 
klusive Verfügungsgewalt über die unter- 
worfenen Territorien anstrebte. Ähnlich 
der deutschen Expansion nach Osteuropa 
verfolgte Japan das Ziel, die eigenen Ko- 
lonien wirtschaftlich völlig zu integrieren 
und, äußerst gewaltsam, kulturell zu assi- 
milieren. Und schließlich gab es die seit 
1899 vonden USA verkündete Politik der 
“offenen Tür”, als der Wettlauf um den 
chinesischen Markt seinen Höhepunkt 
erreichte. Imamerikanischen Verständnis 
sollte jeder ausländischen Macht der glei- 
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che freie Zugang gewährt werden. Dieser 
“aus der eigenen Geschichte formulierte” 
Antikolonialismus wurde im Bewußtsein 
vorgetragen, eine Nation zu sein, die erst 
expandierte, als der größte Teil der Welt 
bereits vergeben war, die aber von ihrer 
Stärke schon so überzeugt war, daß sie 
sich im freien Wettbewerb die größten 
Chancen ausrechnete. 

Der Ende des 19. Ihs. einsetzende Aus- 
scheidungskampf der Mächte in Ost- 
asien, der schließlich nahezu zwangsläu- 
fig in die Katastrophe des Pazifikkrieges 
und nach Hiroshima führte, war deshalb 
auch ein Konflikt über unvereinbare ım- 
periale Konzeptionen, der nicht, wienoch 
auf den Konferenzen des 19. Jhs., am Ka- 
binettstisch durch gegenseitige Kompro- 
misse zu lösen war. 


Japan wird nicht kolonisiert 


Warum Japan kein Opfer des Kolonia- 
lismus wurde, obwohl es bereits 1543 mit 
der Landung der ersten Portugiesen mit 
einer europäischen Kolonialmacht kon- 
frontiert wurde, ıst dadurch zu erklären, 
daß es aus europäischer Sicht an der äu- 
Bersten Peripherie lag und der damalige 
Stand der Verkehrstechnologie einen na- 
türlichen Entfernungsschutz gewährte. 
Hinzu kam die geringe Attraktivität eines 
ressourcenarmen Landes, war es doch 
viel naheliegender, sich zunächst der ob 
ihres Reichtums sagenumwobenen Län- 
der Indien und China zu bemächtigen. In- 
terne Gründe lagen in einer bewußten Ab- 
schließungspolitik seit 1630. Japan geriet 
erstso richtig ins Blickfeld, als die Russen 
1858 im Vertrag von Aigun China die Ge- 
biete nördlich von Amur und Ussuri ab- 
genommen hatten und damit bis zum Pa- 
zifik vorgestoßen waren, und auch die 
USA sich nach der Einverleibung des 
Oregon-Territoriums (1846) und Kalifor- 
niens (1848) bis zum Pazifik ausgedehnt 
hatten. Seitdem erregte dort die gegen- 
überliegende asiatische Küste begehrli- 
ches Interesse. Hawaii, die Midway-In- 
seln, aber auch Japan sollten als “Kohlen- 
stationen” auf dem langen Weg nach Chi- 
nadienen. 

Als 1543 die ersten portugiesischen 


Händler in Japan gelandet, 1549 die Jesu- 
itenund 1592 spanische Franziskaner und 
Dominikaner von den Philippinen gefolgt 
waren, hatte die Christianisierung zu- 
nächst beachtliche Erfolge. Da die Mis- 
sionare es aber nicht bei ihrer frommen 
Aufgabe beließen, sondern sich auch 
kräftig in die japanische Innenpolitik ein- 
mischten, wurden sie 1638 nach der Nie- 
derschlagung der Rebellion von Shima- 
bara, die die Unterstützung der Christen 
gefunden hatte, des Landes verwiesen. 
Japan betrieb seitdem eine konsequente 
Politik der Abschottung. Lediglich den 
Holländern, die keinerlei missionarische 
Ambitionen verfolgten, wurde gestattet, 
auf der Nagasaki vorgelagerten künst- 
lichen Insel Deshima eine Faktorei zu un- 
terhalten, über die ein geringer Außen- 
handel mit Batavia abgewickelt wurde 
und spärliche Nachrichten aus der Welt 
nach Japan gelangten. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jhs. war 
die Kolonialpolitik in Asien eine riskante 
und kostspielige Angelegenheit gewor- 
den, wie die nationalistischen Gegen- 
reaktionen, Taiping-Revolution in China 
(1850-1865) und Aufstand der indischen 
Armee (1857), deutlich gemacht hatten. 
Hier mögen, neben der Rivalität zwi- 
schen den europäischen Mächten und den 
aufstrebenden USA und deren Ambitio- 
nen auf China, die Gründe liegen, warum 
man sich in Japan mit der “Kanonenboot- 
diplomatie”, der zwangsweisen Öffnung 
einiger Häfen, und mit exterritorialen 
Niederlassungsrechten in diesen Ver- 
tragshäfen begnügte. 


Japan wurde also niemals Kolonie, sei- 
ne Wirtschaft niemals in eine internatio- 
nale Arbeitsteilung gezwungen, keine 
Plantagen oder Minen angelegt, es gab 
keine weiße Besiedlung, keine Kompra- 
doren, keine Plünderung durch Eroberer, 
keine Ausrottung der Bevölkerung und 
keine Zerstörung oder Deformierung der 
Kultur. Stattdessen vermochte Japan sei- 
ne Identität in vollem Umfang zu bewah- 
ren,jasogarnoch zu verstärken. 

Der Tokugawa-Clan, mächtigster un- 
ter den japanischen Daimyos, konnte die 
1600 errungenen Macht im Lande festi- 
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gen. ' Durch die von ihm ausgeübte Kanz- 
lerschaft (Shogunat) vermochte er den 
Tennö auf eine rein formale Funktion zu- 
rückzudrängen ’. Die Tokugawa errichte- 
ten ein absolutistisches Staatswesen und 
machten den Konfuzianismus zur Staats- 
philosophie. Im Unterschied zu China, 
wo eine literarisch gebildete Beamten- 
schaft die Macht ausübte, war Japan aller- 
dings viel stärker militärisch geprägt und 
insofern eher dem europäischen Feuda- 
lismus verwandt. Während aber das euro- 
päische Denken seit der Antike und er- 
neut seit der Renaissance auf “Entwick- 
lung” gerichtet war, ist der Konfuzianis- 
mus eher die Philosophie der Bewahrung 
des Überkommenen. Hier mag eine der 
Ursachen liegen, warum Ostasien das so 
früh erreichte zivilisatorische Niveau 
zwar über 2000 Jahre hinweg konservie- 
ren, aber aus sich heraus nicht die große 
Veränderung in Richtung einer industrie- 
kapitalistischen Gesellschaft in Gang set- 
zen wollte. Hier bedurfte es erst des An- 
stoßes von außen, der allerdings in China, 
weil zu mächtig erfolgt, nur den Zusam- 
menbruch des bereits morschen Staats- 
wesens beschleunigte. 


Das Ende des klassischen 
Feudalismus 


Anders in Japan. Als im Jahre 1853 die 
“Schwarzen Schiffe” des Commodore 
Perry mit den Forderungen des amerika- 
nischen Präsidenten in der Bucht von To- 
kyo aufkreuzten und Japan im folgenden 
Jahr in den Öffnungsvertrag von Kanaga- 
wa einzuwilligen hatte und daraufhin 
ähnliche Verträge mit den europäischen 
Mächten geschlossen werden mußten, 
gab die offensichtliche Unterlegenheit 
den Anstoß zu einer inneren Erneuerung. 
Im Unterschied zu China, wo die Litera- 
ten-Beamten in ihrem kulturellen Überle- 
genheitsdünkel lange Zeit die Barbaren 
zu ignorieren suchten und sie zu integrie- 
ren hofften, wie frühere Fremdherrschaf- 
ten, empfand die japanische Kriegerklas- 
se das imperialistische Eindringen als mi- 
litärische Herausforderung und setzte fol- 
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gerichtig auch alles daran, dieser Heraus- 
forderung grundsätzlich zu begegnen. 
Die bereits geschwächte Legitimität des 
Shogunats erhielt den letzten, entschei- 
denden Stoß. Die Opposition, angeführt 
von den Daimyos des Südens, den Clans 


k Satsuma und Choshu, unterstützt von 


Hofadel, Osaka-Kaufleuten und Samu- 
rai-Gelehrten und getragen von den im 
langen Tokugawa-Frieden funktionslos 
gewordenen niederen Samurai, vermoch- 
te sich mit der Waffenhilfe der Engländer 
durchzusetzen. 

Diese Modernisiererfraktion des japa- 
nischen Feudalismus wollte das abge- 
schlossene, lethargische Tokugawa-Ka- 
stensystem stürzen, nicht um den Feuda- 
lismus zu ersetzen, sondern um ihn effi- 
zienterzu machen. Die Osaka-Kaufleute 
hatten das Geld, um den Bürgerkrieg zu 
finanzieren und versprachen sich bessere 
Akkumulationsmöglichkeiten in einem 
offeneren System. Die Daimyos des Sü- 
dens erkannten durch ihre Kontakte zu 
Europäern, die es im Norden nicht gab, 
daß das System nurdurcheine Anpassung 
an europäische Verhältnisse politisch und 
militärisch zu retten war. Ermutigt hatten 
die Opposition sicherlich die Taiping und 
der Aufstand in Indien, die gezeigt hatten, 
daß Widerstand gegen den Westen grund- 
sätzlich möglich war. 

1867 gab der letzte Shogun die Macht 
an den Tennö zurück, nachdem die oppo- 
sitionellen Truppen das Shogunatsheer 
besiegt hatten. * Der erst 15-jährige Tennö 
Mutsuhito übernahm formal die Herr- 
schaft und gab seiner Regierungszeit die 
Devise “Meiji” (Erleuchtete Herrschaft). 
Das war die Voraussetzung einer grundle- 
gen Reform von Staat und Gesellschaft, 
die später in der Literatur als die “Meiji- 
Restauration” bezeichnet wurde. Deren 
letztes Ziel sollte es sein, den westlichen 
Mächten nach der Demütigung der Off- 
nungsverträge wieder ebenbürtig zu wer- 
den. Auf ein direktes militärische En- 
gagement wurde aber zunächst wohl- 
weislich verzichtet, daman erkannte, daß 
die militärisches Überlegenheit des We- 
stens auf dessen technischer und wirt- 
schaftlicher Leistungsfähigkeit beruhte. 
Der bis 1945 alles beherrschende Slogan 
“Bereichert das Land und stärkt die Ar- 
mee” brachte die japanischen Ambiti- 
onen auf.den Begriff. 


Der Aufstieg zur 
imperialen Macht 


1869 wurdeein Reformprogramm ver- 
kündet, indem die Überwindung des star- 
ren, feudalen Gesellschaftssystems zum 
Ausgangspunkt der Modernisierung des 
Landes genommen wurde. Der chinesi- 
sche Konfuzianismus wurde aus legiti- 
matorischen Gründen durch den japani- 
schen Shintoismus ersetzt. Aus den Sa- 
murai-Beamten der Tokugawa-Zeit wur- 
de eine leistungsfähige, moderne Büro- 
kratie geformt, die zum eigentlichen Mo- 


tor der Modernisierung wurde. Die Ein- 
führung der allgemeinen Wehrpflicht 
(1873), die Gründung der Tokyo-Univer- 
sität als Rekrutierungsinstanz für die 
künftige Elite (1877), die Einführung der 
allgemeinen Schulpflicht (1880) und die 
Verkündung einer Verfassung nach deut- 
schem Muster (1889) waren die institu- 
tionellen Neuerungen. Ein sehr einge- 
schränktes Zensuswahlrecht und be- 
grenzte Kompetenzen des Parlaments 
sorgten dafür, daß die Macht bei der nur 
dem Tennö verantwortlichen Regierung 
und letztlich bei dem Genrö, einem Gre- 
mium älterer Staatsmänner, verblieb. 
Letztere setzten sich fast ausschließlich 
aus den Führern des Choshu- und Satsu- 
ma-Clans zusammen, die bis 1918 auch 
die Premierminister stellten. 


Modernisierung Japans 


Entscheidende Impulse gab die Büro- 
kratie auch für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung. Die Abschaffung des feudalen 
Grundeigentums war 1873 die Vorausset- 
zung einer modernen und sehr effektiven 
Besteuerung der Landwirtschaft. 1880 
stammten 85 und 1894 immerhin noch 60 
Prozent der Staatseinnahmen aus der 
Landwirtschaft, die in den Anfangsjahren 
der Meiji-Periode zur wichtigsten Quelle 
der Kapitalbildung avancierte. Während 
man die Leichtindustrie privaten Unter- 
nehmern überließ, gründete der Staat sel- 
ber die ersten schwerindustriellen Betrie- 
be, die einen deutlichen rüstungswirt- 
schaftlichen Akzent hatten. Nach erfolg- 
reicher Anlaufphase wurden die Betriebe 
an ehemalige Samurai oder Kaufleute 
veräußert. Hier lag ein Grundstein der 
später so mächtigen Zaibatsu’. Bereits 
1869 wurde der Telegraph, 1872 die Ei- 
senbahn und 1890 das Telephon in Be- 
trieb genommen. 

Die Zielsetzung der Industrialisierung 
gehteindrucksvoll aus dem Umstand her- 
vor, daß Japan im Jahre 1910 das damals 
größte Schlachtschiff der Welt, die Satsu- 
ma, vom Stapel ließ, aber noch nicht in 
der Lage war, die Maschinen für die hei- 
mische Textilindustrie zu bauen. Erst 
1911 erhielt Japan die Zollautonomie und 
damit die Rücknahme der ungleichen 
Verträge. Der rasche Moderisierungs- 
prozeß war nicht zuletzt deshalb möglich, 
weil man in großem Stil auf ausländische 
Vorbilder zurückgriff. Neben den vielen 
Kommissionen und Studenten, die ins 
Ausland geschickt wurden, waren im Jah- 
re 1890 etwa 3000 ausländische Experten 
als Berater in Japan tätig. 

Der weiteren wirtschaftlichen Ent- 
wicklung, insbesondere im militärisch so 
wichtigen Bereich der Schwerindustrie, 
stand aber der außerordentliche Mangel 
an Rohstoffen und Energieträgern im We- 
ge. Auch machte die geringe landwirt- 
schaftliche Nutzfläche des dicht bevöl- 
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Modernisierung Japans nach europäischen Vorbildern. Ein japanischer Dandy. 


kerten Landes die Nahrungsmittelversor- 
gung zum Problem. Diese Mängel soll- 
ten, ebenso wie ungelöste soziale Proble- 
me und der politische Druck endlich in 
den Kreis der Großmächte einzutreten, 
durch die territoriale Expansıon gelöst 
werden. Dabei richtete sich die Begehr- 
lichkeit auf Taiwan und besonders auf das 
benachbarte Korea, das man 1876 nach 
westlichem Muster “geöffnet” hatte. Be- 
reits 1875 hatte Japan von Rußland die 
Kurilen erworben und 1879 und 1880 die 
Ryukyu- und die Bonin-Inseln annektiert. 

Als Japan sich also anschickte, in den 
Kreis der imperialistischen Mächte ein- 
zutreten, geriet es in eine prekäre Zwei- 
Fronten-Situation. Einerseits galt es, sich 
gegen die asiatischen Brudervölker Ko- 
rea und China durchzusetzen, denen man 
sich bereits überlegen fühlte. Anderer- 
seits stieß Japan aber auf den Widerstand 
der etablierten Mächte, die den Empor- 
kömmling nicht dulden wollten bzw. sel- 
ber an den von Japan ins Auge gefaßten 
Gebieten interessiert waren. Das wurde 
deutlich, als Japan nach seinem ersten, 
siegreich beendeten Expansionskrieg 
gegen China, um die Oberhoheit über Ko- 
rea (1894/95), sich um einen Teil der 
Kriegsbeute geprellt fühlte. Die Bestim- 


mungen des Vertrages von Shimonoseki 
(1895) sahen u.a. auch die Abtretung ei- 
nes Territoriums im südlichen Zipfel der 
Mandschurei vor. Damit kollidierte Japan 
aber mit Rußland, das diese Region als 
sein Interessengebiet ansah und selber 
Ambitionen auf Korea hegte. Auf ge- 
meinsamen Druck der Triple-Allianz aus 
Rußland, Frankreich und Deutschland 
mußte Japan die südliche Mandschurei 
wieder räumen und auch den russischen 
Einfluß in Korea hinnehmen. Es sah ein, 
daß es vorläufig noch zu schwach war, 
sich allein gegen die Großmächte zu be- 
haupten. Das Bündnis mit England im 
Jahre 1902, das seinerseits an einem zu 
großen russischen Machtzuwachs in Asi- 
en keın Interesse hatte, war die Folge die- 
ses Rückzuges. 


Was danach folgte, war ein klassischer 
Ausscheidungskampf zwischen bereits 
etablierten und nachrückenden Groß- 
mächten um die Alleinherrschaft im pazi- 
fischen Raum. Japan mußte, wenn es sei- 
ne ehrgeizigen Ziele verwirklichen woll- 
te, das Fell des Bären neu verteilen. Erster 
Schritt war der Krieg gegen Rußland von 


1904/05, den es zu Lande (Schlacht bei. 


Mukden) und zu Wasser (Schlacht bei 


Konfuzianismus 


Eine in ihrem Kern politische Ethik, 
die auf Kung-fu-tse (Meister Kung 
551-479 v.Chr.) zurückgeht. Entgegen 
seiner Absicht wurden Konfuzius und 
seine Lehre ın der Han-Periode (207 v. 
Chr. - 220 n. Chr.) zum Gegenstand 
religiöser Verehrung. Sein Interesse 
galt der Weltordnung, die aus einem 
Kosmos aus Himmel und Erde 
bestand. Als notwendiger Mittler zwi- 
schen den beiden Elementen fungierte 
der Kaiser, dessen sittliches Verhalten 
für den Wohlstand des Gemeinwesens 
ausschlagegebend war. Dabei orien- 
tierte er sich an den Idealen der Tshou- 
Zeit (1200-600 v. Chr.) und postulierte 
einen "kindlichen Gehorsam " und die 
unbedingte Einordnung in den Kos- 
mos. Charakteristisch für den Konfu- 
zianismus isteine starre Rückwärtsge- 
wandheit. Der Konfuzianismus ver- 
breitete sich seit dem 6. nachchristli- 
chen Jahrhundert auch in Japan. Seine 
politische und ideologische Wirksam- 
keit entfaltete er jedoch erst in der 
Form des Neokonfuzianismus seit der 
Machtübernahme der Tokugawa-Sho- 
gune (1603-1867), die den Konfuzia- 
nismus zur verbindlichen Staatsphi- 
losphie erklärten unter Beibehaltung 


des Buddhismus als Staatsreligion. 


Shintoismus 


Shinto: wörtlich: Weg der Geister, jap. 
Kult, in dem Naturerscheinungen, 
Objekte der belebten und unbelebten 
Natur sowie Menschen zu Gottheiten 
erhoben und verehrt werden. Elemen- 
te des Ahnenkults gehen auf chinesi- 
schen Ursprung zurück. Kultorte sind 
Schreine, die den einzelnen Gottheiten 
geweiht sind. Die wichtigsten sind der 
Ise-Schrein für die Sonnengöttin 
Amaterasu (nach Überzeugung der 
Japaner Stammutter der kaiserlichen 
Dynastie) und der Yasukuni-Schrein 
für die Opfer, die die Meji-Restaurati- 
on seit 1868 gefordert hatte. In einem 
Prozeß nationaler Bewußtwerdung 
verdrängt der Shintoismus den Konfu- 
zianismus als herrschende politische 
Ideologie und wird durch den Kaiser 
Meji (1868-1912) zur Staatsreligion 
erhoben, die als ideologisches Funda- 
ment für das wiedererstarkte Kaiser- 
tum und die aggressive Expansionspo- 
litik Japans in den Jahren bis zum I. 


Weltkrieg dient. 
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Ideologie: Die militärische Bedrohung nach dem Sieg über Rußland 1905. 


Tsushima gegen die aus der Ostsee in ei- 
ner einjährigen Reise herangeführte rus- 
sische Flotte) halbwegs siegreich been- 
den konnte. Zwar mußte Japan erneut und 
widerwillig die amerikanische Vermitt- 
lung im Frieden von Portsmouth hinneh- 
men, konnte allerdings mit der Ausschal- 
tung der russischen Position ın Korea, der 
Abtretung von Südsachalin (Karafuto) 
und der Übernahme der russischen Rech- 
te in der Südmandschurei einen ansehnli- 
chen Zugewinn verbuchen. Mindestens 
ebenso wichtig war aber dıe psychologi- 
sche Bedeutung des Sieges. Erstmals war 
es einem asiatischen Land gelungen ‚ein 
Land des Westens zu besiegen und damit 
dessen Imperialismus erfolgreich die 
Stim zu bieten. Korea wurde japanisches 
Protektorat und 1910 auch formell annek- 
tiert. 

Mit Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
schlug sich Japan auf die Seite der Alliier- 
ten, überrannte die deutsche Kolonie 
Qingdao und übernahm die deutschen 
Rechte in der chinesischen Provinz Shan- 
dong sowie die deutschen Mandatsinseln 
(Marianen und Karolinen) im Pazifik. 
Nach der Besetzung Shandongs richtete 
es im Januar 1915 in ultimativer Form die 
“21 Forderungen” an China, obwohl Chi- 
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naselbst Kriegsgegner Deutschlands war. 
Sıebeinhalteten u.a. die Verlängerung der 
ehemaligen russischen Rechte in der süd- 
lichen Mandschurei von 25 auf 99 Jahre 
sowie weitere Eisenbahn- und Bergbau- 
konzessionen in der übrigen Mandschu- 
rei, in Nordchina und der Ostmongolei. 
Das japanische Rohstoffinteresse wurde 
deutlich. Angesichts des militärischen 
Kräfteverhältnisses blieb China außer 
Protesten keine Wahl, als die Forderun- 
gen weitgehend zu akzeptieren. 

Damit hatte Japan aber in den Augen 
der Westmächte den Bogen überspannt. 
Auf der Washingtoner Konferenz des 
Jahres 1921, auf der, ähnlich wie in Ver- 
sailles für Europa, die Kräfteverhältnisse 
in Östasien neu geregelt wurden, mußte 
Japan empfindlich zurückstecken. Shan- 
dong war wieder zu räumen, die “open 
door” bezüglich China vertraglich zu ak- 
zeptieren und vor allem in ein Flottenab- 
kommen einzuwilligen, das die japani- 
sche Flottenstärke ım Pazifik im Ver- 
gleich zur amerikanischen und britischen 
auf das Verhältnis 3:5:5. begrenzte. 

Da sich Japan aber noch keineswegs 
“saturiert” fühlte, das Ergebnis der Kon- 
ferenz vielmehr als Schmach, als das “ja- 
panische Versailles” empfand, war die 


Saatzu weiteren Konflikten gelegt. 


Kolonialpolitik Japans 


Erst jetzt, nachdem der Kolonialbesitz 
fürs erste militärisch und politisch konso- 
lidiert war, ging Japan an die vorrangig 
agrarische Erschließung von Korea und 
Taiwan, die vor dem Hintergrund der 
Hungeraufstände der Jahre 1918/19 im 
Mutterland gesehen werden müssen. Tai- 
wan und Korea sollten in Reiskammern 
verwandelt werden, die das japanische 
Defizit auszugleichen hatten. Zu diesem 
Zwecke wurden neben einer Bodenre- 
form erhebliche Investitionen ın Neu- 
landgewinnung, Bewässerung, Infra- 
struktur, Vermarktung, Kunstdüngerpro- 
duktion und Saatzucht getätigt und tat- 
sächlich erhebliche Produktionszuwäch- 
se erzielt, die nach Japan geschafft wur- 
den. Taiwan war bereits damals nach Ja- 
pan das Land mit den zweithöchsten Flä- 
chenerträgen in Asien. Der seitdem ver- 
stärkt einsetzende Industrialisierungs- 
schub warf in Japan zwei weitere Proble- 
me auf. Die Industrialisierung, vor allem 
im Textilbereich, war bıs in die 1930er 
Jahre in starkem Maße exportgetrieben, 
da das niedrige Einkommen der Arbeiter 
und Bauern der Expansion des Binnen- 
marktes enge Grenzen setzte. Hier sollte 
der Textilexport nach China, Südasien, in 
die Kolonien und vor allem in die USA 
das Ventil bilden. Damit setzte Japan be- 
reits damals einen Verdrängungswettbe- 
werb bei Billigprodukten in Gang, der be- 
sonders seit der Weltwirtschaftskrise zu 
wachsenden Konflikten führte. 

Das zweite, für dıe Expansion maß- 
geblichere Problem war der außerordent- 
liche Rohstoffmangel. Japan verfügt we- 
der in nennenswertem Maße über Kohle 
und Eisenerz, klassische Basis der frühen 
Schwerindustrie, noch über Öl, Bauxit, 
Kautschuk und diverse Buntmetalle, die 
in der Rüstungsindustrie benötigt wer- 
den. Hier sollten und konnten Korea, 
Nordchina und vor allem die Mandschu- 
rei Abhilfe schaffen. 

Japan verfolgte auf dem Festland eine 
konsequente Expansionspolitik, um die 
benötigten Lagerstätten militärisch und 
politisch unter seine Kontrolle zu brin- 
gen. Auch wenn es zwischen der zivilen 
und militärischen Führung Konflikte 
über Art, Ausmaß und Tempo des Vorge- 
hens gab und sicherst seit 1931/32 die Ra- 
dikalen im jüngeren Offizierskorps ge- 
genüber den Politikern durchsetzten, so 
war das weitere Vorgehen doch konse- 
quent und schloß an die seit 1894 verfolg- 
te Tradition der hemmungslosen Ausnut- 
zung der Schwäche der jeweiligen Kon- 
trahenten an. 

Die 1930er Jahre brachten deshalb 
eine Verschärfung der internationalen La- 
ge, die sich ın wachsender Isolatıon Ja- 
pans äußerste und fast zwangsläufig auf 
den Konflikt mit dem letzten verbliebe- 
nen Kontrahenten USA hinauslief, nach- 
dem Rußland durch die Oktoberrevoluti- 


Ideologie: Dieökonomische Bedrohung seit den 80er Jahren. 


onund Deutschland durch den verlorenen 
Krieg vorläufig von der Bühne abgetreten 
waren und sich der Abstieg Englands und 
Frankreichs bereits abzeichnete. Die 
Weltwirtschaftskrise hatte auch in Japan 
zu sozialen Spannungen geführt. Diese 
wurden von der Armee aufgegriffen und 
in einen verstärkten Nationalismus und 


militärischen Expansionismus kanalı- : 


siert, der sich auch gegen die zivilen In- 
stanzen im Staate richtete, die 1936 durch 
das Militär übernommen wurden. 

Im Jahre 1931 wurden die drei nördli- 
chen chinesischen Provinzen besetzt, aus 
dem Staatsverband ausgegliedert und in 
den Marionettenstaat Mandschukuo ver- 
wandelt. Die Mandschurei wurde neben 
dem Norden Koreas zum wirtschaftli- 
chen Experimentierfeld der Armee, deren 
aus dem Boden gestampfte Schwerin- 
dustrie (von der Kohlegrube bis zum 
Fahrzeugbau) in den Dienst der Aufrü- 
stung gestellt wurde. Damit verfügten 
Korea und Mandschukuo als weltweit 
einzige Kolonien über integrierte 
schwerindustrielle Kerne mit entspre- 
chender Infrastruktur, die die Anbindung 
an Japan sicherstellten. Ein Grund für 
Südkoreas heute sichtbar erfolgreiche 
Strategie der Integration in den Welt- 
markt. 

1937 eröffnete Japan den Krieg gegen 
China, der rasch zur Besetzung der nord- 
chinesischen Ebene und der wichtigsten 
Küstenstädte führte. Wie in Mandschu- 


kuo wurde 1938 in Nanjing eine weitere 
Marionettenregierung unter dem Gu- 
omindang-Renegaten Wang Jingwei ge- 
bildet, die bis 1945 Bestand hatte.‘ In ih- 
rem Einflußbereich lagen die wirtschaft- 
lich interessanten Gebiete Chinas. Damit 
war Japan der angestrebten Großraum- 
wirtschaft einen großen Schritt näher ge- 
kommen, die sich 1938 ın der Gründung 
des “Japan-Mandschukuo-China-Wirt- 
schaftsblocks” (bzw. Yen-Blocks) mani- 
festierte. Ein Fünfjahresplan für den ge- 
samten Block einschließlich Koreas und 
Taiwans ersetzte seitdem die regionalen 
Entwicklungspläne. Bis auf Ol, Kaut- 
schuk und einige Buntmetalle war Japan 
jetzt autark, wenn auch Maschinenimpor- 
te aus den USA nach wie vor unumgäng- 
lich waren. 

Hier sind weniger der Verlauf des Pazi- 
fik-Krieges als dessen politische Konse- 
quenzen von Interesse. Der Vormarsch 
der Japaner stellte die weiße Kolonial- 
herrschaft in Asien in Frage. Insbesonde- 
re die Eroberung Singapurs, bei der die 
britische Fernostflotte ausgeschaltet und 
90.000 Mann Kolonialtruppen gefangen 
genommen wurden, war von symboli- 
scher Bedeutung, da sie das Ende der bri- 
tischen Kolonialmacht in der Region ein- 
leitete. Welche Legitimation hatten die 
Weißen nach einer künftigen japanischen 
Niederlage noch, ihre Kolonien wieder in 
Besitz zunehmen? Zumal Japan nicht un- 
geschickt mit der antiimperialistischen 


Ideologie operierte, Asien vom weißen 
Manne befreien zu wollen. Köder war die 
seit 1940 propagierte “Gemeinsame 
großostasiatischa Wohlstandssphäre” 
und seit 1943 die Gewährung der “Unab- 
hängigkeit” für einzelne Länder. Den Hö- 
hepunkt des japanischen Einflusses mar- 
kierte im November 1943 dienach Tokyo 
einberufene Großostasiatische Konfe- 
renz, die als Gegenstück zur Atlantik- 
Charta gedacht war und zu der alle unter 
japanischer Kontrolle stehenden Regie- 
rungen eingeladen wurden. Bezeichnen- 
derweise kamen die Japaner aber nicht 
umhin, das Englische als Konferenzspra- 
che zu akzeptieren. 

Die japanische Politik in den besetzten 
Gebieten verdient deshalb einige Auf- 
merksamkeit. So entließ man Birma in 
eine kontrollierte Unabhängigkeit, ließ 
die Souveränität Thailands unangetastet, 
unterstützte die indische Unabhängig- 
keitsbewegung unter Subha Chandra 
Bose, ebenso wie diejenigen unter Sukar- 
no in Indonesien, errichtete auf den Phi- 
lippinen eine japanfreundliche Regie- 
rung und ließ die Gründung eines unab- 
hängigen Vietnam zu. Auch wenn die Ja- 
paner keineswegs überall mit offenen Ar- 
men aufgenommen wurden, trafen sie 
doch nur in China auf wirklich nennens- 
werten Widerstand der einheimischen 
Bevölkerung. Zwar währte die japanische 
Herrschaft kurz, sie vermochte jedoch die 
weiße Herrschaft in Asien entscheidend 
zu erschüttern, so daß die Versuche der 
Engländer, Franzosen und Niederländer 
nach Ende des Krieges, ihre alten Positi- 
onen zurückzugewinnen, zum Scheitern 
verurteilt waren. Im Kernbereich des ja- 
panischen Imperiums, dort wo die japani- 
sche Herrschaft ein halbes Jahrhundert 
währte, wurden in Landwirtschaft und In- 
dustrie, Infrastruktur, Verwaltung und 
Bildungswesen Grundlagen einer Mo- 
dernisierung gelegt, diezwarder Ausbeu- 
tung der Kolonien dienten, nach der japa- 
nischen Niederlage aber im Sinne der un- 
abhängig gewordenen Staaten genutzt 
werden konnten. Eine besondere Haßlie- 
be verbindet deshalb bis heute Japan mit 
seinen Nachbarn. Haß wegen der kolo- 
nialen Unterdrückung, Bewunderung, 
weil Japan den Weg gewiesen hat und ge- 
zeigt hat, daß die Überlegenheit des wei- 
Ben Mannes doch nicht gottgewollt ist. 

Ulrich Menzel 


Anmerkungen 

(1) Landesfürst während des Tokugawa-Shogunats (1600- 
1868) mit selbständigem Territorium und Lehenseinkünf- 
ten. 

(2) Shogun: General, im Feudalismus eigentlicher Inhaber 
der Macht. umden sich die Clans gruppieren. 

(3) Tennö: Kaiser, der Mythologie nach göttlicher Abstam- 
mung, seitdem Zweiten Weltkrieg offiziellnurnoch Symbol 
des Staates. 

(4) "Meiji”, die “Erleuchtete Herrschaft” Die Verbindung 
von Gottund Kaiser wurde bestimmend. 

(5) Familiengeleitete Konzerne.) von der Meiji-Zeitbis zum 
Zweiten Weltkrieg wirtschaftlich bestimmend, z.B. Mitsui, 
Mitsubishi, nach 1945 rechtlich entflochten. 

(6) Guomindang: nationalbürgerliche Bewegung unter 
Tschiang-Kai Schek. 


Tips zum weiterlesen 


Im S chatten des Siegers: Japan Staat und Gesellschaft (Hrsg. 
Ulrich Menzel). vier Bände. Frankfurt 1989. 
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Von der Kuli-Migration 


zuden 


Weltmarktfabriken 


Frauen bilden heute in den Welt- 
marktfabriken und freien Produk- 
tionszonendie Mehrzahl der 
Beschäftigten. Unzählige andere 
Frauensind gezwungen, als Kran- 
kenschwestern, Hausangestellte 
oder Prostituierte in fremden Län- 
dernzu arbeiten. Sexuelle Ausbeu- 
tung, niedrige Löhne, illegale 
Beschäftigungsverhältnisse 
gehören zu ihrem Alltag. Im folgen- 
den Artikel zeigt Lydia Potts auf, 
welche Rolle die Kuliarbeit indem 
System der Ausbeutung übernom- 
men hat, dassich von der Sklaverei 
bis zur heutigen Arbeitsmigration 
hinzieht. 


derts beginnen mit den Kuliwande- 

rungen große Migrationsströme in 
Asien, die in mehrfacher Hinsicht ein 
unmittelbares Produkt der europäischen 
Kolonialherrschaft darstellen. Sie lösen 
innerhalb weniger Jahrzehnte die Skla- 
verei der AfrikanerInnen als das lukrativ- 
ste und dominierende System auf dem 
Weltmarkt für Arbeitskraft ab. 

Bei der Kuliarbeit handelt es sich um 
eine Misch- oder Übergangsform zwi- 
schen Sklaverei, Zwangsarbeit, Schuld- 
knechtschaft und freier Lohnarbeit: "We 
want Indians as indentured labourers but 
not as free men”, so drückt es einer der 
Protagonisten dieses Systems aus (zit. n. 
Kondapi 1951:7). 1835 notiert ein Blan- 
tagenarbeiter mit Bezug auf die ersten 
indischen Arbeitskräfte auf Mauritius: 
"Their cost is not halfthat ofa slave." (zit. 
n. Tinker 1974:63). 

Zu berücksichtigen ist, daß in den ver- 
schiedenen Ausprägungen, die das 
System in vier Kontinenten und im Laufe 
der Zeit erfährt, jeweils unterschiedliche 
Elemente stärker zum Tragenkommen. 

In Indien hat die britische Kolonial- 
herrschaft schon im 17. Jahrhundert 


TI: zweiten Viertel des 19. Jahrhun- 
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begonnen, den Boden für eine massen- 
hafte Freisetzung von Arbeitskraft vorzu- 
bereiten. 

Zu Beginn des 19. Jahrhunderts ist die 
Wirtschaft Indiens weitgehend ruiniert. 
Die Entwicklung der Unterentwicklung 
hat zur Folge, daß dem Subkontinent nun 
auf dem Weltmarkt die Funktion des Lie- 
feranten von Rohstoffen und die Funktion 
des Lieferanten menschlicher Arbeits- 
kraft zugewiesen wird. 

Eingesetzt werden zu diesem Zweck 
Raub, Krieg und Plünderung, aberebenso 
Handel, Wirtschafts- und Zollpolitik, 
Auflösung der Dorfgemeinschaften und 
Sozialstrukturen und Vernachlässigung 
der öffentlichen Arbeiten. Der Verfall des 
Bewässerungssystems, das die Voraus- 
setzung für landwirtschaftliche Produkti- 
on in vielen Teilen Asiens ist, und die 
gleichzeitige Zerstörung des Hand- 
werks und der Anfänge der Industrie 
zwingen die Bevölkerung zur Rückkehr 
auf das Land, das aber für viele keine Sub- 
sistenzmöglichkeit mehr biete. Am 
Beginn des 19. Jahrhunderts gibt es daher 
Millionen indischer Arbeitskräfte, die 
keinen Zugang zu Produktionsmitteln 
mehr haben. Ihre Zahl nimmt ım Rhyth- 
mus der Hungersnöte zu. 

Vergleichbare Prozesse laufen in vie- 
len anderen Ländern Asiens ab, auch 
wenn sie nicht immer wie Indien zur 
Kolonie einer europäischen Machterklärt 
werden. Mit dem Vertrag von Nanking 
1842 tritt China Honkong an Großbritan- 
nien ab, und Kanton, Schanghai, Amoy, 
Fuzhou und Ningbo werden für den Opi- 
umhandel geöffnet - zu dieser Zeit 
erscheint China den kapitalistischen 
Staaten bereits als unerschöpfliche Quel- 
le billiger Arbeitskraft. Die Häfen für den 
Import von Opium dienen dann auch dem 
Export chinesischer Arbeitskraft in alle 
Welt. 

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun- 
derts werden in Asien weitere Reservoirs 
für den Export lebendiger Arbeitskraft 
erschlossen. Ozeanien, Java und auch 
Japan liefern ebenfalls Kulis fürkoloniale 
Produktion in verschiedenen Erdteilen. 


Dort, wo es keine oder nicht genügend: 


Arbeitskräfte gibt, die sich rekrutieren 


lassen, bıldet Kidnapping ("Schanghai- 
en") die Methode der Wahl - vor allem in 
Ozeanien und China eine von den 
Europäern häufig angewandte Art der 
Rekrutierung. 


Die Kulisysteme 


Die Engländer haben mit Indien das 
neben China wichtigste Herkunftsgebiet 
von Kulis unter alleiniger Kontrolle. Sie 
nutzen dieses Reservoir in erster Linie für 
ihre eigenen Kolonien in Amerika, Asien, 
Afrika und Australien, zeitweise gestat- 
ten sie auch die Anwerbung durch andere 
Kolonialmächte. Diesen stehen außer- 
dem weitere Rekrutierungsgebiete zur 
Verfügung, so daß im 19. und in den 
ersten Jahren des 20. Jahrhunderts 
Arbeitskräfte aus Indien, China. Japan 
und Java innerhalb Asiens sowie in alle 
anderen bewohnten Kontinente mit Aus- 
nahme Europas verschickt werden. 

Die Bezeichnung 'Kuli' ist in der deut- 
schen Sprache heute ein Synonym für 
ausgenutzte, ausgebeutete Arbeiter - und 
beschreibt damit präzise den Charakter 
des Systems, das mehrere offizielle 
Bezeichnungen hat. In der Literatur wer- 
den die Bezeichnungen Indentur-, Ver- 
trags-, Kontrakt- und Kuliarbeit häufig 
synonym benutzt. 

Das Indentursystem war die Form, in 
der die meisten Aufnahmegebiete, insbe- 
sondere die außerhalb Asiens, indische 
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In den “Coolie Lines” haben sie seit Generationen gelebt, oft zu zehn Personen ineinem Raum von 3x4 Metern. 
In dieser sogenannten Doppel-line wohnen insgesamt zwölf Familien. Sechs Eingänge von jeder Seite. 


Arbeitskräfte rekrutierten. Indenturarbei- 
ter wurden unter anderem nach Mauri- 
tius, die Karibik, nach Natal und nach 
Fidji verschifft. Indenturarbeit ist ein klar 
definiertes Vertragsverhältnis und heißt, 
daß der auswandernde Arbeiter in seinem 
Herkunftsland einen Vertrag unterzeich- 
net, in dem die Dauer des Arbeitsverhält- 
nisses (in der Regel fünf Jahre, teilweise 
aber auch acht oder zehn) festgelegt wird. 
Der Arbeiter hat keine Möglichkeit, den 
Vertrag vor Ablauf zu kündigen. Tatsäch- 
licher oder vermeintlicher Bruch des Ver- 
trags durch den Arbeiter stellt diesen 
unter strafrechtliche Sanktion. Üblich 
war auch, daß Kulis nicht das Recht hat- 
ten, das Gebiet der Plantage, auf der sie 
arbeiteten, zu verlassen. 

Das sogenannte Kanganysystem wur- 
de bei der Rekrutierung für Ceylon und 
Malaya angewandt. Der Kangany fun- 
gierte als Vorarbeiter für seine Kolonne 
von 25-30 Kulis, er war selbst Inder und 
unterstand seinerseits dem Head Kan- 
gany der Plantage. Jeder Kangany fun- 
gierte als Mittelsmann zwischen der Plan- 
tagenleitung und den Kulis, auchbei allen 
finanziellen Angelegenheiten. Im Unter- 
schied zu Malaya war das in Ceylon prak- 
tizierte Kangany- System an Großfamili- 
en orientiert, der Kangany stellte das 
Oberhaupt der Gruppe von untereinander 
verwandten Kulis dar, und auch die 
Rekrutierung orientierte sich daran. 


Ein weiteres, das Maistry-System, 
arbeitete wie das Kangany-System mit 
Vorschüssen, die durch Verschuldung die 
Arbeitskräfte banden. Zusätzlich aber 
führte eine umfangreiche Hierarchie vom 
Head Maistry über den Charge Maistry 
zum Gang Maistry und einem Labour 
Contractor zu vielfachen Lohnreduzie- 
rungen. 


Tee, Tabak, Kautschuk 


Die Statistiken zu den Kuliwanderun- 
gen sind bruchstückhaft und unübersicht- 
lich. Ein Standardwerk (Davis 1951:99) 
schätzt die Nettomigration aus Indien in 
der Zeit von 1834 bis 1920 auf 5 bis 6 Mil- 
lionen Personen - 23 Millionen Emigran- 
ten stehen in dieser Zeitspanne 17 Millio- 
nen Rückkehrer gegenüber. Um den 
Gesamtumfang unter Einschluß der Her- 
kunftsgebiete außerhalb Indiens zu ermit- 
teln, Können diese Angaben verdoppelt 
werden. (vgl. Potts 1988:91,93). 

In der Geschichte des Weltmarkts für 
Arbeitskraft ist das Kulisystem folglich 
nach Umfang und Bedeutung dem vor- 
ausgehenden Sklavensystem mindestens 
vergleichbar. Dabei übertrifft die Jüngere 
Form die ältere an Intensität, denn im 
Gegensatz zur Sklaverei der Afrikaner, 
die sich über mehrere Jahrhunderte 
erstreckte, werden die Millionen asiati- 


scher Kulis alle im Zeitraum von nur 
einem Jahrhundert rekrutiert und ausge- 
beutet. 

Es gibt insgesamt mehr als 4O ver- 
schiedene Aufnahmegebiete, darunter 
Uganda, die Kapkolonie, die Guyanas, 
Fidji, Birma, zahlreiche Inseln der Kari- 
bik, Australien und Peru. Neben briti- 
schen Kolonien waren es auch koloniale 
Besitzungen Frankreichs, Deutschlands, 
Dänemarks, Spaniens, Portugals, der 
Niederlande und Belgiens, in die Kulis 
gebracht wurden, darüberhinaus auch in 
die USA und von ihr abhängige Gebiete. 

Kulis werden eingesetzt auf den Plan- 
tagen beim Anbau von Zucker, Kaffee, 
Tee, Kautschuk, Tabak oder Baumwolle, 
in Bergwerken für den Abbau von Gold, 
Diamanten oder Zinn, als Perlentauche- 
rInnen, für den Bau von Eisenbahnen, 
Straßen und Kanälen, aber auch zu häusli- 
chen Diensten. 


Frauen als Kulis 


Europäische Kolonialherren in aller 
Welt waren in erster Linie an der Arbeits- 
kraft junger, gesunder Männer interes- 
siert. Eine Reproduktion der Arbeitskraft 
auf den Plantagen, auf den großen Bau- 
stellen der Uganda-Railway oder des 
Panama-Kanals war, da der Nachschub 
aus Asien kein Problem darstellte, gera- 
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dewegs unökonomisch. Während also die 
Kapitäne von Sklavenschiffen eine Zu- 
sammensetzung von zwei Dritteln Män- 
nern und einem Drittel Frauen und Kin- 
dern für ideal hielten, so mußten die 
Abnehmer von Kulis praktisch gezwun- 
gen werden, überhaupt Frauen zu 
beschäftigen. Die indischen Behörden 
verlangten schließlich, daß je Schiffs- 
transport auf hundert Männer vierzig 
Frauen ausreisen sollen (vgl. u.a. Tinker 
1984:79), das entspricht einem Anteil 
von unter dreißig Prozent (40/140). 
Zudem werden für verschiedene Aufnah- 
megebiete andere Regelungen getroffen. 
Einige Beispiele dafür, welchen Umfang 
die Frauenanteile tatsächlich erreichen: 


- 1844 leben unter der indischen Bevöl- 
kerung auf Mauritius 17 Prozent Frau- 
en, was bereits eine Steigerung gegen- 
über den Jahren zuvor darstellt. 1861 
ergibt ein Zensus, daß noch immer fast 
drei Viertel der indischen Bevölke- 
rung auf der Insel Männer sind (Tinker 
1974:88f). 


- Gebiete mit niedrigen Frauenanteilen 
unter der indischen Bevölkerung sind 
auch Malaya, Ceylon und Burma. In 
Malaya hätte das Verhältnis Männer : 
Frauen nach den Regeln der 
britisch/indischen Auswanderungs- 
behörde 1000 : 666 betragen müssen, 
nach dem Zensus von 1925 stehen aber 
nur 468 Frauen jeweils tausend Män- 
nern gegenüber. 


- Der extremste Frauenmangel herrscht 
in Burma: Hier ist das Verhältnis Män- 
ner : Frauen 8,2 : 1, auf bestimmte 
Kasten bezogen steigert sich das 
Mißverhältnis so weit, daß 250 Män- 
nern nur eine Frau gegenübersteht. 


- Für das Jahr 1911, d.h. einem relativ 
späten Jahr im Rahmen des Kulisy- 
stems, in dem das Geschlechterver- 
hältnis sich bereitsdurchdienatürliche 
Reproduktion etwas ausgeglichen hat, 
wird der Frauenanteil in Trinidad, Fid- 
ji, Jamaica und Britisch-Guyana mit 
30bis 41 Prozent angegeben. 


Kuntis Schrei aus der Hölle 


"Narak" (Hölle) nannten die Betroffe- 
nen das Kulisystem, und das ist in beson- 
derer Weise für Frauen zutreffend. Am 
10. April 1913 wird Kunti, indische 
Indenturarbeiterin auf Fidji, zum Jäten 
geschickt: auf einen abgelegenen Teil der 
Bananenplantage, zur Strafe allein. Als 
ein Aufseher die Runde macht und sich 
anschickt, sie zu vergewaltigen, schreit 
sie. Es gelingt ihr, sich zu befreien, sie 
stürzt sich in den nahen Fluß und wird 
durch Zufall von einem Jungen gerettet. 
Berichte darüber - und das, nicht der Vor- 
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Der Abschied aus der Plantage von Freunden und Verwandten. 


Zusammengepfercht aufeinem LKW werden die Familien zur nächsten Bahnstation gebracht. 


fall an sich, ist ungewöhnlich - werden in 
indischen Massenblättern gedruckt. Die 
Kolonialregierung bemüht sich eifrig, die 
Fakten zu widerlegen, aber Kuntis Fall 
spielt von nun an eine nicht unwichtige 
Rolle in der Volksbewegung gegen das 
Indentursystem. (vgl. Lal 1989:163) Er 
durchbricht das bis heute in der Literatur 
dominierende Schema von den verdorbe- 
nen, amoralischen Frauen in diesem 
Arbeitssystem und lenkt den Blick aufdie 
Gewalt, die den Arbeiterinnen angetan 
wurde. 

Grundlage der spezifischen Gewalt 
gegen Frauen bildet unter anderem die 
Lohndiskriminierung: weibliche Kulis 
erhalten nur etwa zwei Drittel des 
ohnehin bereits extrem niedrigen Lohnes 
der Männer. 1912 zum Beispiel verdienen 
indische Männer in Britisch-Guyana 26 
Cents pro Arbeitstag, Frauen 18 Cents. 
Männer wie Frauen werden nicht ständig 
beschäftigt, Frauen gehen noch mehr 
Arbeitstage verloren als Männern. Ver- 
gleichbare Lohnunterschiede sind auch 
für andere Kolonien belegt. 

Die Lohndiskriminierung der Frauen 
hat extreme Konsequenzen - ein Bericht 
aus dem Jahr 1902 (van den Brand 
1902:66ff, übersetzt in Potts 1988:110f) 
macht das am Beispiel javanesischer 
Frauen, die zur Arbeit auf Sumatra ver- 


pflichtet wurden, auferschütternde Weise 
deutlich. Die 7 Cent pro Tag, die einer 
Frau durchschnittlich ausgezahlt werden, 
reichen bei weitem nicht für ihre 
Ernährung aus - dafür benötigt sie auf der 
Plantage täglich 15 Cent. Ein Sarong, das 
wichtigste Kleidungsstück einer javane- 
sischen Frau, kostet etwa einen Dollar. 
Eigene Unterkünfte haben die jungen, 
unverheirateten Frauen auf den Plantagen 
der Niederländer nicht. Prostitution wird 
aus Gründen des puren Überlebens not- 
wendig. "FünfCent istder Betrag, den sie 
für jedes Mal, das sie sich dem Chinesen 
überläßt, empfängt.” Das heißt: Prostitu- 
tion ist in diesem Zusammenhang als 
bewußter, geplanter Bestandteil des 
Lohnsystems zu sehen. 

Die Tatsache, daß weibliche Arbeits- 
kräfte in der Minderheit sind, fördert 
unter diesen Umständen alle Formen von 
Sexismus, so daß das Maß dessen, was 
Männer als Kulis an Ausbeutung, Elend 
und Rechtlosigkeit zu ertragen hatten, für 
Frauen noch um ein Vielfaches gesteigert 
wurde. 

Neben der Plantagenarbeit haben die 
Frauen die Reproduktion der Kinder, vor 
allem aber der Männer sicherzustellen. 
Das bedeutet neben Hausarbeit insbeson- 
dere sexuelle Ausbeutung. Die Bedin- 
gungen, unter denen diese stattfindet, 


werden wesentlich bestimmt durch die 
soziale Isolation der Kulis in den von der 
Plantagenökonomie geprägten Gesell- 
schaften. Die indischen und anderen asia- 
tischen Kontraktarbeiter bilden in der 
Regel in jenen Kolonien, die auf der Skla- 
verei basiert hatten, eine neue, unterste 
Schicht der Arbeitsbevölkerung. Die ehe- 
maligen Sklaven, die im Gegensatz zu 
den durch Kontrakt gebundenen Asiaten 
nun über ein relatives Maß an ökonomi- 
scher und sozialer Freiheit verfügen, 
grenzen sich von den Einwanderern, die 
sie als unterlegen betrachten, ab. Diese 
übernehmen nun die verhaßte Sklavenar- 
beit, werden nicht selten in den ehemali- 
gen Sklavenbehausungen untergebracht 
und können nur in Ausnahmefällen das 
Gebiet der Plantagen verlassen. 

Für die asiatischen Frauen bedeutet die 
Absonderung der Kulis, daß sie für eine 
vielfach größere Gruppe von Männern 
aus ihrer Gesellschaft die einzig erreich- 
baren Sexualobjekte darstellen. Sie sind 
auf engstem Raum mit zahlreichen Män- 
nern untergebracht, eine Privatsphäre 
gibt es nicht. Die "Coolie Lines", wie die 
langgezogenen Baracken heißen, sind im 
Innern nur durch halbhohe Wände unter- 
teilt. Sie bestehen aus dreißig bis vierzig 
Räumen, deren Rückwände wiederum an 
eine Reihe ebensolcher Räume grenzt. 
Familien bekommen einen dieser Räume, 
die nur eine Tür, aber keine Fenster besit- 
zen, zugewiesen. 

Für Frauen heißt Kulisystem daher 
neben niedrigst entlohnter, schwerer 
Arbeit Vergewaltigung durch Arbeiter, 
Aufseher, Plantagenbesitzer. Nicht ein- 
mal die Ehe bietet einen Schutz vor Män- 
nern: Zum Beispiel werden Kulis 
gezwungen, sich bei einer Erkrankung ins 
Hospital zu begeben, was bedeutet, daß 
spätestens indieser Situation auch verhei- 
ratete Frauen den Mitbewohnern völlig 
ausgeliefert sind. Die kolonialen Behör- 
den gehen teilweise soweit, die nach mos- 
lemischem oder hinduistischem Ritus 
geschlossenen Ehen indischer Paare als 
nicht existent zu betrachten. Nur christli- 
che Heiraten werden für gültig erklärt 
(Tinker 1974:202, Gandhi 1983:149f). 
Im Interesse der Plantagenbesitzer, die 
sich so der Verpflichtung entledigen, 
Familien nicht zu trennen, wird damit - 
wie auch im Sklavensystem - die patriar- 
chale Norm zugunsten der rassistischen 
aufgehoben, wobei die Frauen die Haupt- 
lastzu tragen haben. 

Auch die Plantagenbesitzer selbst nut- 
zen ihre Macht über die Frauen: AmEnde 
des 19.Jahrhunderts lassen sie für sich in 
Britisch-Guyana das feudale "Recht der 
ersten Nacht" wiederaufleben, dem die 
Töchter der Kulifamilien unterworfen 
werden (Tinker 1974:221f). 

Außerdem sind verschiedene Formen 
des Frauenhandels verbreitet, aber als die 
charakteristischste Form  sexistischer 
Unterdrückung im Rahmen des Kulisy- 
stems muß wohl die Ehe einer Frau mit 
mehreren Männern gelten. Zumindest auf 
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Mauritius, Reunion und Fuji werden die 
Frauen dazu gezwungen. In einem 
Bericht desbritischen Konsuls auf Reuni- 
on heißt es 1874: "Es ist Brauch, daß vier 
oder fünf Männer zusammenlegen, um 
eine Frau zu unterhalten, die die Aufga- 
ben einer Ehefrau oder Geliebten für 
jeden von ihnen übernimmt,...”. Der 
Frauenmangel führt auch dazu, daß sie 
überproportional häufig zu Mordopfern 
werden. Das Motiv wird dann von den 
Behörden als "sexuelle Eifersucht" klas- 
sifiziert. 

Was Mutterschaft im Rahmen des 

Indentursystems bedeutet, sei am Bei- 
spiel Fujis illustriert: Da weder die Plan- 
tagenbesitzer noch in vielen Fällen die 
Väter ein Interesse an den Kindernhatten, 
waren viele Mütter auf sich gestellt. Sie 
erhielten keinerlei Arbeitserleichterun- 
gen oder zusätzliche Lebensmittel. Vor 
allem die Säuglinge mußten sie mit auf 
die Felder nehmen, was die Sterblichkeit 
erhöhte (die der Nachlässigkeit der Mut- 
ter angelastet wurde) und zugleich die 
Plantagenbesitzer zu Beschwerden über 
die Stillzeit veranlaßte (vgl. Lal 
1989:174ff). 
Die Frauen als die am stärksten ausgebeu- 
teten und unterdrückten Menschen im 
Kulisystemtragen wesentlich den Wider- 
stand dagegen. Wie die Männer greifen 
sie zur Selbsttötung als letztem Ausweg. 
Die Geburtenrate der indischen Bevölke- 
rung ist in vielen Kolonien extrem nied- 
rig, Abtreibungen kommen häufig vor. 
Frauen sind auch in entscheidender Posi- 
tion und großer Anzahl an Streikbewe- 
gungen beteiligt. So führt eine Frau 
namens Jayakunvar den Streik der Suva- 
Reva-Zuckerarbeiter 1920 auf Fiji an 
(Tinker 1984:83). Inderinnen nehmen in 
großer Zahl ander von Gandhi organisier- 
ten Protestbewegung in Südafrika teil. 
Sie kämpfen gegen die Ungültigkeitser- 
klärung ihrer Ehen und die spezielle Steu- 
er für jene Inder, die nach Ablauf ihres 
alten Kontraktes keinen neuen ab- 
schließen wollen. Die Frauen sind es, die 
erst die Männer aktivieren (vgl. Gandhi 
1983: 149 ff). 


Moderne Kulis 


Die Abschaffung der verschiedenen 
Formen des Kulisystems stellt sich alseein 
komplexer Prozeß dar. Ein wichtiger Ein- 
schnitt in Indien geschieht 1920, als die 
Indentur vollständig abgeschafft wird - 
allerdings blieb das Kanganysystem 
erlaubt. Dies erreicht erst danach seinen 
Höhepunkt und leitet nach und nach zur 
freien Wanderarbeit mit saisonalem Cha- 
rakter und hoher Rückkehrerquote über. 

Am längsten bleibt die Indentur inden 
niederländischen Kolonien bestehen: 
Noch in den 30er Jahren dieses Jahrhun- 
derts existiert hier nur ein Stufenplan zur 
Reduzierung des Anteils der Indenturar- 
beiterInnen - die Abschaffung des 
Systems steht nicht auf der Tagesord- 


nung. Die niederländische "Kuliordon- 
nanz" wird erst 1941 außer Kraft gesetzt, 
als die japanische Offensive bevorsteht. 

Im Rahmen des Weltmarkts für 
Arbeitskräfte stellt das Kulisystem ein 
Bindeglied zwischen den Phasen der 
Sklaverei und der Arbeitsmigration, 
Lohnarbeit dar. Es führt zu einer grundle- 
genden Mobilisierung der Arbeitskraft in 
weiten Teilen Asiens. Zum Zeitpunkt sei- 
ner Abschaffung ist aufgrund der durch 
die Kolonialherrschaft bewirkten Unter- 
entwicklung und des Bevölkerungs- 
wachstums das Angebot an Arbeitskräf- 
ten gesichert. 

Eine offene Frage in der Forschung ist, 
welchen Einfluß die Kuliwanderungen 
auf den Status der Frauen in Indien gehabt 
haben: es waren überwiegend Männer, 
die als Arbeitskräfte abwanderten, was 
das Geschlechterverhältnis in derzurück- 
bleibenden Bevölkerung verschob. Auch 
die extreme Ausbeutung und zusätzliche 
Diffamierung der weiblichen Kulis wird 
im Herkunftsland nicht ohne Folgen 
geblieben sein. 

Im weiteren Verlauf des 20.Jahrhun- 
derts nehmen die Wanderungsbewegun- 
gen in Asien an Komplexität noch zu. Die 
enge Verknüpfung von Migration, Lohn- 
arbeit und Prostitution bzw. anderen For- 
men sexueller Ausbeutung, die im Kuli- 
system so deutlich sind, lassen sich in vie- 
len späteren Prozessen wiederfinden. 
Frauen sind es, die - häufig nach interner 
Migration - die Mehrzahl der Beschäf- 
tigten in Weltmarktfabriken und freien 
Produktionszonen bilden. Niedrige Löh- 
ne zwingen sie zum Teil noch heute dazu, 
gleichzeitig als Prostituierte zu arbeiten. 
Viele verlieren ihre Beschäftigung als 
Arbeiterinnen, weil sie nach wenigen 
Jahren Tempo und Präzision der Jüngeren 
nicht mehr erreichen, und sie versuchen 
dann, in der "Vergnügungsindustrie" zu 
überleben. Länder wie Sri Lanka oder die 
Philippinen sind heute ökonomisch auf 
die Überweisungen der "feminized 
migrant labour" angewiesen. Weitere 
Generationen asiatischer Frauen werden 
auf eine Weise in den Weltmarkt für 
Arbeitskraft, in die kapitalistische Pro- 
duktion einbezogen, die Rassismus und 
Sexismus systematischkombiniert. 

Lydia Potts 
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500 mus‘ Kolonialismus 


Kirchen und 500 Jahre 
Kolonialismus 


Der Vatikan meldet sich zu Wort 


Diekatholische Amtskirche gerät 
offensichtlich unter Druck: Ende 
1991 erschienen im Auftrag des 
"Päpstlichen Komitees für die 
Geschichtswissenschaften"' zwei 
Bände unter dem Titel ''America 
Pontifica Primi Saeculi Evangelisa- 
tionis 1493-1592 (Päpstliches Ame- 
rika imersten Jahrhundert der 
Evangelisierung). Das Geheimar- 
chiv des Vatikans präsentiert uns, 
selbstverständlich nur auf Latei- 
nisch, über 570 Schreiben von Päp- 
sten, die verdeutlichen sollen, daß 
der oberste Klerus schon immer 
gegen die Grausamkeit gewisser 
Glaubensbrüder war. 


Pauls III von 1537 gegen die, "die 

vor Begierde brennend, gegen das 
menschliche Geschlecht unmenschlich 
handeln". Offensichtlich von den Ankla- 
gen des berühmten Las Casas und anderer 
Priester beeinflußt, fühlten sich auch Päp- 
ste veranlaßt zu mahnen. Die Indios seien 
doch bitte durch vorbildhaftes Verhalten 
zum rechten Glauben zu bringen. 
Bekannlich hielt sich aber keiner der sich 
christlich nennenden Conquistadores an 
diese moralischen Appelle - die im übri- 
gen auch noch stark paternalistische Züge 
trugen. Das war anders bei Verträgen, die 
vom Vatikan zu dieser Zeit vermittelt 
wurden und die Welt in eine portugiesi- 
sche und spanische aufteilten. 

Auch heute beeindruckt der Papst mit 
moralischen Appellen wie jüngst in "Cen- 
tesimus Annus", in dem das westliche 
Marktsystem als sozial ungerecht darge- 
stellt wird. Die praktische Politik des 
Vatikans kann bzw. will aber den eigenen 
moralischen Impetus nicht umsetzen. Die 
Haltung zu 500 Jahren 
Kolonialismus/Missionierung macht dies 
deutlich. 

Noch vor 100 Jahren, anläßlich des 
400sten Jahrestages der Entdeckung 


G: etwa das "Pastorale Officium" 
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Lateinamerikas, wollte ein Papst Kolum- 
bushheilig sprechen, daer in ihmein Medi- 
um sah, um die Macht der katholischen 
Kirche gegen den Liberalismus und 
Kommunismus zu festigen. Etwaneunzig 
Jahre später, im Jahr 1984, stellte derheu- 
tige Papst bereits seine Meinung zu dem 
kommenden Jahrestag klar. "Unter dem 
Aspekt der Evangelisierung war dies der 
Anfang einer missionarischen Entfaltung 
ohne vergleichbaren Vorgang, welche, 
ausgehend von der Iberischen Halbinsel, 
derkirchlichen Karte eine neue Form gab. 
Und das geschah in einem Augenblick, 
als die religiösen Erregungen (sic!) in 
Europa Kämpfe und partielle Visionen 
erzeugten, die einen Bedarf an neuen 
Ländern hervorriefen, um die Kreativität 
des Glaubens zu stützen. Es war daskraft- 
volle Heraufbrechen einer Universalität, 
die durch die christliche Botschaft her- 
vorgerufen war" (Der Papst am 12.10. 
1984 in Santo Domingo). Innerkirchliche 
Kritiker wie Nobert Greinacher nennen 
dies einen "christlichen Triumphalismus, 
wie man ihn sich schlimmer nicht vorstel- 
len kann" (vgl. FR.9.12.199]). 

Umsonst. Wie fast immer in der 
Geschichte der Kirche finden sie kein 
Gehör beim Klerus. Der lateinamerikani- 
sche Bischofsrat (CELAM) tagt im Som- 
mer 1992 in Santo Domingo, wo der seni- 
le Diktator einen riesigen Leuchtturm 
bauen ließ, der ein riesiges Kreuz in die 
nächtliche karibische See projizieren soll. 
Das Plakat zur Konferenz zeigt ein Segel- 
schiff auf himmelblauem Meereshinter- 
grund vor einem weißen Kreuz. Titel: 
"500 Jahre Evangelisierung in Latein- 
amerika." Dazu ist wohl kein Kommentar 
mehr nötig. 


Im ersten Jahrhundert der "Evangeli- 
sierung" bewegte sich die zentrale Dis- 
kussion in Spanien und Rom um die Fra- 
ge, ob die "Entdeckten" überhaupt Men- 
schen seien. Die Sklaverei mußte ideolo- 
gisch abgesichert werden. Die Auseinan- 
dersetzung zwischen den Vertretern bei- 
der Denkschulen dokumentiert und kom- 
mentiert das folgende Buch. Die Kombi- 
nation von Kreuz und Schwert wird hier 
schonungslos offengelegt. Die Position 


des Vatikans in seiner Verteidigungs- 
schrift ist nicht zu halten, wenn der politi- 
sche Rahmen, in dem die Reden der Päp- 
ste stehen, mitberücksichtigt wird. 
Fernando Mires, Im Namen des Kreu- 
zes, Der Genozid an den Indianern 
während der spanischen Eroberung: 
Theologische und politische Diskussio- 
nen, Edition Exodus, Fribourg 1989, 
253 Seiten, 38,-DM. 


Missionierung heute: 
Zerstörung und Unterdrückung 


ggressive Missionierung mit 
A Kommunikations- 

technologie und Flugzeugen 
sowie die unheilvolle Allianz zwischen 
Militärs, Diktatoren und Missionaren in 
Lateinamerika seit über dreißig Jahren, 
das ist das Thema des englischen Reise- 
schriftstellers Norman Lewis. Zentral 
und beispielhaft für diese moderne Form 
der Missionierung stehen die unter pseu- 
dowissenschaftlichen Decknamen agie- 
renden "New Tribes Mission" (NTM)und 
das "Summer Institute of Linguistics" 
(SIL). Sierepräsentieren große reaktionä- 
re evangelikale Sekten, aus den USA 
stammend, die hierzulande in der Presse 
nur auftauchen, wenn z.B. von einem kol- 
lektiven Massenselbstmord zu berichten 
ist. In Lateinamerika, in Zeiten einer 
immer katastrophaler werdenen ökono- 
mischen Situation und politischer Unsi- 
cherheit, haben sie allerdings gewaltigen 
Zulauf. 

Für Indigenas sind diese Einrichtun- 
gen oft der erste Kontakt mit der "abend- 
ländischen Zivilisation”. Und die wird 
ihnen sprichwörtlich auch eingebleut. Sie 
müssen ihr Land, ja ihre gesamte bisheri-- 
ge Lebensweise aufgeben und werden 
zentral in der Nähe von Missionszentren 
angesiedelt. Eine umfassende Gehirnwä- 
sche raubt ihnen ihre bisherige Identität 
und machtsie zu gläubigen Instrurnenten. 

Die Vorgehensweise ist nicht neu. Im 
ersten Kapitel seines Buches beschreibt 
Lewis die Vernichtung der pazifischen 
"Paradiese" Anfang des 19. Jahrhunderts. 
1795 wurde die London Missionary 


Papst verteidigt 500 Jahre Misssionierung 


Society gegründet, die sich sofort auf den 
Pazifik konzentrierte. Die Vorgehenswei- 
se war zugleich einfach und brutal. Der 
jeweilige Häuptling wurde gekauft, zum 
König gekrönt, mit einem Porträt der 
Königin Victoria beschenkt, mit der Fla- 
sche bekannt gemacht und mit der Bekeh- 
rung beauftragt." Gegen besonders Resi- 
stente wurden eigens aufgestellte Missi- 
onstruppen eingesetzt. 

Da Lewis Reiseschriftsteller 
kommt er oft in eine widersprüchliche 
Situation. Selbst auf der Suche nach 
ursprünglichen Kulturen, gerät er perma- 
nent in Konflikt mit den Missionsgesell- 
schaften. So erlebt er das Verschwinden 
von Kulturen, die er doch selbst gerne 
noch entdeckt hätte, um sie dann auch der 
Zerstörung durch die "Zivilisation" preis- 
zugeben. Das führt zu burlesken Situatio- 
nen, etwa, wenn er einen Indianer noch 
ganz "original" auf dem Fahrrad einer 
Missionsstation entdeckt. Zusätzlich läßt 
er sich immer wieder zu pathetischen 
Schilderungen des ursprünglichen Ame- 
rıkas hinreißen. Stattdessen hätte er eher 
mehr Sorgfalt auf Fakten bzw. Quellenan- 
gaben verwenden sollen. Es ist das alte 
Problem mit Reiseberichten, die nur 
Tageszeitungen auswerten, aber einen 
wissenschaftlichen Anspruch vor sich her 
tragen. Trotzdem ein spannend zu legen- 
des Buch, das die christlich-abendländi- 
sche Kultur an ihren selbst aufgestellten 
Werten mißt. Und wieder versagtsie kläg- 
lich. 

gelu 


Norman Lewis, Die Missionare. 
Über Vernichtung anderer Kultu- 
ren. Ein Augenzeugenbericht, Über- 
setzung aus dem englischen von Mal- 
te Heim, Verlag Klett Cotta, Stutt- 
gart 1991, 262 Seiten, 38,-DM. 
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500 FAR 


Kolonialismus 


Medienliste, 


Die folgenden Hinweise können nur 
“einen kleinen Ausschnitt der geplanten 
Aktivitäten zur Kampagne '92 wieder- 
geben. Wir verweisen auf die bisheri- 
gen Beilagen der Dritte-Welt-Zeit- 
schriften. Für zukünftige Kampagnen- 
beilagen fehlt es zur Zeit leider an 
finanzieller Unterstützung. 


\ 


Musik, Theater, Ausstellungen: 


Schattenseiten...500 Jahre Amerika, Ausstellung 
zu Menschenrechtsverletzungen in der Neuen Welt 
und Kunst und Kultur der Mapuche, vom 9. - 27.3.92 
in Duisburg, VHS, König- Heinrich-Platz. 


1492 Begegnung Schock, 1992 Schock Begeg- 
nung, Ausstellung von Karrikaturen und Zeichnun- 
gen als Ergebnis eines international ausgeschriebe- 
nen Karikaturwettbewerbes, vom 4. - 27.3.92 in 
Duisburg, Internationales Zentrum, Niederstr.5. 


Ende der Geschichte?, Ausstellung des Informati- 
onszentrums Dritte Welt, Hannover, mit histori- 
schen Darstellungen und Dokumenten, vom 9.3. - 
5.4.92 ebenfalls in Duisburg zu sehen, im Ev.Famili- 
enbildungswerk, Hinter der Kirche 34. 


Wanderausstellung mit Karikaturen zu 1492 - 
1992, Kontakt: Exile-Kulturkoordination, Friederi- 
kenstr.41,4300 Essen 1, Tel. 0201-777176 


"Augenblick mal - Herr Kolumbus!", Ein Welt- 
bild und die Folgen, Ausstellung vom 27.6. - 12.10. 
in Nürnberg, Jugendzentrum für pol.Bildung, Untere 
Talgasse 8,8500 Nürnberg. 


Maiskultur in Mexiko, Wanderausstellung aus 23 
Tafeln mit Fotos, Texten und Karikaturen. Verleih: 
Mexiko-Gruppe Bremen, c/o Karin Hecht. An der 
Aue 64, 2820 Bremen 70, Tel. 0421-624493 


Indianer Brasiliens - 500 Jahre Völkermord Eine 
Ausstellung über die akute Bedrohung der letzten 
Indianervölker Brasiliens und ein Plädoyer für das 
Recht auf Leben dieser Völker! 19 Tafeln (50 x 70 
cm), 3 Landkarten, 3 Poster, Kontakt: Horst Kühnle, 
Mozartweg 2,8039 Puchheim, Tel. 089- 801420 


500 Jahre Einsamkeit Texte und Musik nach einer 
Idee von Grupo Sal und Dietmar Schönherr, Dauer 
ca. 90-110 Min. Das Programm will über die bekann- 
te Tatsache der grausamen Vernichtung großer Teile 
der Urbevölkerung und die unheilvolle Geschichte 
der "500jährigen Eroberung” Amerikas hinaus auf- 
zeigen, was uns Zivilisierten fehlt. Kontakt: Grupo 
Sal, Roberto Deimel, Im Keltergarten 8, 7400 Tübin- 
gen 5, Tel.07071-76919 


Veranstaltungen & Adressen 


"500 Jahre Eroberung Amerikas'' Collage aus 
kurzen Texten, Gedichten, Kommentaren und Musik 
Dauer ca. 2 Std. Kontakt: Grupo Sal, Roberto 
Deimel, Im Keltergarten 8, 7400 Tübingen 5, Tel. 
07071-76919 


Rundreise mit Frauen des Frauenkulturprojekts 
SISTREN aus Jamaica, Theatervorstellungen. 
Kontakt: SUR, Görlitzer Str. 50, 1000 Berlin 36, 
Tel.030-6115071 


"Typisch - Mohren köpfen und Neger küssen" 
Ein Kabarettprogramm zum Thema Rassismus, über 
500 Jahre Neue Weltordnung für die Kampagne '92, 
von und mit Rainer Wolf. Kontakt: Rainer Wolf, 
Friedrichstr. 1,5600 Wuppertal I, Tel. 0202-441460 


Kolumbus oder die Entdeckung des Anderen, 
Theaterstück Kontakt: Kulturetage, Bahnhofstr.8, 
2900 Oldenburg, Tel. 0441- 16712 


Passion der Eingeborenen, ein Panorama über die 
Geschichte Lateinamerikas, Musikstück, Kontakt: 
Peter Jannsens Musikverlag, 4404 Telgte/Westfalen 


Eine Liste mit vielen weiteren Kulturveranstal- 
tungen hat Misereor herausgegeben. Adressen und 
Kurzvorstellungen von Musik- Tanz-, Theatergrup- 


pen zum Thema. Bezug: Misereor, Abt. Öffentlich- 
keitsarbeit, Mozartstr.9, 5100 Aachen 


Aktionen, Veranstaltungen: 


Papel mural - Wandmalprojekt 1992, Ein gemein- 
sames Projekt von KünstlerInnengruppen aus meh- 
reren europäischen Städten. In möglichst vielen 
Städten sollen 1992 Wandbilder aus der Zusammen- 
arbeit lateinamerikanischer und europäischer Künst- 
lerentstehen. Kontakt: Judy Engelhard, Cultur Coo- 
peration, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, Tel. 
040-394133 oder Klaus Klinger, Farbfieber e.V., 
Fürstenwall 210, 4000 Düsseldorf 1, Tel. O211- 
378198 


Encuentro Internacional de la Solidaridad in 
Sevilla vom 18.4.- 26.4.92. Pünktlich zur Eröffnung 
der Weltausstellung in Sevilla (expo 92) wollen die 
GegnerInnen dieses High-Tech-Spektakels sich zu 
Wort melden. Nebendem Widerstand gegen die 500- 
Jahr- Feierlichkeiten begreifen wir die Umstruktu- 
rierungsprozesse in Andalusien auch als Kontinuität 
des herrschenden Systems. Folgende Aktivitäten 
sind geplant: Gegenlandung am Guadalguivir, 
Abhaltung eines "ständigen Tribunals der: Völ- 
ker", Diskussions- und Kulturveranstaltungen. 
Anmeldung zum Gegenkongreß: Richtige Tel.-Nr. 
0034-5-4214111 oder fax 0034-5-4218729. Organi- 
sierte Busfahrt nach Sevilla vom 10.4.-27.4.92 (DM 
350). Kontakt: Extratour, Wahlenstr.12, 5000 Köln 
30, Tel. 0221-511133 
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Basisparlament in Straßbourg, vom 5.- 10.6.92. 
Das Basisparlament soll der Erarbeitung von Forde- 
rungen dienen und zu den Themen: Europa, Banken, 
IWF, Unterdrückung und Widerstand, Frauenrechte 
etc. Alternativen erarbeiten. Kontakt: Kairos Euro- 
pa, c/o Rainer Weitzel, Hittorfstr.21, 1000 Berlin 33 


Boot-Schaft 92, eine "Entdeckungsreise" von Eth- 
nologInnen, ChronistInnen und VertreterInnen la- 
teinamerikanischer Volksorganisationen den Rhein 
stromaufwärts im Juni 92. Kontakt: medico interna- 
tional, Obermainanlage 7, 6000 Frankfury/M.1, Tel. 
069-4990041/2 


Aktionen zum Weltwirtschaftsgipfel, u.a. sind 
eine bundesweite Großdemonstration am 4.7.92 in 
München, ein Gegenkongreß sowie Aktionstage 
geplant. Kontakt: BUKO, Nernstweg 32-34, 2000 
Hamburg 50, Tel. 040- 393156, Okumenisches 
Büro, Pariser Str.13, 8000 München 80, Tel. 089- 
4485945 oder Anti-Atom-Büro, Holzstr.2, 8000 
München 5, Fax 089-2603513 


Mahnmal "für die Opfer der Europäischen Inva- 
sion von 1492", von Oswaldo Guayasamin (Ecua- 
dor), in Puerto Real, Spanien. Koordination in der 
BRD: Monimbö, Darmstädter Str.23, 6057 Dietzen- 
bach, Tel. 06074-2689 1 


Kampagne "Für eine Schweiz ohne Fluchtgel- 
der'', getragen von unzähligen Schweizer Aktions- 
gruppen. Die Kapitalflucht ist eine wichtige Ursache 
für die Armut in der Dritten Welt. Zur Bekämpfung 
der Kapitalflucht braucht es wirtschaftliche und poli- 
tische Veränderungen in den Industrieländern und in 
der Dritten Welt. Die Schweiz muß Anstrengungen 
zur Eindämmung der Kapitalflucht in der Dritten 
Welt untemehmen. Im Vordergrund der Aktivitäten 
stehen rechtlich-politische Forderungen. Kontakt: 
Kampagne "für eine Schweiz ohne Fluchtgelder", 
Quellenstr.25, Pf 177. CH-8031 Zürich 


UNCED/ UNSAID Festival. vom 5. - 12.6.92 in 
Freiburg, mit Arbeitsgruppen, Diskussionsrunden. 
Kulturveranstaltungen. Kontakt: A SEED office, 
"UNSAID Festival", Eschholzstr.86, 7800 Freiburg 
i.Brsg.. Fax 0761-36269 


Seminare: 


Und sie bewegen sich doch - soziale Bewegungen 
zwischen Macht, Suppenküche und Nationalis- 
mus, ein drittes PIZZA-Seminar vom 15.- 17.5.92 
Anmeldung: Infobüro Nicaragua, Hofaue 51, 5600 
Wuppertal, Tel. 0202-4936306 


1492 - 1992: 500 Jahre kolonialistische Politik - 
Reparationen für die "Dritte Welt''!?, Tagung 
vom 8. - 10.53.92 in Münster, mit Gästen aus Latein- 
amerika, Afrika und den USA. Die Gäste werden 
voraussichtlich im Anschluß an die Tagung für 
Nachfolgeveranstaltungen in der BRD zur Verfü- 
gung stehen. Anmeldung: AKAFRIK, Albersloher 
Weg 27,4400 Münster, Tel.0251-661116 


Zeitschriften, Broschüren, Videos: 


500 Jahre Kontinuitäten kolonialistischer Politik, 
Reader hrsg. vom Bundeskongreß entwicklungspo- 
litischer Aktionsgruppen und den Dritte-Welt-Zeit- 
schriften, 96 Seiten, DIN A 4, 3.Auflage, DM 5. 
Bezug: iz3w, Pf 5328, 7800 Freiburg, Tel. 0761- 
74003 


500 Jahre Kolonialismus, Sonderausgabe der "blät- 
ter des 1z3w", Schwerpunkte Lateinamerika, Afrika, 
Frauen, Widerstand. 58 Seiten DIN A 4, DM 6. 
Bezug: iz3w, Pf 5328, 7800 Freiburg, Tel. 0761- 
74003 
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Se 


500 FE Kolonialismus 


500 Jahre Entdeckung, Eroberung, Widerstand, Ein 
Lateinamerika -Filmprogramm für's Kino, mit 
Vorstellung von Spiel-, Dokumentar-, und Kurzfil- 
men. Hrsg: Stiftung des Neuen Lateinameri- 
kanischen Films und SUR Film. Bezug: CON Film, 
Pf 106545, 2800 Bremen 1, Tel.0421-342414 


W & M. Weiterbildung und Medien, Heft 1/92: 
"Columbus in den Medien", Informationen/Servi- 
ce/Materialien zu den Medienaktivitäten rund ums 
"Columbus-Jahr". Preis: 8 DM. Bezug: Adolf-Grim- 
me-Institut, Eduard- Weitsch-Weg 25,4370 Marl 


Materialien zur Internationalen Verschuldung, 
Postkarten, Poster, Aktionstips, Hintergrundinfos, 
Erklärung christlicher Organisationen. Bezug: 
BDKJ-Bundesstelle, Referat für Entwicklungsfra- 
gen, Postfach 320520, 4000 Düsseldorf 30 


explizit-Unterrichtsmaterialien: 500 Jahre "Ent- 
deckung Lateinamerikas" (Nr.25), Weltrohstoff- 
handel (Nr.39) sowie weitere Themen. Didaktisch 
aufbereitete Basismaterialien, 52 Seiten. DIN A 4, 
Preis: 12 DM. Bezug: Horlemann-Verlag, Lohfel- 
derstr. 14, 5340 Bad Honnef, Tel.02224-5589 


Dritte Welt in der Grundschule: 1492 - 1992 Kolum- 
bus. Ein Unterrichtsbeispiel aus dem 4.Schuljahr, 
Heft 491. Bezug: AK Grundschule, Friedrich Ver- 
lag, Pf 100150, 3016 Seelze, Tel. 0511-400040 


500 Jahre Kolonialismus und kein Ende, Ausgabe 
der Neuen Hanauer Zeitung zum Thema, Themen: 
Der Jahrtausend-Raub, Betrachtungen zur protestan- 
tischen Rechtfertigung massenhaften Tötens, Kuba. 
Februar 92,3 DM. Bezug: NHZ, Am Freiheitsplatz 
6,6540 Hanau, Tel. 06181-28180 


Que totosselevanten - Alle sollen sich erheben, ein 
Video über Guatemala und die Kampagne "500 Jahre 
indianischer, afro-amerikanischer und allgemeiner 
Volkswiderstand". VHS, Farbe, 55 Min., spanisch 
mit deutschen Untertiteln. Verleih: Videowerkstatt 
autofocus eV, Oranienstr.45, 1000 Berlin 61, Tel. 
030-6155458 


Auf den Spuren einer mörderischen Geschichte, 
Kurzvideo über den alltäglichen Kolonialismus in 
unseren Städten, am Beispiel Freiburgs, VHS, ca. 15 
Min., ab April 92 ausleihbar. Verleih: Institut für 
Dritte Welt Forschung. Habsburger Str.9, 7800 Frei- 
burg, Tel.0761-56125 


Medienliste zu weiteren Filmen, Videos, Dia-Ton- 
bildschauen, Ausstellungen, zusammengestellt 
von Misereor. Bezug: Misereor, Abt. Öffentlich- 
keitsarbeit, Mozartstr.9, 5100 Aachen 


Regionale Adressen der 
Kampagnenbündnisse: 


Kassel, 

Kontakt: Armin Homburg, Querallee 50. 3500 Kas- 
sel. Tel.0561- 776063 

Würzburg, 

Kontakt: Initiative Dritte Welt, Bibrastr. 7. 8700 
Würzburg 

Wuppertal 

Kontakt: Nica-Info-Büro, Hofaue 51.5600 Wupper- 
tal 

Berlin 
- Kontakt: FDCL, Gneisenaustr.2, 1000 Berlin 61, 
Tel.030-6934029 

Dortmund 

Kontakt: Tierra Nueva, Lindemannstr.84, 4600 
Dortmund 1, Tel.0231-136726 

Freiburg 

Kontakt: iz3w. Kronenstr.16, 7800 Freiburg, Tel. 
0761-74003 

Stuttgart 

Kontakt: ZEK&E. im Merlin, Augustenstr.72, 7000 
Stuttgart | 


Bremen 

Kontakt: Bremer Initiative, Bernhardtstr.7, 2800 
Bremen 1, Tel. 0421-703434 

Hamburg 

Kontakt: BUKO, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 
50, Tel. 040-393156 

Münster 

Vamos, Achtermannstr. 10-12, 4400 Münster 
Köln/Bonn 

Kontakt: ila, Heerstr.205, 5300 Bonn 1, Tel. 0228- 
658613 

Schweiz 

Kontakt: Zentralamerika-Sekretariat, 
106, CH-8048 Zürich, Tel. 01-4931840 
Österreich 

Kontakt: ÖIE, Klostergasse 25/1. A-3100 St.Pölten 


Basler Sır. 


Zu guter Letzt: 


Markenserie: ''500 Jahre Widerstand in Ameri- 
ka", 16 Briefmarken mit Portraits aus dem Wider- 
stand von 1493 - 1980, 5-farbig, matt gummiert, 
gezähnt, mit’Kürzestbiographien. Preis: 3,- SFR 
(was es. nicht alles gibt) Bezug: Schweizer Dritte- 
Welt-Läden oder Brigada Latinobernesa, Brunngas- 
se 17, CH-3011 Bern 


Expo '92: 
"Pavillon der Entdeckungen" abgebrannt 


Wir zitieren im Wortlaut aus der offiziellen Pres- 
seerklärung der Organisatoren: Ein Brand hatam 
18.2. den Pavillon der Entdeckungen auf dem 
Gelände der Expo '9 in Sevilla zerstört. Beidem 
Brand wurde niemand verletzt. Die Weltausstel- 
lung öffnet am 20.4.92 mit nunmehr 94 statt 95 
Pavillons ihre Pforten für Besucher, auch wenn 
der Pavillon der Entdeckungen als eines. der zen- 
tralen Gebäude der Expo '92 konzipiert war. 

Das Feuer brach aus noch ungeklärter Ursache 
aus und konnte erst drei Stunden später unter 
Kontrolle gebracht werden. Zu diesem Zeitpunkt 
wurde am Aufbau der Ausstellungen im Inneren 
des Pavillons gearbeitet. Die Feuerlösch-Ein- 
richtungen des Pavillons waren noch nicht in 
Betrieb, da die Bauarbeiten am Gebäude noch 
nicht beendet waren. Im fertigen Zustand würde 
der Pavillon der Entdeckungen jedoch den stren- 
gen internationalen Bauvorschriften entspro- 
chen haben. Die Behandlung aller Exponate mit 
flammenhemmenden Materialien war vorgese- 
hen. 

Das "Zeitalter der Entdeckungen" heißt das The- 
ma der Weltausstellung, bei der Teilnehmer aus 
113 Ländern vertreten sein werden. Alle Teil- 
nehmer werden in ihren Pavillons einen Beitrag 
zu diesem Generalthemna leisten. Auch wenn 
die Expo '92 mit dem Pavillon der Entdeckungen 
eine der wichtigsten Hlustrationen zu ihrem The- 
ma verloren hat, so bleibt der Zusammenhalt der 
gesamten Ausstellung dennoch erhalten. Lösch- 
mannschaften der Expo '92 und der Stadt Sevilla 
arbeiteten beider Brandbekämpfung zusammen. 
Sie folgten damit den Einsatzplänen für Notsi- 
tuationen. Die Verantwortlichen äußerten sich 
zufriedenüber die Effektivität dieser Pläne. 
Entlang der "Straße der Entdeckungen" 
erschließt sich den Besuchern der Weltausstel- 
lung die Hauptbotschaft der Veranstaltung in den 
fünf Themenpavillons: "Pavillon des 15.Jahr- 
hunderts", "Pavillon der Seefahrt", "Pavillon der 
Natur", "Pavillon der Zukunft" und eben jener 
nun abgebrannte "Pavillon der Entdeckungen”. 


El Salvador 


Frieden schaffen 
ohne Waffen? 


Zum Friedensvertrag in El Salvador 


Opfer eines Massakers der salvadorianischen Armee in der Flüchtlings-Rücksiedlung Cor- 
ral de Piedras 1990 


Als sie die Aufforderung der Regie- 
rung “Das Licht des Friedens ist ge- 
kommen! Zündet am 16. Januar bei 
Euch zuhause eine Kerze an!” hörte, 
lachte die Frau ın der Hütte am Bahn- 
gleis: “Wir zünden immer Kerzen an. 
Eigentlich hätten wir gerne elektri- 
sches Licht.” 


Die Tinte unter den Verträgen war 
noch nicht trocken, da zählten die 
kriegsführenden Parteien die Er- 
rungenschaften auf, die sie im Krieg 
und in den zähen Verhandlungen 
erkämpft haben, da hagelte es War- 
nungen vor den Tücken der jetztan- 
gebrochenen Übergangszeit, da 
brach aber auch Freude aus unter 
den Menschen in den Dörfern und 
Städten ElSalvadors. 


"Für uns als BeobachterInnen und 


gelegentlich TeilhaberInnen an den 
Höhen und Tiefen des salvadoriani- 
schen Befreiungsprozesses stellt 
sich zunächst die Frage, was steht 
genau drin in den Friedensverträ- 
gen, wie sehen die Hintergründe 
einzelner Vereinbarungen aus und 
wasläßtsich, davon ausgehend, für 
die Zukunfterwarten? 


etrachten wir also einige wichtige 
B Punkte des Friedensvertrages: Das 

Kapitel über die Armee ist erwar- 
tungsgemäß umfangreicher geworden, 
war dieses Thema doch 20 Monate und 24 
Verhandlungsrunden lang das schwierig- 
ste, dasjenige, bei dem Regierung und Ar- 
mee am nachhaltigsten geblockt und die 
FMLN mit Konzessionen und immer 
neuen Vorschlägen Initiativen ergriffen 
hat. Wenn die neue Doktrin der ArmeeEl 
Salvadors zum Tragen kommt, wird sich 
Lateinamerika einen Schritt wegbewegt 
haben von der berüchtigten Doktrin der 
Nationalen Sicherheit. Die Aufgabe der 
Armee wird beschränkt auf den Schutz 
der Souveränität und des Territoriums. 


blätter des iz3w. Nr. 180. März/April 1992 41 


Die öffentliche Sicherheit fällt nicht mehr 
in ihre Kompetenz - außer im Falle eines 
erklärten Ausnahmezustandes. Damit die 
neue Doktrin aber zum Tragen kommen 
kann, sieht der Friedensvertrag einige 
Veränderungen in der Armee vor: 

Für die Säuberung der Armee wird 
spätestens 105 Tage nach Beginn des 
Waffenstillstandes am 1. Februar 1992 
eine Ad-hoc-Kommission eingesetzt. 
Das Instrument geht auf einen Vorschlag 
der Vereinten Nationen vom November 
1990 zurück und es war lange umstritten, 
ob Militärs daran teilhaben und ob unter 
den Mitgliedern der Kommission auch 
Ausländer sein sollen. Jetzt steht fest: es 
werden drei Salvadorianer mit einwand- 
freiem demokratischen Leumund sein. 
Zusätzlich werden zwei Offiziere an der 
Ad-hoc-Kommission beteiligt. Sie sollen 
nur bei den Beratungen, nicht aber beiden 
Untersuchungen und Schlußfolgerungen 
dabei sein. 


Aufarbeitung der Vergangenheit 


Die Kommission wird sämtliche Offi- 
ziere und gegebenenfalls auch Unteroffi- 
ziere “evaluieren”, d.h. ihren Umgang 
mit den Menschenrechten und der 
Rechtsordnung, ihre berufliche Kompe- 
tenz und ihre Fähigkeit, mit der neuen 
Realität umzugehen, überprüfen. Fällt die 
Kommission ein negatives Urteil, hat sie 
recht bescheidene Sanktionen zur Verfü- 
gung: Versetzung oder Entlassung. Ent- 
lassene Offiziere sollen eine Entschädi- 
gung in Höhe eines Jahresgehaltes be- 
kommen. Außerdem wird es Programme 
für ihre Reintegration ins Zivilleben ge- 
ben. Im wesentlichen wird die Säuberung 
also mit Mechanismen vollzogen, die die 
salvadorianische Armee schon immer be- 


nutzt hat. So gab es auch Anfang diesen. 


Jahres routinemäßige Umsetzungen. Da- 
bei wurde der berüchtigte Kommandeur 
der 1. Infanteriebrigade, die die Todes- 
schwadronen in San Salvador organisiert 
hat, Oberst Elena Fuentes zum “Mittel- 
amerikanischen Verteidigungsrat” 
(CONDECA) nach Guatemala versetzt. 
Damit ist nach vorherrschender Interpre- 
tation begonnen worden, die von der US- 
Regierung vorgelegte inoffizielle Säube- 
rungsliste abzuarbeiten, auf der ca. 20 be- 
sonders belastete Offiziere stehen. Eng 
verbunden mit der Frage der Säuberung 
ist natürlich die der Amnestie. Bereits im 
April letzten Jahres wurde die Einberu- 
fung einer “Wahrheitskommission” ver- 
einbart, die in sechsmonatiger Arbeit die 
gravierendsten Menschenrechtsverbre- 
chen aufarbeiten soll. Ihre Mitglieder ste- 
hen bereits fest: Belisario Betancur, vor- 
maliger Präsident Kolumbiens, Reinaldo 
Figuereda, ehemaliger Außenminister 
von Venezuela und Thomas Buergenthal, 
Präsident des Interamerikanischen Men- 
schenrechtsinstitutes der Organisation 
"Amerikanischer Staaten. Bis heute ist 
freilich nicht klar, welche Fälle die Kom- 
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El Salvador 


mission untersuchen will. Die rechtsext- 
reme Tageszeitung “La Prensa Grafica” 
hat zuletzt, am 24.1.92, die Ermordung 
von Erzbischof Romero, das Massaker 
von El Mozote, die Ermordung der sechs 
Jesuiten und ihrer beiden Hausangestell- 
ten sowie die Fälle von Rodriguez Porth 
und Francisco Guerrero genannt, diemut- 
maßlich FMLN-Attentaten zum Opfer 
gefallen sind. Es ist wohl davon auszuge- 
hen , daß die Wahrheitskommission 
“symmetrisch” vorgehen, also eine glei- 
che Anzahl von Verbrechen der Regie- 
rungund der FMLN untersuchen wird. 


Friedensfeier 


| " Die PlazaCivica war ein Meer von 
roten Fahnen. Auf einer stand: 
"Unsere Gewehre sind die Garantie 
| für das Land der Bauern." Die Fas- 
| saden der Kathedrale und des Natio- 
|  nalpalastes waren von FMLN- 
Transparenten bedeckt. In der Mitte 
des Platzes saß, wie schon seit Jah- 
| ren, Gerardo Barrios, ein Armee- 
| führer aus dem 19. Jahrhundert, 
gelassen auf seinem Pferd, nur hielt 
er heute ein rotes Schild: "FMLN" 
Als die Nachricht von der Unter- 
zeichnung des Friedensvertrages 
über Lautsprecher übertragen wur- 
de, weinten viele, andere brachen in 
Jubel aus und gratulierten sich 
gegenseitig, weil sie den brutalen 
Krieg überlebt hatten. Beethovens 
|  Neunte Symphonie ertönte, unter- 
malt von explodierenden Feuer- 
werkskörpern. Überall waren Gue- 
;  rilleros, die Reporter der illegalen 
| Sender Venceremos und Farabundo 
| Marti, die die Kundgebung live 
| übertrugen, sogar in Uniform. 
Hochrangige Guerillakommandan- 
ten, die Ansprachen hielten, wurden 
; mit donnerndem Applaus 
| begrüßt...” 
; Christena Colclough, Guardian 
(New York), 29.1.1992 


"Erst Gerechtigkeit, 
dann verzeihen" 


Logischerweise könnte eine Amnestie 
frühestens nach Beendigung der Arbeit 
der Ad-hoc-Kommission und der Wahr- 
heitskommission, also gegen Ende des 
Jahres verabschiedet werden. Da aber vor 
dem 1. Februar die “TerroristInnen” der 
FMLN amnestiert werden mußten, damit 
die FMLN in der Friedenskommission 
COPAZ! und ihren Unterkommissionen 
mitarbeiten kann, verhandelte die Inter- 
partidaria (Gremium aller im Parlament 
vertretenen Parteien) drei Tage lang, um 
dem Parlament einen Vorschlag zu unter- 
breiten, der dann am 23. Januar als ‘“Ge- 
setz zur Nationalen Versöhnung” verab- 
schiedet wurde. Der Vorschlag der Oppo- 


sition, zuerst FMLN-Kommandanten 
und -KämpferInnen, Kriegsverletzte der 
FMLN und die politischen Gefangenen 
zu amnestieren und Militärserstnach Ab- 
schluß der Arbeiten von Ad-hoc- und 
Wahrheitskommission, Konnte sich nicht 
durchsetzen. Herausgekommen ist statt- 
dessen ein Gesetz, das annähernd einer 
Generalamnestie gleichkommt, indem, 
zunächst nur die von der Wahrheitskom- 
mission zu bearbeitenden Fälle und jene, 
die bereits vor Schwurgerichten abschlie- 
ßend verhandelt wurden, ausgenommen 
werden. Das ist erheblich weniger als das, 
was sich z.B. die FMLN und die Erzdi- 
özese von San Salvador unter Vergangen- 
heitsbewältigung vorgestellt haben. So 
sagte Weihbischof Rosa Chavez am Tag 
der Vertragsunterzeichnung: “Wegen sei- 
ner politischen Verbindungen mit den 
Gruppen, die in Menschenrechtsverlet- 
zungen verwickelt sind, wird Präsident 
Cristiani versucht sein, sich für Vergeben 
und Vergessen auszusprechen. Wir wür- 
den die Option der Gerechtigkeit vorzie- 
hen und danach, wenn nötig, verzeihen.” 
Und Commandante Joaquin Villalobos: 
“Es muß Wahrheit geben und Gerechtig- 
keit, und dann Verzeihen.” 

Verteidigungsminister Ponce hinge- 
gen: “Wir hätten eine Generalamnestie 
vorgezogen, Vergeben und Vergessen für 
alle.” Under besteht darauf, daß sich die 
Arbeit der Wahrheitskommission auf 
“exemplarische Fälle” beschränken soll. 
Die Leiterin des erzbischöflichen Rechts- 
hilfebüros Tutela Legal, Maria Julia Her- 
nandez, lehnt ein solches Vorgehen kate- 
gorisch ab: “Alle Fälle zählen für die Kir- 
che. Wir haben Tausende und Tausende 
von Fällen, und alle werden der Wahr- 
heitskommission übergeben, nicht nur 
ein paar exemplarische Fälle. Wirkönnen 
der einen oder anderen Familie nicht sa- 
gen, ihr Fall zähle nicht.” 


Entmilitarisierung - 
mehr Schein als Sein 


Bezüglich der Truppenreduzierung, 
mit der neben der Säuberung die verän- 
derte Rolle der Armee materialisiert wer- 
den soll, konnte der Armee im Vertrag 
von New York das grundsätzliche Einver- 
ständnis abgerungen werden (25.9.91). In 
der Zusatzvereinbarung zu diesem Ver- 
trag band sich die FMLN aber in dieser 
Frage die Hände: dort wurde nämlich ver- 
einbart, daß die Regierung dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen späte- 
stens bis zur Unterzeichnung des Waffen- 
stillstandes einen Plan über den Truppen- 
abbau vorzulegen hat, der dann der 
FMLN zur Kenntnis gebracht wird. 

Damit war die aktuelle Truppenstärke 
als Ausgangspunkt der Berechnungen 
und der Umfang der Reduzierung aus den 
Verhandlungen herausgenommen. Am 
10.1. legte die Regierung dann ihren Plan 
vor - und siehe da: die Armee hatte plötz- 


“lich 63.175 Mann unter Waffen und 3.325 


u 


; ? 
Rücksiedlung Ciudad Segundo Montes 1990 


Offiziere. Reduziert werden soll das Gan- 
ze innerhalb von zwei Jahren auf 31.000 
Soldaten und 2.320 Offiziere. Die FMLN 
war von einer Ist-Stärke der salvadori- 


schen Armee von ca. 35.000 Mann ausge- 


gangen und stellte fest, daß im Personal- 


plan für 1990 2086 Offiziere angegeben: 


waren. Von Reduktion kann also kaum 
die Rede sein, schon gar nicht, wenn 
mensch sich daran erinnert, daß es 1978 
7.000 und 1981 auch “erst” 20.000 Sol- 
daten gab. 

Während die Auflösung der Zivilver- 
teidigung und der “Patrullas cantonales” 
(eine Form des Reservedienstes, die ab- 
geschafft und durch ein neues Gesetz er- 
setzt werden soll, nach dem die Reserve 
keine Funktion mehr in der öffentlichen 
Sicherheit und Bevölkerungskontrolle 
haben soll) unproblematisch war, und die 
Auflösung der Nationalgarde und der Fi- 
nanzpolizei (über die Nationalpolizei 
s.u.) schon seit längerem vereinbart war, 
wurde in der allerletzten Verhandlungs- 
runde Anfang Januar noch einmal heftig 
um die Auflösung der Elitebataillone ge- 
rungen. 

Die Auflösung der Nationalgarde und 
der Finanzpolizei geschieht laut Frie- 
densvertrag durch die Übernahme ihrer 
Mitglieder in die Armee. Die Zivil- 
verteidigung wird definitiv aufgelöst, d.h. 
ihre Mitglieder werden entlassen. Im Fal- 
le der Elitebataillone sieht der Vertrag, 
wie bei den “gesäuberten”. Offiziereh, 
Versetzung oder Entlassung vor. In wel- 
chen Proportionen dies geschehen soll, 
sagt der Friedensvertrag nicht. Das heißt, 
es ist möglich, daß Elitesoldaten der Kil- 
lerbataillone und Angehörige der nicht 
weniger berüchtigten Nationalgarde und 
Finanzpolizei in die regulären Einheiten 
versetzt werden, und die Truppenreduzie- 
rung durch Entlassung von “normalen” 
Soldaten bewerkstelligt wird. 

Haben Regierung und Armee immer 
wieder mit “Symmetrien” hantiert, etwa 


El Salvador 


indem sie die FMLN mit der nicaragua- 
nischen Contra verglichen oder versuch- 
ten, ihren Staatsterror gegen Verletzun- 
gen der Genfer Kriegskonventionen sei- 


tens der FMLN aufzurechnen, so wollten 


sie in der Frage der Truppenreduzierung 
bzw. FMLN-Demobilisierung ganz und 
gar nichts von Symmetrie wissen. Unter 
dem Druck der US-Regierung mußten sie 
ein wenig nachgeben. Eine Auflösung der 
militärischen Strukturen der FMLN war 
ganz ohne Preis einfach nicht zu haben. 
Trotzdem ist der Zeitplan für die FMLN 
ungünstig: neun Monate für ihre Demobi- 
lisierung gegenüber 24 Monaten für den 
Truppenabbau, der keiner ist. Während in 
den ersten drei Monaten nach Beginn des 
Waffenstillstandes mindestens 20% der 
FMLN-KämpferInnen die Waffen nie- 
dergelegt haben müssen, beginnt die Auf- 
lösung der Elitebataillone erst ab dem 
sechsten Monat. Das berüchtigte Atla- 
catl-Bataillon wird als drittes (nach dem 
Belloso und dem Atonal und vor dem 
Bracamonte und Arce) erst im achten 
Monat aufgelöst - zu einem Zeitpunkt, da 
sich schon 80% der FMLN-KämpferIn- 
nen ins zivile Leben integriert haben wer- 
den. Das System der Truppentrennung 
zwischen Regierungsstreitkräften und 


der FMLN-Armee "Nationales Heer für, 


die Demokratie" (END) und der Wieder- 
eingliederung der FMLN-KämpferInnen 
ist ausgefeilt. In einer ersten Phase zogen 
sich beide Seiten an 100 bzw. 50 Standor- 
te zurück. Ab dem 6. Februar begann 
dann die zweite Phase: die Armee begibt 
sich in “Friedenspositionen”, die END- 
Truppen mit sämtlichen Waffen, Muniti- 
on, Minen, Sprengstoff und Militärausrü- 
stungen, einschließlich des klandestinen 
Materials, an 15 Orte. Dort werden die 
ganzen Ausrüstungen mit Ausnahme der 


„persönlichen Waffen der KämpferInnen 
“ unter 


Verschluß genommen 


den anderen der lokale FUMLN-Komman- 


(einen. 
Schlüssel hat der ONUSAL?-Offizier, - 


dant). Zwischen dem 15. und 31. Oktober 
1992 wird dann die FMLN unter ONU- 
SAL-Aufsicht besagte Waffen vernich- 
ten. Unter diesen Umständen ist die For- 
mulierung der FMLN, es werde “bewaff- 
neter Friede” herrschen, durchaus zwei- 
deutig. 

. Die erste Phase der Truppentrennung 
ist nach übereinstimmenden Aussagen 
von FMLN, Regierungsarmee und von 
ONUSAL ohne Probleme durchgeführt 
worden. Am 7. Februar, also zu Beginn 
der zweiten Phase, gab die FMLN folgen- 
de Zahlen bekannt: 8.600 KämpferInnen 
haben sich mit 4.000 M-16-und AK-47- 
Gewehren, sechs Boden-Luft-Raketen, 
Hunderten von Maschinengewehren, Ba- 
zookas, Raketen und großen Mengen Dy- 
namit an 21 Orten eingefunden. Cristiani 
monierte umgehend das angebliche Miß- 
verhältnis zwischen Truppenstärke und 
Waffen. Die FMLN habe immer mehr 
Waffen als KämpferInnen gehabt. Die 
FMLN erwiderte: “Sie haben immer noch 
nicht unsere Kriegsführung kapiert. Es 
geht um selbstgemachte Waffen und in- 
dustriegefertigte. Ein Teil unserer Armee 
nahm nie an Kämpfen teil. Es gab immer 
mehr Männer und Frauen als Waffen.” 


Neue Polizei 


Der lange Marsch der FMLN von der 
radikalen und logischen Forderung, beide 
Armeen in einem parallel verlaufenden, 
schrittweisen Prozeß abzuschaffen, bis zu 
einer möglichen, aber nicht vorab quanti- 
fizierten Beteiligung von ehemaligen 
FMLN-KämpferInnen an der neu zu 
schaffenden Zivilen Nationalpolizei 
(PNC) war mühselig und für FMLN-Füh- 
rung und -Basis sicherlich gleichermaßen 
schmerzlich, wirft aber ein Licht auf das 
reale Kräfteverhältnis, von dem bei der 
Fortsetzung des Befreiungskampfes mit 
anderen Mitteln auszugehen ist. 


Im einzelnen sehen die Übergangsbe- 
stimmungen der Vereinbarung über die 
PNC, die zwei Jahre und neun Monate 
gelten werden, vor, daß ehemalige Mit- 
glieder der (alten) Nationalpolizei nach 
einer “Evaluierung” durch den General- 
direktor’ der PNC in die neu zu schaffen- 
de Nationale Akademie für Öffentliche 
Sicherheit aufgenommen werden kön- 
nen, wenn sie darüber hinaus die allge- 
meinen Zugangsbedingungen erfüllen. 
Ebenso verhält es sich mit ehemaligen 
KämpferInnen der FMLN. ONUSAL 
wird dabei prüfen, daß die Interessenten 
“wirklich und endgültig den bewaffneten 
Kampf aufgegeben haben” - wobei im 
500sten Jahr der Eroberung Lateinameri- 
kas vor allem die Optik von spanischen 
Armeeoffizieren, die bei ONUSAL das 
Sagenhaben, zum Tragen kommen wird. 

Die Zugangsbedingungen werden im 


“ einzelnen noch von der Friedenskommis- 


sion COPAZ erarbeitet. Fest steht, daß 
Anwärterlnnen für den einfachen Dienst 
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neun Jahre Schulbildung (Polizeibeam- 
tInnen) bzw. Abitur (Hauptwachtmeister) 
haben müssen, für den gehobenen Dienst 
drei Jahre Universität und für den höheren 
Dienst eine abgeschlossene Hochschul- 
ausbildung. Beim einfachen Dienst wer- 
den das Bildungsniveau und der zukünfti- 
ge Einsatzort berücksichtigt. Wer die Zu- 
gangsbedingungen zunächst nicht erfüllt, 
kann sich in Kursen auf die Aufnahme- 
prüfung zur Polizeiakademie vorbereiten. 
Ob diese Übergangsregelung auch für 
den gehobenen und höheren Dienst gilt, 
steht nicht in dem Vertrag. 

Für die ersten sechsmonatigen Grund- 
kurse sollen 24 Monate lang jeden Monat 
330 RekrutInnen aufgenommen werden. 
"Die Auswahl wird so geschehen, daß die 
Mehrzahl der RekrutInnen nicht direkt 
am bewaffneten Konflikt teilgenommen 
hat und daß die Beteiligung von Ex-Kom- 
battantInnen der FMLN nicht höher ist als 
diejenige von ehemaligen Mitgliedern 
der Nationalpolizei und umgekehrt.” In 
den vormaligen Konfliktzonen sollen be- 
sondere Regelungen gelten, die der Ver- 
söhnung und einem stabilen Übergang 
zuträglich sind. So sollen sich dort die Po- 
lizeieinheiten aus AbsolventInnen der 
Polizeiakademie unterschiedlicher Her- 
kunft zusammensetzen. Die Polizeifüh- 
rungen auf Departementsebene sollen in 
Absprache mit COPAZ ernannt werden. 


Agrarreform bleibt 
Zukunftsmusik 


Soviel zu der Beteiligung an der künf- 
tigen Ordnungsmacht, die die FMLN er- 
reicht hat. Comandante Shafik Handal hat 
unmittelbar nach der aufregenden Silve- 
sternacht bemerkt, daß ein Gleichgewicht 
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beim Aufbau der neuen PNC gewährlei- 
stetsei. 


Tatsächlich hängt die Beurteilung des 
Friedensvertrages vom Blickwinkel ab. 
Wenn wir hier die Schwachstellen des 
Vertrages aufzeigen, so nicht um die Er- 
rungenschaften des Befreiungskampfes 
wegzureden, sondern um auf die Gefah- 
ren der Zukunft hinzuweisen. 

Was die Agrarfrage betrifft, die zwei- 
fellos am Ursprung des Konfliktes und 
des Krieges in El Salvador steht, hat Co- 
mandante Handal eingeräumt, daß dieses 
Problem nicht ganz gelöst ist. Die Bereit- 
schaft der Regierung, endlich Landgüter 
über 245 ha an Landlose zu übergeben, 
bleibt zurück hinter der Agrarreform von 
1980, die ein Freigrenze von nur 100 ha 
vorsah.‘ 

Die produktiven Kaffeeplantagen, die 
vor allem in der Betriebsgrößenklasse bis 
250 haliegen, bleiben also von der Agrar- 
reform ausgenommen. Nachdem die Pha- 
se Il der Agrarreform, eben die Landgüter 
über 245 ha betreffend, jahrelang hinaus- 
gezögert wurde, ist außerdem anzuneh- 
men, daß es nicht mehr viele “Fincas” die- 
ser Größenordnung geben wird, dadie Ei- 
gentümer Zeit hatten, das Land aufzutei- 
len unter Verwandten und Strohmännern. 


Auch von dem Land in Staatseıgentum 
und jenem, das der Regierung zum Kauf 
angeboten wird, gibt es nicht viel. In dem 
Maße aber, in dem der historische Land- 
raub durch Rückkauf der Ländereien von 
den Großgrundbesitzern mit Mitteln der 
internationalen Wirtschaftshilfe rück- 
gängig gemacht werden soll, werden die 
Marktpreise, zu denen die Landeigentü- 
mer entschädigt werden sollen, hochklet- 
tern. Die NutznießerInnen solcherlei 


Agrarreform müssen der Staatsbank das 
Land zu Kreditbedingungen, wie bei der 
ersten Phase der Agrarreform üblich, be- 
zahlen - Kreditbedingungen, die just zur 
absoluten Verschuldung der schon beste- 
henden Agrarreformkooperativen ge- 
führt haben. 

Die viel zitierte Vereinbarung, wonach 
die Verfügung der gegenwärtigen Nutzer 
über den Boden in den Konfliktgebieten 
respektiert wird, verschweigt erstens, daß 
es sich in diesen Gebieten um maximal 
10% der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
von größtenteils kärglichem Potential 
handelt und zweitens den Nachsatz aus 
dem Vertragstext: Da gibt es nämlich den 
Vorbehalt, daß die endgültigen Eigen- 
tumsverhältnisse in den Zonen noch ge- 
klärt werden müssen. Die FMLN hat in- 
nerhalb von 30 Tagen nach Vertragsunter- 
zeichnung ein Inventar der entsprechen- 
den Grundstücke vorzulegen. Dann gibt 
es die Möglichkeit der legalen Klärung 
durch Verkaufdes Landes durch die “legi- 
timen Eigentümer” an die derzeitigen 
Nutzer (“tenedores”). Wollen die legiti- 
men Eigentümer nicht verkaufen, “be- 
müht” sich die Regierung um Ersatzland, 
nach Möglichkeit in derselben Zone. 

Es ist also durchaus möglich, daß die 
wegen der Landknappheit und Armut der 
Böden eh schon schwache wirtschaftli- 
che Grundlage der Rücksiedlungen und 
Gemeinden in den Konfliktgebieten wei- 
ter geschmälert wird. Bezüglich der 
Landbesetzungen vom letzten Jahr wird 
zwar die Vereinbarung vom 3. Juli, wo- 
nach es keine Räumungen der bis dahin 
besetzten Ländereien geben soll, bestä- 
tigt. Die Regierung behält sich aber das 
Recht vor, Besetzungen, die nach diesem 
Datum erfolgt sind und weiter erfolgen 
werden, zu räumen. Dergestalt ist in die- 
sem Abschnitt des Vertrages ganz deut- 
lich gemacht, daß das Privateigentum 
sakrosankt, die “legitimen Eigentümer” 
unantastbar und die militante Verteidi- 
gung des Privateigentums selbstver- 
ständlich bleiben. 


Tatsächlich hat die Auseinanderset- 
zung um das Land den Rahmen des Frie- 
densvertrages bereits gesprengt. Doroteo 
Perez, Generalsekretär des Landarbeiter- 
verbandes ANTA, hat es auf den Punkt 
gebracht: “Am Verhandlungstisch haben 
sich die Regierungen und dieFML_N nicht 
eingehender mit den Problemen des 
Landbesitzes befaßt. Sie haben sozusa- 
gen eine Tür für die Campesinos offenge- 
lassen.” Während die Friedenskommissi- 
on COPAZ am 7. Februar ihre erste Sit- 
zung ohne Einigung erlebte, als es um die 
Landbesetzungen ging und man sich 
nicht über die Ernennung der Mitglieder 
für die Unterkommission zur Landfrage 
verständigen konnte, sprach Cristiani von 
267 Landbesetzungen nach dem 3. Juli 
und warnte: “Wir möchten nicht mit dra- 
stischen Maßnahmen beginnen, aber wir 
werden drastische Maßnahmen ergreifen, 


El Salvador 


falls die FMLN nicht zur Vermeidung des 
Problemesbeitragen sollte...” 

Die Zahl ist umstritten, sicher ist aber, 
daß es sich mehrheitlich um vermehrte 
Landnahme in den von der FMLN kon- 
trollierten Zonen handelt, die im Zusam- 
menhang mit dem 15. Februar steht, dem 
Datum, zu dem die FMLN das Inventar 
über die derzeitigen Bodenbesitzverhält- 
nisse in ihren Zonen vorlegen mußte. Re- 
gierung und Landeigentümer wissen, daß 
die FMLN im Friedensvertrag akzeptiert 
hat, diese De-facto-Eigentumsverhältnis- 
se einem Legalisierungsprozeß zu unter- 
werfen, daß aber weder sie noch die aktu- 
ellen Nutzer dieses Landes bereit sein 
werden, es sang- und klanglos zu räumen. 
Comandante Villalobos hat ein konfron- 
tatives Vorgehen ın diesem Bereich klar 
zurückgewiesen : “Einige Landbesitzer 
handeln in ihrem eigenen, legitimen In- 
teresse, andere aber wollen destabilisie- 
ren... Es könnte eine gefährliche Situati- 
on werden, wenn sie denken, daß sie der 
Bevölkerung das Land wegnehmen kön- 
nen, das diese all die Jahre bearbeitet hat.” 

Die Warnung beinhaltet zugleich das 
Angebot einer Politik der Konzertierung 
(s.u.), wie die FMLN es auch im Friedens- 
vertrag signalisiert hat: “Die FMLN 
bringt zum Ausdruck, daß es angebrach- 
ter ist, das Agrarproblem, einschließlich 
der Landbesetzungen, auf dem Wege der 
Konzertierung... anzugehen.” 

Gerade im Kapitel V des Friedensver- 
trages, der vom “wirtschaftlichen und so- 
zialen Thema” handelt, hat die FMLN 
derartig viele Konzessionen gemacht, 
daß es jetzt an der Regierung wäre, einzu- 
lenken. Die Präambel zu diesem Kapitel 
macht den provisorischen Charakter die- 
ser unter Zeitdruck entstandenen Verein- 
barungen deutlich: “. ... wenn auch die 

Philosophie und die allgemeine Orientie- 
rung der Wirtschaftspolitik der Regie- 
rung, die die Frente nicht notwendiger- 
weise teilt, nicht Gegenstand der Verein- 
barungen sind, stimmen beide Seiten in 
der Notwendigkeit überein, einige grund- 
legende Orientierungen anzubieten, die 
es erlauben, die für die Übergangsperiode 
notwendige Stabilität zu schaffen, den 
Frieden zu konsolidieren und fortzu- 
schreiten zur Wiedervereinigung der sal- 
vadorianischen Gesellschaft.” 

Die “grundlegenden Orientierungen” 
beschränken sich dann, neben den relativ 
ausführlichen Vereinbarungen zur Land- 
frage, auf das Vorhaben eines Gesetzes 
zum Schutze der KonsumentInnen, die 
Möglichkeiten, daß auch Arbeiterinnen 
einen Teil der privatisierten Betriebe 
‘übernehmen können - bei Garantie der 
Unternehmerfreiheit - und den Ausbau 
der bereits bestehenden sozialen Kom- 
pensationsprogramme - wiederum ın Ab- 
hängigkeit vom Zufluß zusätzlicher aus- 
ländischer Wirtschaftshilfe. 

Im Übrigen werden alle offenen Fra- 
gen in das “Forum der sozialen und wirt- 
schaftlichen Konzertierung” verlagert, in 
dem Regierung, Unternehmerverbände 


und Gewerkschaften und Bauernorgani- 


-satıonen verhandeln. 


An mindestens vier Stellen des Vertra- 
ges wird die Realisierung einzelner Ver- 
einbarungen von zusätzlicher Auslands- 
hilfe abhängig gemacht. Die wiederum 
kann nur - wasebenfalls an verschiedenen 
Stellen des Vertrages festgehalten ist - 
formal von der Regierung beantragt wer- 
den. Was die Regierung zu beantragen ge- 
denkt, hat sie bereits in einem “Plan des 
nationalen Wiederaufbaus” beschrieben 
und verschiedenen Regierungen und 
multilateralen Geldgebern vorgelegt. An 
der Erarbeitung des Plans wurden weder 
die FMLN noch die soziale und politische 
Opposition beteiligt und der Friedensver- 
trag sieht lediglich vor, daß die Regierung 
der FMLN den schon allseits bekannten 
Plan 30 Tage nach Vertragsunterzeich- 
nung vorzulegen hat, damit ihre “Emp- 
fehlungen und Vorschläge” berücksich- 
tigt werden können. 


Tauziehen um Auslandshilfe 


Auch hier hat die offene Formulierung 
des Friedensvertrages bereits zum Kon- 
flikt geführt. Während die FMLN die An- 
kündigung der norwegischen Regierung, 
die Wiederaufbauprogramme der FMLN 
mit 2 Mio. US-$ unterstützen zu wollen, 
mit dem Hinweis verband "Die Europäer 
werden die Regierung nur unterstützen, 
wenn die Wiederaufbaupläne kompatibel 
sind mit denen der FMLN und der ande- 
ren Kräfte im Land”, bemerkte Cristiani 
in einer Pressekonferenz am 7. Februar 
genüßlich: “Die FMLN fordert praktisch 
eine institutionelle Beteiligung an der 
Entwicklung des Wiederaufbauplanes, 
und das steht nıcht in den Vereinbarungen 
.... [m Rahmen der Vereinbarungen wer- 
den wir nur dazu aufgefordert, ihnen ein- 
en Wiederaufbauplan vorzulegen, ihre 
Empfehlungen zu begrüßen und zu be- 
rücksichtigen.” 

Kurze Zeit nach Unterzeichnung des 
Friedensvertrages und Beginn des Waf- 
fenstillstandes ist also noch nicht deut- 
lich, welcher politische Weg sich in EI 
Salvador durchsetzen wird: die Konfron- 
tatıon auf allen Ebenen und in allen Fra- 
gen, die der Friedensvertrag offengelas- 
sen hat - und das sind viele und gewichti- 
ge -oder das Bemühen um Konzertierung 
und Konfliktlösung. Die FMLN setzt auf 
letztere Option, was bereits ihre Verhand- 
lungsstrategie geprägt hat und der Grund 
für die großen Konzessionen war, die sie 
gemacht hat. Zumindest nach außen de- 
monstriert sie das auch: “ıch glaube, daß 
esim Moment kein politisches Klima da- 
für gibt, nicht für einen “schmutzigen 
Krieg”, sagte Villalobos in einem am 17. 
Februar veröffentlichten Interview. 

Regierung und Armee wiederum 
scheinen eine immer noch nur taktische 
Kompromißbereitschaft zu haben, auf 
politischer Ebene erreichen zu wollen, 


was sieaufdem Schlachtfeld nicht schaff- 
ten, nämlich die FMLN zu schlagen, und 
in allen strittigen Fragen konsequent an 
die Schmerzgrenze der FMLN und der so- 
zialen und politischen Opposition heran- 
gehen zu wollen. Mit anderen Worten: sie 


“ scheinen auf Fortsetzung der Aufstands- 


bekämpfung mit anderen Mitteln zu set- 
zen. Das bedeutet für die Kräfte des Be- 
freiungsprojektes, wenn sie sich darauf 
einlassen und nicht einen Bruch des mit 
dem Friedensvertrag gesetzten Rahmens 
riskieren wollen, daß sie in politisch diffe- 
renzierten und ausdauernden Verhand- 
lungen an vielen Orten und auf allen Ebe- 
nen das Kräfteverhältnis weiter verschie- 
ben müssen zu Gunsten der Demokrati- 
sierung mit sozialer Gerechtigkeit. 

Ein eher müder Reflex auf diese zu- 
gleich bedenklich stimmenden und hoff- 
nungsvollen Herausforderungen findet 
sich in der bundesdeutschen Politik. In 
der Kirche St. Winfried zu Bonn hat der 
salvadorianische Botschafter, Dr. Jose 
Saguer-Saprissa, mit seinen Freunden 
vom Salesianer-Orden, die ihrerseits gute 
Freunde im Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit haben, am 
13. Februar eine “Festliche Dankmesse 
für den Frieden in El SAlvador” arran- 
giert, bei der der Große Gott “wir loben 
Dich” exklusiv zum Friedensstifter in El 
Salvador ernannt wurde. Ungefähr zeit- 
gleich machte Entwicklungshilfeminister 
Spranger deutlich, wo die Bundesregie- 
rung die irdischen Friedensstifter ange- 
siedelt sieht: bei seinem viertägigen Auf- 
enthaltinSan Salvador fander gerade mal 
ein Stündchen Zeit für den FMLN-Kom- 
mandanten Villalobos - zu einem unver- 
bindlichen Plausch. 

Eduard Fritsch 


Anmerkungen: 

I) Die Friedenskommission ist eine Art Nebenregierung,.der 
zwei Vertreter der Regierung, darunterein Militär, zwei Ver- 
treter der FMLN und je ein Vertreter der im Parlament ver- 
tretenen Parteien angehören, wobei die Convergencia 
Democrätica alseine Partei gewertet wird. Aufgabe der Frie- 
denskommission istes. die gesetzlichen und institutionellen 
Voraussetzungen für den Frieden zu schaffen. 

2)ONUSAL: UN-Truppen und - Beobachter in El Salvador 
3) Ernesto Arbizü. unter der Romero-Diktatur in den 70er 
Jahren oberster Richer am Finanzgericht. 

4) Die Agrarreform von 1980 sah zwei Phasen vor: während 
derersten Phase sollte Landbesitz über 500 ha enteignet wer- 
den. inder zweiten Phase Landbesitz über 100 ha. Nurdieer- 
ste Phase wurde durchgeführt und das nur unvollständig. 
Dank ihrer Mehrheit in der Verfassungsgebenden Ver- 
sammlung konnte ARENA 1983 statt 100 ha eine Obergren- 
ze von 245 ha in der Verfassung festschreiben. Verteilt wur- 
de jedoch nur noch Pachtland in Miniparzellen. 


Die Spendenkampagne 
geht weiter! 
Waffenstillstand in El Salvador: eine 
große Chance, aber auch ein enormes 
Risiko für das Befreiungsprojekt. Die 
FMLN braucht jetzt noch mehr unsere 
Unterstützung — jeden Pfennig, jede 
Mark: Flugblätter und Lautsprecher sind 
genauso Woffen für die Befreiung wie 

Gewehre und Verbandsmoteriol! 


Neue Waffen für El Salvador! 
Unterstützt die FMLN! 


Neues Konto: BfG Heidelberg 
Nr.10B8 787 700 (BLZ 672 101 11) 
Informationsstelle El Salvador e\. 
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Regionalmacht Türkei 


''Der Westen muß seine Furcht 


vor dem Pantürkismus 


vergessen ...' 


Die Türkei umwirbt die zentralasiatischen 
GUS-Republiken 


Anfangder 80er Jahre tauchten die 
islamischen Sowjetrepubliken vor 
allem in der - vom CIA finanzierten 
- Zeitschrift '""Yeni Forum'' (Neues 
Forum) auf, späterdannauchin 
islamischen und faschistischen Ver- 
öffentlichungen, seit der Perestroi- 
ka sind sie Teil der täglichen 
Berichterstattung der türkischen 
Medien: die - so der offizielle 
Sprachgebrauch - "türkischen 
Republiken' der ehemaligen 
UdSSR, die heute alle ihre Unab- 
hängigkeit erklärt und sich der 
GUS angeschlossen haben. Diese 
Republiken, konkret geht es um 
Usbekistan, Tadschikistan, Kasach- 
stan, Kirgisien, Turkmenistan und 
Aserbaidschan,haben alle eine vor- 
wiegend muslimische Bevölkerung. 
Mit Ausnahme des persischsprachi- 
gen Tadschikistan gehören ihre 
Sprachen, die alle seit Sommer des 
vergangenen Jahres zu offiziellen 
Landessprachen geworden sind (in 
Kasachstan leben allerdings mehr 
Russen als Kasachen), verschiede- 
nen Zweigen der Familie der Turk- 
sprachenan. Grund genug für die 
türkischen Machthaber, sich als die 
"natürliche Führernation dieser 
jungen Staaten" zu begreifen. 


serbaidschan, Kasachstan, Turk- 

menistan und Kirgisien verfügen 

über erhebliche Erz-, Erdöl- und 
Erdgasreserven, Usbekistan und Kasach- 
stan über Kohle - und Goldvorkommen, 
in Tadschikistan wurde ein großer "Teil 
des sowjetischen Urans abgebaut. In 
Kasachstan befinden sich wichtige 
Rüstungsbetriebe und ein Raumfahrtzen- 
trum; was die Landwirtschaft angeht, so 
wird fast die gesamte Baumwolle der ehe- 
maligen UdSSR in diesen Republiken 
angebaut. Weiterhin gibt es zahlreiche 
Bodenschätze, die vor allem in Kasach- 
stan und Aserbaidschan direkt verarbeitet 
werden. Trotz ihres Reichtums an Boden- 
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schätzen handelt es sich bei Turkmeni- 
stan, Usbekistan, Kirgisien und Tadschi- 
kistan um die vier ärmsten der Republi- 
ken, die ım Verlauf des vergangenen Jah- 
res ihre Unabhängigkeit erklärt haben. 


Große Teile dieser vier Republiken 


sind Hochgebirge (bis zu 7000 m) oder 
Wüste, alle vier mußten Lebensmittel 
importieren. Durch Baumwollmonokul- 
turen und durch unsachgemäßes Bewäs- 
sern hatdie Umwelt gelitten, so daß heute 
der Eindruck einer Region entsteht, aus 
der wesentlich mehr herausgeholt als hin- 
eininvestiert worden ist. 


Wie türkisch‘ sind die 
Turkrepubliken? 


Der "historische Anspruch”, der dieser 
Tage immer wieder formuliert wird, ent- 
puppt sich bei genauerem Hinsehen als 
eher fadenscheinig. Obwohl in 
ethnisch/sprachwissenschaftlichem Sinn 
von Turkrepubliken gesprochen werden 
kann, gibt es seit dem 7./8. Jahrhundert 
unserer Zeitrechnung eigentlich keine 
politischen Berührungspunkte dieser 
Republiken mit der Türkei bzw. dem 
Osmanischen Reich. 

Aserbaidschan - übrigens gegenwärtig 
"Pilotprojekt" der zuerst vom CIA und 
rechtsradikalen türkischen Kreisen 
betriebenen, heute auch regierungspoli- 
tisch verankerten türkisch/asiatischen 
Annäherung - verfügte allerdings wegen 
seiner geographischen Nähe über mehr 
Verbindungen zu den Osmanen als die 
anderen Republiken. 

Das "türkische" Bewußtsein in Aser- 
baidschan wurde mit Hinweisen auf die 
"gemeinsamen turkmenischen Vorfahren 
in der asiatischen Steppe"und die Sprach- 
verwandtschaft geweckt (aserbaidscha- 
nisch ist diejenige der Turksprachen, die 
dem heutigen Türkeitürkisch am meisten 
gleicht). Weiterhin stand die aserbaid- 
schanische Intelligenz unter dem Einfluß 
Ismail Gasprinnskijs, eines Krimtataren, 
der ab 1880 mit einer Modernisierung des 
Islam in Rußland und der Entwicklung 
der pantürkistischen Ideologie den Turk- 


völkern in Rußland neues politisches 
Gewicht verschaffen wollte. 

Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts 
hatte es unter den Aserbaidschanern kein 
sehr starkes nationales Bewußtsein gege- 
ben. Den Anstoß für eine verstärkte 
nationale Debatte bildeten Versuche des 
Iran, auch den russischen Teil Aserbaid- 
schans zu missionieren. Eine Gruppe 
Intellektueller erkannte in den laizisti- 
schen Bestrebungen der Jungtürken eine 
für sie attraktive Alternative und begann 
mit der Publikation mehrerer türkischer 
Zeitschriften. 

“In der Presse von Baku nahm die 
Ideologie des Pantürkismus einen immer 
größeren Raum ein, über dem Bewußt- 
sein, Türke zu sein, wurden Unterschiede 
zwischen Sunniten und Schiiten verges- 
sen. Das förderte die Einheit der Aser- 
baidschaner gegenüber den politisch 
mächtigeren Armeniern und Russen." 

Diese Phase turkophilen Einflusses 
um die Jahrhundertwende dauerte nur 
knapp zehn Jahre. 1914, als das Osmani- 
sche Reich an der Seite Deutschlands in 
den Krieg eintrat, bekannte sich die aser- 
baidschanische Presse zu Rußland. Spä- 
ter - aber noch vor der Revolution von 
1917 - hatten dann sozialdemokratische 
Gruppierungen aus Rußland mehr Ein- 
fluß bei der Organisierung der Arbeiter 
als pantürkische. Ein reichlich spärliches 
Erbe also, auf das die Türkei ihreheutigen 
Ansprüche stützen kann. 


Türkische Aktivitäten in Bezug 
auf die Turkrepubliken 


Die türkische Hinwendung zu den 
sowjetischen Bruderrepubliken begann 
nicht erst mit der Perestroika. Schon 
Anfang der 80er Jahre - sobald sich das 
mit dem Militärputsch an die Macht 
gekommene Regime einigermaßen kon- 
solidiert hatte - lancierte dieoben erwähn- 
te Zeitschrift "Yeni Forum” das Thema 
"Sovyet Türkleri" (Die Sowjettürken) 
immer wieder. Alle zwei Wochen - die 
Zeitschrift erscheint 14 tägig - erschienen 
Berichte über eine der Republiken, vor- 


nehmlich Aserbaidschan, Übersetzungen 
oder Übernahmen aus Veröffentlichun- 
gen, die meistens "türkische Identität" 
zum Thema hatten. In "Yeni Forum" fan- 
den sich dann auch in regelmäßigen 
Abständen Annoncen, mit denen "Radio 
Liberty" und "Radio Free Europe" Mitar- 
beiter suchten, die die usbekische, tatari- 
sche usw. Sprache beherrschten. Die Tür- 
kei stellte für die USA, speziell für den 
CIA, ein ideales Rekrutierungsfeld für 
propagandistische Aktivitäten in der 
damaligen Sowjetunion dar, denn dort 
leben Vertreter aller Volksgruppen der 
"Turkrepubliken". Religion und ethni- 
sche Zugehörigkeit waren ja auch zwei 
Momente, mit denen amerikanische Pro- 
paganda massıv versuchte, die Situation 
inden Republiken zu destabilisieren. 

Seit der Perestroika erschienen in 
"Yeni Forum" immer politische Forde- 
rungen nach eigenständiger Außenpolitik 
der Turkrepubliken, insbesondere Aser- 
baidschans, die von der türkischen Presse 
aufgegriffen und breit diskutiert wurden. 
Außer propagandistischen hatte es auch 
konkrete politische Aktivitäten türki- 
scher Gruppierungen in Aserbaidschan 
gegeben. Die 1980 in der Türkei verbote- 
ne faschistische Partei und ihre Schläger- 
organisation "Graue Wölfe" waren, 
bevor sie 1989 unter anderem Namen 
(Milli Calisma Partisi, MCP - Partei der 
Nationalen Arbeit) in der Türkei wieder 
legal wurden (und mittlerweile im Parla- 
ment vertreten sind), in Aserbaidschan 
tätig geworden. 

Die aserbaidschanische Volksfront, 
einer der Motoren der Auseinanderset- 
zungen mit den Armeniern und Anfang 
1990 mit den sowjetischen Truppen um 
Berg-Karabach, bezieht sich in vielen 
Veröffentlichungen auf das Gedankengut 
Alpslan Türkes', des alten und neuen Vor- 
sitzenden der MCP. "Eigentlich müssen 
wir beschämt sein" heißt es im März 1990 
in der MCP-nahen Zeitschrift "Ocak" 
(Der Zirkel), "während wir hier ver- 
schämt mit unseren Gedanken hinter dem 
Berg halten, finden wir dort (in Aserbaid- 
schan d.U.) die Wolfsflagge (Symbol der 
Grauen Wölfe d.U.) ganz offen an der 
Spitze von Demonstrationszügen, das 
Bild unseres Führers Türkes hängt in 
jeder Niederlassung der Nationalen 
Front. Diese Brüder brauchen unsere Hil- 
fe, wir bleiben derweil um Längen hinter 
ihnen zurück." 

1990 waren jedoch nicht mehr nur die 
Faschisten an engeren Kontakten mit 
Aserbaidschan interessiert. So gut wie 
alle türkischen Parteien hatten während 
der Auseinandersetzungen um die Jahres- 
wende ihre Solidarität mit Aserbaidschan 
geäußert und eine Öffnung des 
türkisch/aserbaidschanischen Grenz- 
übergangs in der Enklave Nahcivan 
gefordert. 

Nun ging es nicht mehr um Destabili- 
sierung der inneren Situation der Repu- 
bliken, sondern um die offene Herstel- 
lung politischer und ökonomischer 
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Aserbaidschan, ein Land mit alter Kultur. 


Beziehungen. Es gab erste direkte Kon- 
takte mit Vertretern aus Aserbaidschan, 
die die Türkei besuchten, vor allem auf 
kultureller Ebene. Ein Kulturabkommen 
zwischen den Schriftstellerverbänden 
beider Länder war der erste Schritt zu 
konkreterer Zusammenarbeit. 


Türkisch-aserbaidschanische 
Wirtschaftskontakte 


Diese Kontakte wurden durch den 
Ausbruch der Kuwaitkrise mit einem 
Schlag intensiviert. Schon im August 
1990, keine zwei Wochen nach 
Schließung der Erdölpipeline von Mossul 
an die türkische Mittelmeerküste und der 
Verhängung des Embargos gegen den 
Irak besuchte eine aserbaidschanische 
Delegation die Türkei. Delegationsteil- 
nehmer waren der Präsident und derEner- 
gieminister, hauptsächlicher türkischer 
Gesprächspartner Staatsminister Meh- 
met Kececiler. Der Minister war inner- 
halb der damals regierenden Mutter- 
landspartei(ANAP) Sprecher des "Bewe- 


gungsflügels", also derjenigen Gruppie- 
rung, die nach dem Verbot der faschisti- 
schen Partei Türkes' in die Mutterlands- 
partei aufgenommen worden war. Der 
Bewegungsflügel war so über Jahre hin- 
weg, trotz aller offiziellen Distanzierun- 
gen der ANAP von den türkischen 
Faschisten, der "Fuß" den Türkes und sei- 
ne Anhänger in der türkischen Regie- 
rungspolitik hatten. . 

Bei den Gesprächen wurden erstmals 
handfeste wirtschaftliche Absprachen 
getroffen. Aserbaidschan sagte der Tür- 
kei die Lieferung von 5 Mio. t Erdöl im 
Jahr zu (eigene Förderung der Türkei 4 
Mio. t). Die Türkei verpflichtete sich, das 
technische und technologische Know 
How für den Bau mehrerer Kraftwerke 
zur Verfügung zu stellen. Verhandlungs- 
gegenstand war weiterhin der Bau einer 
Pipeline von Baku nach Iskenderun an die 
türkische Mittelmeerküste. Er wurde in 
der Presse als "so gut wie vereinbart" 
bezeichnet. (Mittlerweile ist er wirklich 
vereinbart). Am 15.10.1990 wurde der 
Grenzübergang Nahcivan (Türkei- 
Armenien/Aserbaidschan) geöffnet. 

Diese Vereinbarungen konnten zwar 
die durch das Embargo entstandenen öko- 
nomischen Verluste nicht auffangen, 
stellten aber zumindest ein Polster für die 
türkische Regierung und ihren völlig pro- 
amerikanischen Kurs dar. (Mehrere Ver- 
suche des irakischen Außenministers 
Tarik Aziz, die Beziehungen zur Türkei 
nicht ganz kaputtgehen zu lassen, wurden 
im August/September 1990 abgewehrt.) 


Mittlerweile sind die Kontakte mit 
Aserbaidschan auf allen Ebenen intensi- 
viert worden. Im Januar 1992 hat die 
inzwischen fünfte türkische Delegation 
von Unternehmern und Arbeitgeberver- 
bänden die Republik besucht. Konkrete 
Investitionen hat die Türkei bis heute vor 
allem auf dem Bausektor getätigt. Ein 
Gebiet, aufdem die Türkei auch in der Ex- 
UdSSR sehr stark vertreten war. Insge- 
samt lassen sich die wirtschaftlichen Ver- 
handlungen mit der Formel Ol und Gas 
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gegen Technologie zusammenfassen. 

Beim Staatsbesuch des aserbaidscha- 
nischen Präsidenten Mutalibow vom 19.- 
21.1.92 in Ankara standen dann weitere 
Punkte türkischer Unterstützung auf dem 
Programm. Vor allen Dingen ging es um 
den türkischen Beitrag oder besser die 
türkische Unterstützung beim Aufbau 
eines aserbaidschanischen Heeres. Die 
Presse berichtete von einer definitiven 
Zusage, die Mutalibow jedoch am näch- 
sten Tag dementierte. Er sagte aber selber, 
daß "es intensive Gespräche darüber 
gäbe." 

Entscheidender war allerdings noch, 
daß Mutalibow seinen Gesprächspart- 
nern mitteilte, daß in diesen Tagen in 
Aserbaidschan definitiv zum lateinischen 
Alphabet übergegangen werde. Die Ab- 
schaffung des kyrillischen Alphabetes, 
die in diesen Monaten - mit breitem Kon- 
sens ın der Bevölkerung - in allen Turkre- 
publiken durchgeführt wird, eröffnet 
zwei Alternativen: das arabische Alpha- 
bet- eigentlich naheliegender, weil dann 
Aserbaidschaner im Iran und in der Repu- 
blik die gleiche Schriftbenutzen würden - 
und das lateinische. Die Entscheidung für 
lateinische Buchstaben ist eine Entschei- 
dung für den Westen und eine erste 
Annäherung an die Türkei. 


Außenpolitischer Konsens 
inder Türkei 


Interessant sind die Pressekommenta- 
re zum Staatsbesuch, die Rückschlüsse 
auf weitere Strategien der Türkei zulas- 
sen. Die ausführlichsten Kommentare 
fanden sich in der rechtsgerichteten Pres- 
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se. "Türkiye", eine MCP - nahe, sehr auf- 
lagenstarke Tageszeitung schreibt: "... der 
Westen sucht nach Verbindungswegen zu 
Türkistan. Auch uns erscheint das wün- 
schenswert, um unseren Brüdern einen 
Anschluß an dieses Jahrhundert zu 
ermöglichen....wir sehen uns da nicht nur 
in der Funktion einer Brücke oder eines 
neutralen Vermittlers, nein wir müssen 
aktıv an diesem Prozeß teilhaben, um 
unsere Brüder dem Imperialismus nicht 
einfach zu überlassen..." 

Erstaunlich ist, daß der Kommentator 
betont, die Türkei dürfe ihre Chance, sich 
dem Westen in einer solchen Funktion 
anzubieten, nicht verpassen. Die MCP 
hatte sonst immer eher gegen eine, wie 
auch immer geartete, Westorientierung 
polemisiert. 


Im ebenfalls rechtsgerichteten Blatt 
"Tercüman" schreibteinDr. Andican, sei- 
nes Zeichens Vorsitzender der "Türki- 
stan-Erforschungs-Stiftung”:  "....wird 
Türkistan sich für ein Modell wie Saudi- 
Arabien oder wie der Iran entscheiden?... 
die Türkei ist laizistisch und hat es 
geschafft, gute Kontakte zum Westen auf- 
zubauen. Ja, man kann sagen, sie ist poli- 
tisch und ökonomisch integriert. Siekann 
ein Modell für das junge Türkistan dar- 
stellen. Der Westen muß dann seine 
Furcht vor dem Pantürkismus abwerfen 
und erkennen, daß das türkische Modell 
auch das für ihn günstigste ist." 

Diese Kommentare decken sich fast 
mit denen M.A.Birands, deslangjährigen 
EG-Korrespondenten und berühmtesten 
türkischen Auslandsjournalisten in der 
Zeitung "Milliyet”. Er giltals der liberale, 
westorientierte Experte, der dafür 


bekannt ist, dem türkischen Leser den 


Standpunkt der EG nahezubringen. Also 
nicht gerade ein politischer Freund 
rechtsextremer Kreise. Die Rechtsextre- 
men verpacken ihre pragmatische Politik, 
den Westen als unbestrittenen Machtfak- 
tor nicht mehr zu ignorieren oder gar zu 
bekämpfen, nicht selten in die propagan- 
distische Wendung, "es dem Westen zu 
zeigen, wie groß die Türkei werden 
kann." 

In der Türkei ist sehr wohl bekannt, 
daß auch der Iran um die Gunst der "neuen 
Republiken" wirbt. Saudi-Arabien hatte 
schon direkt nach der Perestroika ange- 
fangen, in Usbekistan zu missionieren. 
Momentan scheint die Türkei jedoch als 
Garant westlicher Technologie - nicht nur 
für Aserbaidschan - der geeignetere Part- 
ner. 


Türkistan als internationaler 
Trumpf der Türkei 


Die neuen GUS-Republiken stellen für 
die Türkei eine - vielleicht letzte - Chance 
dar, an internationalem Gewicht zu 
gewinnen. Immer wieder hatte die Regie- 
rung in Ankara versucht, sich als loyale 
westliche Ordnungsmacht in der Mit- 
telostregion anzubieten. Aus verschiede- 
nen Gründen blieb derpolitische und öko- 


:nomische "Andrang" nach dem Militär- 


putsch 1980 aus. Ihre bislang größte 
Schlappe erlitt die Türkei aber nach dem 
Golfkrieg 1991, als sie trotz extrem pro- 
amerikanischer Politik keinerlei Funkti- 
on bei einer Neuordnung der Region 
zugesprochen bekam. Solange der Krieg, 
den das türkische Heer gegen die kurdi- 
sche Guerilla führt, eher eskaliert als sei- 
nem Ende zugeht, wird der Türkei auch 
eine solche Position nicht zugestanden 
werden. 


Auf der anderen Seite sind der Türkei 
die Märkte in Syrien, dem Irak, Jordanien 
usw., die sie mit westlichen Lizenzpro- 
dukten in den vergangenen fünf Jahren 
ganz neu zu erobern begonnen hatte, nun 
wieder verschlossen. 

Die Planungen türkischer Politiker 
und Unternehmer bleiben nicht bei Aser- 
baidschan stehen. Im Dezember 1990 
fand in Ankaraein erstes Treffen zur Dis- 
kussion über die Schaffung der KEIB 
(Karadeniz Ekonomik Isbirligi Bölgesi - 
Wirtschafiskooperation Schwarzmeerre- 
gion) statt. Initiator des Treffens war der 
türkische Staatspräsident Ozal, Teilneh- 
mer waren Vertreter aus Bulgarien und 
Rumänien, die damals schon erklärten, 
das Vorhaben "sehr positiv" zu bewerten 
und ein Vertreter der UdSSR. Neben ihm 
waren aber damals schon Repräsentanten 
aus der Ukraine, Moldawien, Georgien, 
Armenien, Aserbaidschan und Rußland 
anwesend. Später wurden dann Folgetref- 
fen ohne die UdSSR durchgeführt. Neben 
Aserbaidschan, das ja nicht an das 
Schwarze Meer grenzt, sollen auch noch 
andere Türkrepubliken aufgenommen 


werden, um "ihnen den Weg zur Küste zu 
öffnen". 

Modell, so heißt es in den Ausführun- 
gen der türkischen Wirtschaftsexperten, 
ist die EG, zu der "in keinem Fall eine 
Konkurrenz entstehen soll" (was wohl 
auch eine Nummer zu hoch gegriffen 
wäre). Erster konkreter Schritt in Rich- 
tung Wirtschaftsverbund ist der Beschluß 
der Gründung einer "Schwarzmeerbank", 
der im Dezember 1990 gefällt wurde. Am 
5.2.92 wurde ein erstes Dokument auf 
Außenministerebene in Istanbul unter- 
zeichnet. Mitgliedstaaten sind demnach 
die Türkei, Rumänien, Bulgarien, Ukrai- 
ne, Rußland, Moldawien, Georgien, 
Armenien und Aserbaidschan. Die Tür- 
kei machte sich aber speziell für die Auf- 
nahme weiterer Turkrepubliken stark. 

Diplomatische Beziehungen mit Kir- 
gisien, Tadschikistan und Kasachstan hat 
sie im Januar diesen Jahres aufgenom- 
men, die ersten Unternehmerdelegatio- 
nen sind bereits in diese Länder unter- 
wegs. Mit dem Schwarzen Meer hat etwa 
Tadschikistan zwar herzlich wenig zutun, 
die Ol-, Gas- und Uranreserven dieser 
Republiken würden den Verbund aber 
zweifelsohne bereichern. "...was wird die 
EG zu einer Türkei sagen, die selbst einen 
Markt von 65-70 Mio. Menschen dar- 
stellt, die als Hinterland Transkaukasien, 
Zentralasien, den muslimischen Teil des 
Balkan und einen Teil des Mittleren 
Ostens haben wird?...in ein paar Jahren 
wird Brüssel die Türkei anflehen, doch 
Mitglied zu werden. Doch dann tut die 
Türkei gut daran, noch einmal nachzu- 
denken..."‘, schreibt ein eigentlich nicht 
extrem nationalistischer Kommentator in 
der sozialdemokratischen Tageszeitung 
"Cumhuriyet". So läßt sich eigentlich das 
erste Mal in diesem Jahrzehnt ein außen- 
politischer Konsens im gesamten legalen 
Spektrum türkischer Politik feststellen. 


Bananenrepubliken in 
Zentralasien 


Bis Brüssel es jedoch für angebracht 
hält, in Ankara klinkenputzen zu gehen, 
müssen noch einige Hindernisse aus dem 
Weg geräumt werden. 

Noch kann Aserbaidschan z.B. nur 
über 7% seines geförderten Erdöls verfü- 
gen, noch gibt es heftige Diskussionen 
über Uran-, Ol- und Gasförderung inallen 
Republiken. In einer Artikelserie über die 
aktuelle Situation der "Povinzen unseres 
Mutterlandes” (gemeint sind natürlich die 
Turkrepubliken) greift dertürkische Jour- 
nalist Ali Sirmen in der Tageszeitung 
"Milliyet" dieses Problem auf: 

"Die Arbeitsteilung innerhalb der ehe- 
maligen Sowjetunion hat sehr kuriose 
Resultate hervorgebracht. So finden wir 
eine regelrechte Bananenrepublik mitten 
in Zentralasien. Zwei Drittel aller sowje- 
tischen Baumwolle wurde in Usbekistan 
produziert. Um die Produktion zu maxi- 
mieren wurde zuviel Dünger verwendet, 


Regionalmacht Türkei 


AM 
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das dilettantische Bewässerungss 

hat den Aralsee ausgetrocknet. Gold aus 
Usbekistan kaufte Moskau bislang weit 
unter Preis ein. Wie wird es nun weiterge- 
hen? Werden Kasachstan Erze, Kirgisien 
Erdgas, Gold und Uran, Usbekistan 
Baumwolle und Aserbaidschan Ol in 
absehbarer Zeit nicht mehr an Moskau, 
sondern wirklich ans Ausland verkaufen 
können?..."* 

Was Ali Sirmen hier formuliert ist nur 
eine der Fragen, die noch ernste Hinder- 
nisse auf dem Weg zu einer funktionie- 
renden KEIB darstellen. Eine weitere 
bezieht sich auf Konkurrenten der Türkei 
um die Vorherrschaft in Mittelasien. Von 
intensiver Propagandatätigkeit Saudi- 
Arabiens vor allem in Usbekistan kann 
schon seit 1988 geredet werden. Für die 
Saudis spricht, daß sie wesentlich besser 
in der Lage sind, das nötige Geld für Inve- 
stitionen und Entwicklungsprogramme 
aufzubringen; gegen sie spricht ihre geo- 
graphische Lage, die sich nicht gerade als 
Brücke zum Westen anbieten würde. 

In erster Linie ist jedoch der Iran als 
möglicher Konkurrent der Türkei zu nen- 
nen. Mindestens ebenso stark wie die 
Türkeikann er sich auf "historische Rech- 
te" berufen. Seit Ausbruch der Kuwaitkri- 
se hat der Iran mit seinem - für viele über- 
raschenden - gemäßigten Verhalten sig- 
nalisiert, daß er trotz allem Fundamenta- 
lismus Wirtschaftsbeziehungen, vor 
allem mit Westeuropa, höher schätzt als 
unbedingte religiöse Solidarität. Nur so 
kann seine extreme Zurückhaltung in 
Bezug auf die schiitischen Aufstände im 


KAZAKHSTAN 
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nen Jahr war es vor allem die Bundesre- 
publik, die auf die Signale des Iran ant- 
wortete. Wiederaufbauhilfe und Wirt- 
schaftsabkommen stehen nun auf der 
Tagesordnung. Auch der Iran scheint dar- 
auf zu setzen, neben Religionsbruder- 
schaft - für die die zumeist sunnitischen 
Bewohner der Republiken nicht allzuviel 
übrig haben dürften - auch Zugang zu 
westlicher Technologie zu bieten. 

Ohne in den euphorischen Chor der 
türkischen Leitartikler miteinzustimmen, 
muß eingeräumt werden, daß die Türkei 
in diesem Wettlauf zumindest zum gege- 
benen Zeitpunkt einen erheblichen Vor- 
sprung hat. Vor allem, was die von Aser- 
baidschan immer wieder geforderten 
Experten angeht, ist der Iran sicherlich 
überfordert. Noch im September 1991 
hatte die iranische Regierung während 
der Ausweisung von etwa 200 000 ira- 
kisch-kurdischen Flüchtlingen aus dem 
Iran diejenigen mit Gewalt zurückgehal- 
ten, die Ingenieure waren oder über 
Fremdsprachenkenntnisse verfügten, um 
den eigenen Mangel an Experten auszu- 
gleichen. In der Türkei konnte in den ver- 
gangenen zehn Jahren schon eine Exper- 
tengeneration, die mit Systemen von Sie- 
mens, Daimler, Sandoz, General Elek- 
trics u.ä. vertraut ist, heranwachsen. 

Informationen über die Haltung ver- 
schiedener gesellschaftlicher Gruppie- 
rungen und derBevölkerung der Republi- 
ken zu einer Hinwendung an die Türkei 
gibt es wenig. Sicherlich übertrieben sind 
Schilderungen der türkischen Presse, die 
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von einer "Sehnsucht nach der türkischen 
Mutternation" sprechen. Fest steht aber, 
daß die türkische Politik sich auf weitver- 
breitete Trends, Neuerungen umso mehr 
zu akzeptieren, je westlicher sie erschei- 
nen, stützen kann. 


Zusammenschluß im Interesse 
der Industrienationen 


Ein weiterer Faktor, von dem das 
Zustandekommen der KEIB wesentlich 
abhängen wird, ist das Verhalten eben 
dieser Technologielieferanten, der Indu- 
strienationen also. Momentan scheint die 
Türkei tatsächlich in beide Richtungen 
die Funktion eines Vermittlers wahrzu- 
nehmen. Was aber, wenn sich die mächti- 
gen Industrienationen entschließen, ihre 
Kontakte direkt aufzubauen? Erste Rei- 
sen kirgisischer und tadschikischer Dele- 
gationen nach Washington haben im ver- 
gangenen Jahr stattgefunden. In Usbeki- 
stan hat die nordamerikanische Firma 
Newmont ein Abkommen mit der Regie- 
rung über gemeinsame Goldförderung 
abgeschlossen. 

Die Antwort auf diese Frage kann 
zunächst nur spekulativer Art sein. Es 
gibt jedoch durchaus Anhaltspunkte 
dafür, daß ein regionaler Zusammen- 
schluß auch zumindest vorläufig im Inter- 
esse der Industrienationen sein kann. So 
haben sich die USA z.B. Ende vorigen 
Jahres entschlossen, zusammen mit der 
türkischen Petrosan, in und um das Kaspi- 
sche Meer Öl zu suchen. Die Organisation 
der Initiative wurde der türkischen Petro- 
san überlassen. 

Wie schon aus den Ausführungen die- 
ses Artikels hervorgeht, würden die ein- 
zelnen KEIB-Mitglieder sich in vielerlei 
Hinsicht ergänzen: eine Reihe mehr oder 
weniger unterentwickelter Rohstoffliefe- 
ranten in Zentralasien, deren infrastruktu- 
relle Mankos nicht notwendigerweise 
sofort alle verbessert werden müßten und 
eine Art Industriegürtel - Aserbaidschan 
eingeschlossen - um das Schwarze Meer, 
das Zugang zu wichtigen Transportwe- 
gen bietet. Fast alle der Turkrepubliken 
sind Energieexporteure, die KEIB könnte 
also auch in dieser Hinsicht autark sein. 
Mit anderen Worten, innerhalb dieses 
Verbundes könnten von den Mitgliedern 
selber ideale Investitionsbedingungen 
auch für das (westliche) Auslandskapital 
geschaffen werden. Zu einem echten 
Konkurrenten, der sich, um mit der Cum- 
huriyet zu sprechen, "überlegen kann, ob 
er sich mitder EG einlassen will", könnte 
sich die KEIB allerdings über lange Zeit 
nicht entwickeln. 

Die Türkei, die sich als Motor und 
Technologielieferant des Verbundes defi- 
niert, ist ausschließlich auf Lizenzpro- 
duktionen angewiesen, die Technologie, 
die sie zu bieten hat, ist (mit Ausnahme 
der F 16 Marke Eigenbau, von denen 
schon das zehnte Versuchsflugzeug abge- 
stürzt ist) in keiner Beziehung ihre eige- 


50 blätter des iz3w, Nr. 180, März/April 1992 


Regionalmacht Türkei 


ne. Über größere Erfahrung verfügen tür- 
kische Baugesellschaften. Nicht selten 
hatten diese Baufirmen mit Arbeitern aus 
den Balkanstaaten gearbeitet - die Firma 
ENKA hatte im Irak, wo sie im Stau- 
dammbau tätig war, ca. 50 000 rumäni- 
sche Arbeiter angestellt - es gibt also 
"KEIB Kontakte" auf die zurückgegriffen 
werden könnte. 

Es kann also zusammengefaßt werden, 
daß es sich die Industrienationen ange- 
sichts der momentanen weltpolitischen 
Konjuktur durchaus leisten können, der 
Errichtung eines Wirtschaftsbundes 
zuzusehen, um sich dann der so entstan- 
denen Märkte oder auch Investitions- 
möglichkeiten zu bedienen. 


Deutscher Bundestag 


Stenographischer Bericht 
73. Sitzung vom 23.Januar 1992 


Staatsminister Helmut Schäfer: 


"Kollegin Ganseforth, (...) Sie müs- 
sen sich bei dem von Ihnen gebrauch- 
ten Wort Freundschaft auch einmal 
deutlich machen, was für ein Eindruck 
in einem Land entsteht, wenn sich der 
Deutsche Bundestag immer wieder 
von neuem, nahezu ausschließlich, 
mit Menschenrechtsproblemen in 
der Türkei beschäftigt und als 
Begründung dafür angegeben wird, es 
handele sich dabei um ein NATO- 
Land, und wenn Sie feststellen müs- 
sen, daß in keinem anderen Land eine 
moralisch vergleichbar hochangelegte 
Debatte mit dem Ziel der Verurteilung 
der Türkei erfolgt, wie es hier der Fall 
ist. 

Das schließt nicht aus - das möchte 
ich von Anfang an dazusagen -, daß 
wir nicht ein Recht dazu hätten, daß 
wir nicht besorgt sein müßten und daß 
uns dort vieles nicht gefällt, aber ich 
muß Ihnen wirklich sagen: Von der 
Häufigkeit der Türkei-Debatten im 
Bundestag hat man in der Türkei 
durchaus Kenntnis genommen, und 
man hat daraus auch Schlüsse gezo- 
gen, die ich ungern sehe. (Hervorhe- 
bungen im Original) 


Unklar ist aber noch, ob sich die Indu- 
strienationen in Bezugaufeine eventuelle 
KEIB konform oder konkurrent verhalten 
werden. Der langjährige Washington- 
Korrespondent der "Cumhuriyet”, Ufuk 
Güldemir, berichtete am 31.1.92 über dıe 
GUS-Hilfe-Konferenz in Washington auf 
der die Türkei zum "Abwickler" eines 
Teiles der Hilfeleistungen bestimmt wur- 
de: "Die Tatsache, daß die USA die Not- 


wendigkeit einer Folgekonferenz sehen 


und diese in der Türkei abhalten wollen, 
ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
sie Europa nicht völlig vertrauen. Die 
europäischen Staaten, allen voran 


Deutschland, hätten es bevorzugt, alles 
über die osteuropäischen Staaten abzu- 
wickeln und diese damit zu unterstützen. 
Sie wollten der Türkei eine solche Rolle 
nicht zukommen lassen..." 

Noch ist es zu früh, aus diesen Aus- 
führungen eine europäisch/amerikani- 
sche Konkurrenz zu prognostizieren. 
Vorerst hat sich die nordamerikanische 
Option durchgesetzt: ein nicht unwesent- 
licher Teil der multinationalen Hilfsakti- 
on "Provide Hope" für verschiedene 
GUS-Republiken geht seit dem 9.2.92 
über türkische Häfen und Flughäfen. 

Allgemein läßt sich sagen, daß die 
Meinungen vor allem der USA und 
Deutschlands seit Ausbruch der Kuwait- 
krise immer wieder auseinandergingen. 
Die USA verlegten sich z.B. zunehmend 
darauf, in der Türkei die "harte Linie" des 
Generalstabes in Bezug auf die Befrie- 
dung Kurdistans zumindest stillschwei- 
gend zu billigen, während die Bundesre- 
publik zum Teil sehr scharfe Kritik an die- 
ser Linie äußerte und sich darauf verlegt 
hatte, den Reformern den Rücken zu stär- 
ken. Dieses Beispielistnichtohne Belang 
für die in diesem Artikel diskutierte Fra- 
ge. Neben all den aufgeführten Unsicher- 
heiten hat nämlich die Türkei selbst ihre 
Bewährungsprobe als Motor und Zentral- 
macht der eventuellen KEIB noch nicht 
bestanden. Auch hier stolpert sie bislang 
noch über den gleichen Stein, der schon 
auf ihrem Weg zur "Ordnungsmacht des 
Mittleren Ostens” lag: zwischen der Tür- 
kei und Aserbaidschan liegt Kurdistan. 
Der Landweg (Pipeline) von Aserbaid- 
schan ans Mittelmeer führt fast aus- 
schließlich durch kurdisches Gebiet. Die 
Auseinandersetzung mit der kurdischen 
Befreiungsbewegung ist in den vergange- 
nen Jahren zunehmend eskaliert. An die- 
sem Punkt stimmt es nicht gerade optimi- 
stisch, daß diejenigen, die seit langem 
eine "schnelle, blutige" Lösung der Kur- 
denfrage fordern, die gleichen sind, die 
“ihren Brüdern mit der Wolfsflagge” in 
Aserbaidschan tatkräftige Unterstützung 
haben zukommen lassen. 

Alles in allem läßt sich die konkrete 
Entwicklung um das Schwarze Meer und 
in Zentralasien noch nicht klar voraussa- 
gen. Die oben angeführten Perspektiven 
scheinen mir aber wichtig genug, die Tür- 
kei-GUS-Kontakte aufmerksamer zu 
verfolgen, als das bislang der Fall gewe- 
sen ist. 

Lissy Schmidt 
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Schutz der Wälder 
vernachlässigt 


Rio ein echter Fortschritt für die 

Erhaltung der tropischen Regen- 
wälder erzielt werden, müßte ein deutlich 
stärkeres Gewicht auf den Erhalt noch 
intakter Waldgebiete sowie auf die Stär- 
kung der Rechte im und vom Wald leben- 
der Menschen gelegt werden. 

Der Erhalt der Wälder wird einer der 
wichtigsten Diskussionspunkte der 
UNCED-Konferenz sein. Gegenwärtig 
arbeiten die Verhandlungspartner an 
einer Aufstellung von Prinzipien zum 
Schutz der Wälder, die auf der Konferenz 
unterzeichnet werden sollen. Zusätzlich 
werden die zu unterzeichnenden Konven- 
tionen zuden Themen Klima und biologi- 
sche Artenvielfalt Vorschläge zum 
Schutz der Wälder enthalten müssen, da 
die Zerstörung der Wälder in beiden 
Bereichen eine wichtige Rolle spielt. 
Selbstverständlich wird auch die anvi- 
sierte Agenda 21, die neue Wege der Ver- 
knüpfung von Entwicklungszielen und 
Umweltschutz erarbeiten soll, ein Kapitel 
über die Wälder der Erde enthalten. 

Die gegenwärtigen Positionen in den 
Entwürfen sind, was die Schutzfrage 
anbelangt, noch sehr vage. Bislang ist 
lediglich an den Schutz einzelner ausge- 
wiesener Waldgebiete gedacht, die für 
"repräsentativ und einzigartig" gehalten 
werden. Dies ignoriert die erhebliche 
Bedeutung der Existenz großer, zusam- 
menhängender Waldgebiete für das Welt- 
klima und die biologische Artenvielfalt. 
Der Schutz aller noch intakten Primär- 
wälder und nicht nur einiger Inseln sollte 
stattdessen als das wesentliche Ziel künf- 
tiger Waldpolitik formuliert werden. 

Ebenfalls einer klareren Formulierung 
bedürfen die Vorschläge zu den Rechten 
der Waldbewohner. Bislang wird ver- 
langt, die Rechte und Interessen der 
Waldbewohner zu respektieren und bei 
der Ausarbeitung nationaler Strategien 
zum Schutz der Wälder zu berücksichti- 
gen. Diese schwammige Formulierung 
garantiert den Waldbewohnern nicht, als 
gleichwertige Partner im politischen Ent- 
scheidungsprozeß, der schließlich ihren 
unmittelbaren Lebensraum betrifft, 
behandelt zu werden. Es sollte daher die 
Forderung aufgestellt werden, die Kon- 
trolle der indigenen Völker über ihren 
Lebensraum zu legalisieren und keine 
Entscheidungen über die Köpfe der 
unmittelbar Betroffenen hinweg zu tref- 


N ollte auf der UNCED- Konferenz in 


Ökologie 


G) UNCED-INFO (4) 


fen. 

Die aufgestellten Forderungen sollten 
nicht bedeuten, den ökonomischen Wert 
der Waldressourcen zu ignorieren. Wir 
sollten nur endlich dazu gelangen, alle 
Werte der Regenwälder zu berücksichti- 
gen. Die Wälder bilden den Lebensraum 


Massenzeitung zu UNCED 


as Informationszentrum Dritte 

Welt hat sich zur Aufgabe 

gemacht, die UNCED- Konferenz 
kritisch zu begleiten. Eines unserer Ziele 
ist es, mit einer "Massenzeitung" eine 
breite Öffentlichkeit für das Thema 
Umwelt und Entwicklung zu sensibilisie- 
ren sowie Hintergründe und Zusammen- 
hänge zwischen ökologischen und ent- 
wicklungspolitischen Fragestellungen 
aufzuzeigen, um engagierten Einzelper- 
sonen und Gruppen im Dritte-Welt- und 
Umweltbereich, Gewerkschaften, Leh- 
rern etc. geeignetes Material für Aktio- 
nen, Veranstaltungen und sonstige 
Offentlichkeitsarbeit zur Verfügung zu 
stellen. 

Die "Massenzeitung” soll das Format 
einer Tageszeitung und einen Umfang 
von ca. acht Seiten haben. Inhaltlich sind 
folgende Themen vorgesehen: Okologi- 
sche Probleme in Afrika, Asien und 
Lateinamerika; kritische Einschätzung 
der UNCED-Konferenz, die Debatte über 
die Berechtigung von Eingriffen in die 
nationalstaatliche Souveränität, die Dis- 
kussion über Möglichkeiten und Grenzen 
neuer Entwicklungskonzepte sowie 
Informationen, Adressen und Material- 
hinweise. 

Um einen hohen Verbreitungsgrad zu 
gewährleisten, soll der Stückpreis der 
"Massenzeitung" 0.20 DM nicht über- 
schreiten. Da wir bei der Planung kein all- 
zu großes finanzielles Risiko eingehen 
können, brauchen wir bereits vor dem 
Druck feste Zusagen von interessierten 
Einzelpersonen, Gruppen und Organisa- 
tionen, eine bestimmte Menge abzuneh- 
men. Teilen Sie uns also bitte möglichst 
bald mit, wieviele Exemplare Sie bestel- 
len möchten. Bei Interesse verschicken 
wir aucheine detaillierte Gliederung. 


Bestelladresse: 
Informationszentrum Dritte Welt 
Postfach 5328 

7800 Freiburg 

Tel.0761/74003 
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für weit über die Hälfte aller Pflanzen- 
und Tierarten, sie spielen eine wichtige 
Rolle für das lokale wie globale Klima, 
sie sind eine schier unerschöpfliche Quel- 
le neuer medizinischer Heilstoffe und ein 
nicht zu ersetzender Lebensraum für 
zahlreiche Völker. Den Wald ausschließ- 
lich wegen seines Holzes zu nutzen, wäre 
eine sinnlose Verschwendung seiner Res- 
sourcen. 

Fran Spivy-Weber 

(U.S. Task Force on Global Forests) 


Indigene Völker verlangen 
eigene Stimme 


una-Indianer werfen in einer Stel- 

K lungnahme der UNCED-Konfe- 

enz vor, sie ignoriere in ihrem 

Vorbereitungsprozeß die Probleme indi- 
gener Gesellschaften. 

Etwa 31800 Kuna-Indianer bewohnen 
die Küstenregionen Panamas sowie das 
Mulata-Archipel, das aus 360 kleinen 
Inseln besteht. Für die Kultur der Kuna, 
die nach Meinung verschiedener Archäo- 
logen über 3000 Jahre alt ist, hat der Wald 
nicht nur eine ökonomische, sondern 
auch eine religiös-kosmische Bedeutung. 
Die Kuna haben über die Jahrhunderte 
ihre eigene Technik entwickelt, den Wald 
gleichzeitig zu nutzen und zu erhalten. 

Oswaldo de Leon Kantule, ein Spre- 
cher der Kuna, kritisierte, daß UNCED 
lediglich ein Forum für Regierungs- und 
Nichtregierungsorganisationen biete, die 
Indianer, "die eigentlichen Verteidiger 
von MutterErde", aberaußen vorlasse. 

"Eine fundamentale Frage, die die 
Konferenz diskutieren muß, ist das Recht 
der Indianer, ihr Land auf ihre Art zu nut- 
zen", sagte de Leon,"...sollte es in dieser 
Frage keine Einigung geben, bleibt den 
indigenen lateinamerikanischen Völkern 
nichts als die Luft zum Atmen und das 
bißchen Land, das ihnen gelassen wird." 

Die Tatsache, daß es sein Volk 
geschafft habe, den Wald über 500 Jahre 
der weißen Kolonisierung hinweg zu 
erhalten, dürfe, so der Kuna Benjamin 
Avila, nicht vergessen werden. Die 
UNCED- Konferenz müsse daher die 
Indianer als die wahren Umweltschützer 
anerkennen und ihnen ein angemessenes 
Forum bieten, auf dem sie nach fünf Jahr- 
hunderten der Ausbeutung und Ausrot- 
tung ihre Forderungen endlich ausspre- 
chen könnten. 

Quelle: 
inter press service, Februar 1992 
Übersetzung: Michael Knüfer 
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Kultur 


Neues Kino in Israel 


Der 'gute Araber’ und der 
orientierungslose Israeli 


ie israelische Filmwissenschaftle- 
D: Nurit Grez wurde nach einer 

Gastvorlesung in Kairo von ägyp- 
tischen Zuhörern gefragt, warum eigent- 
lich die Araber in dem israelischen Film 
"Avanti Popolo" aus dem Jahr 1986 so 
schlecht wegkämen. Nurit Grez war 
sprachlos. So offensichtlich waren für sıe 
gerade in diesem Streifen die Araber die 
besseren Menschen: Sie hassen den 
Krieg und wollen Versöhnung. Die ägyp- 
tischen Zuhörer belehrten Grez, was 
nicht stimmte: die Charaktere seien zu 
weich, nicht authentisch. 

Nurit Grez, die kürzlich auf einer 
Tagung zum Neuen israelischen Kino 
(1982-1991) in der Evangelischen Aka- 
demie Arnoldshain über "Die Darstellung 
des Arabers im israelischen Film” infor- 
mierte, willmitdieser Anekdote die Rela- 
tivität von Sichtweisen verdeutlichen. In 


Wirklichkeit fiel sie vermutlich nicht aus’ 


allen Wolken, als ihre arabischen Zuhörer 
sich beschwerten. In ihren eigenen Ana- 
lysen nämlich kommt sıe zu dem selben 
Schluß: die Figur des Arabers im neuen 
politischen Kino Israels ist ein Konstrukt 
nach einer israelischen Blaupause, die 
wenig mit der Realität zu tun hat, dafür 
sehr viel mit Sehnsüchten und Problemen 
jüngerer Israelis. 

Wenn zum Beispiel Haim Buzaglo in 
seinem Film "Fiktive Hochzeit" die palä- 
stinensischen Bauarbeiter solidarisch 
handeln läßt - sie beschließen, gemein- 
sam für den Mist, den einer von ihnen 
gebaut hat, gerade zu stehen - so läßt das 
auf tief verankerte Sehnsüchte nach 
einem solidarischen Kollektiv schließen. 
Und wenn im selben Film der arabische 
Hotelangestellte sich nicht mitreißen läßt 
von seiner israelischen Kollegin, die 
nichts sehnlicher wünscht, als ins "gelob- 
te Land” USA auszureisen, und standhaft 
sagt "ich bleibe hier, hier ist mein Land”, 
so ist das eine klare Projektion: der Ara- 
ber als der bessere Israeli, als der Zionist, 
der nicht von seinem Boden weicht. 

Die politischen Filme der achtziger 
Jahre, die, von einigen Ausnahmen abge- 
sehen, das Verhältnis zwischen Israelis 
und Arabern thematisieren, sind Nurit 
Grez zufolge Antworten auf den Vor- 
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marsch rechtsnationalistischer Ideologi- 

en in Israel und zum anderen Zeugnisse 

einer sich unter Linksintellektuellen in 

Israel - zu denen sie die Autoren des poli- 

tischen Films in Israel zählt - ausbreiten- 

den Identitätskrise bzw. Krise in der Iden- 
tifikation mitihrer Nation. Fast alle Auto- 
ren stellen in ihren Werken nationale 

Identitäten in Frage und experimentieren 

mit neuen Konstellationen, etwa mit dem 

freundschaftlichen Miteinander von Isra- 
elis und Arabern. 

Für die deutschen Tagungsteilnehme- 
rInnen in Arnoldshain (etliche Teilneh- 
mer-Innen kamen aus Israel) waren ver- 
mutlich "Fiktive Hochzeit" von Haim 
Buzaglo (1988) und "CupFinal" vonEran 
Riklis (1991) die beeindruckendsten Fil- 
me. Sie bestechen durch einen hinter- 
gründigen Humor, den man im deutschen 
Kino vermißt, und durch rasante Wechsel 
zwischen Heiterkeit und Tragik, dezenter 
Ironie und bitterster Satire. 

j ß“ Beispiel "Cup Final" von Eran 
Riklis. In Gedanken ist Cohen, ein 
israelischer Reservist, schon ganz 

bei der Fußball-WM in Barcelona, Flug- 

ticket und Eintrittsbillets bereits in der 

Tasche, alser kurzfristignoch eingezogen 

wird zu Begins Libanonfeldzug (Sommer 

1982). Es kommt noch härter: nach sei- 

nem ersten Einsatz im Südlibanon wird er 

von einem PLO-Trupp gefangengenom- 
men. Das ist die skurrile Ausgangssitua- 
tion, von der aus Riklis seine Geschichte 
entwickelt, in deren Zentrum die freund- 


schaftliche Annäherung zwischen dem 
Gefangenen und den PLO-Leuten steht. 
Die Geschichte ıst reichlich garniert 
mit witzigen Details. "Halten Sie sich an 
die Genfer Konvention (zum Schutz von 
Gefangenen und Zivilbevölkerung im 
Krieg) ?" Diese Frage stellt Cohen, 
während einer der Palästinenser ihm die 
Hände fesselt. Die Szene ist witzig und 
hintergründig zugleich. Bekanntlich wei- 
gert sich Israel, sich in den besetzten 
Gebieten an die Bestimmungen der Gen- 
fer Konvention zu halten. Cup Final ist 
kein Antikriegsfilm, der aufrütteln will, 
schon eher eine Kriegssatire, in der der 
Krieg nur am Rande vorkommt. Cohen, 
der israelische Reservist, ist alles andere 
als ein guter Soldat. Wenn er sich mit 
etwas identifizieren kann, dann nicht mit 
den Kriegszielen seiner Nation, sondern 
mit der italienischen Fußballnational- 
mannschaft. Das ist übrigens sein Glück: 
auch die Palästinenser, denen er in die 
Hände fällt, glühen vor Begeisterung für 
die Italiener. Ein reiner Zufall also sorgt 
für die Annäherung von Israeli und Palä- 
stinensern - Cohen hätte ebenso auf 
Argentinien-Fans stoßen können. Durch 
solchen Witz vermeidet der Film billiges 
Versöhnungspathos. 
iktive Hochzeit" - eine Filmkomö- 
F: von Haim Buzaglo aus dem Jahr 
1988 - spielt von den gezeigten Fil- 
men am verwegensten mit dem israeli- 
schen Selbstverständnis und mit dem 
israelisch-arabischen Verhältnis. Eldad, 


ein Lehrer aus Tel Aviv, macht in punkto 
Identität tabula rasa und experimentiert 
mit neuen Identitäten. Für die Angestellte 
eines Hotels, wo er für die Zeit seines 
Experiments absteigt, spielt er den nach 
USA ausgewanderten Israeli, der zu einer 
Stippvisite nach Tel Aviv zurückgekehrt 
ist. Tagsüber jedoch erprobt er sich auf 
einer Baustelle als Palästinenser. Er mar- 
kiert den Stummen und wird von seinen 
Arbeitskollegen aus dem Gazastreifen als 
einer der ihren akzeptiert. 

Doch die Idylie trügt. Als eines Tages 
die Arbeitskollegen von Eldadeinen alten 
Autoreifen anschleppen und aus ihm eine 
Schaukel für israelische Kinder machen, 
gibt es ein böses Erwachen. Während 
Eldad die Kinder beim Spiel beobachtet, 
bricht bei ihm ein elementares Mißtrauen 
durch. Der Topos von kindermordenden 
arabischen Terroristen schießt ihm in den 
Kopf. Eine Bombe im Autoreifen? - eine 
Bombe in seinem Kopf. Wie ein Besesse- 
ner beginnt er zu schreien. Damit ist 
Eldads Experiment beendet. Er ist wieder 
Israeli und der Film ist aus dem Komö- 
dienhimmel auf den Boden derisraelisch- 
palästinensischen Realität zurückge- 
kehrt. Eidad geht zu Frau und Kindern 
zurück. 

"Mein Ziel war ein Film, der auch 
rechte Kreise in Israel erreicht", erzählte 
in Arnoldshain Regisseur Haim Buzaglo. 
"Daher die Form der Komödie". Mit der 
fiktiven Bombe will er die Heiterkeit sei- 
ner Zuschauer hinwegfegen. Sie sollen 
das Kino mit dem beschämenden Gefühl 
verlassen, daß sie über sich selbst gelacht 
haben. 

Eine pfiffige Machart und eine starke 
Geschichte sind aber in Israel keine 
Garantie für einen Kinoerfolg. Das zeigt 
am deutlichsten das Beispiel von Eran 
Riklis' "Cup Final". Der Film, so berichte- 
te Eran Riklis in Arnoldshain, kam in Isra- 
el gar nicht gut an. Mit seiner Message 
"Versöhnung, Friede, Humanität" tat sich 
das israelische Publikum ausgesprochen 
schwer und mit dem palästinensischen 
Protagonisten, dem eigentlichen Filmhel- 
den, wolltees sich nicht identifizieren. 

Vielleicht hat Schimon Peres von der 
israelischen Arbeiterpartei vielen Israelis 
aus der Seele gesprochen, als er sich nach 
der Uraufführung des Films in Israel bei 
Regisseur Riklis darüber beschwerte, daß 
gerade der Chef der Palästinenser nach 
dem Vorbild des amerikanischen Spiel- 
filmhelden geraten war (großgewachsen, 
blauäugig, cool - Muhammad Bakrı), 
während der israelische Soldat eher als 
Antiheld daherkommt - kleinund linkisch 
(Moshe Ivgi). 

isar 


Rezensionen 


Der lange Kampf 
der Sahrauis 


aus: Wind, Sand und (Mercedes-) Sterne. 


u Politik, Geschichte und Gesell- 
Ye der Westsahara ist im Horle- 

mann- Verlag nun das Buch: "Wind, 
Sand und (Mercedes-) Sterne" erschie- 
nen. Der Kölner Journalist Karl Rössel 
hat in diesem umfangreichen Werk zahl- 
reiche Fakten zur Geschichte und Gesell- 
schaft der Sahrauis zusammengetragen. 
Schon deshalb wird es zu einem Stan- 
dardwerk werden. Die 400 Seiten von 
"Wind, Sand und (Mercedes-) Sterne" 
sind jedoch nicht nur sorgfältig recher- 
chiert, sondern aueh spannend zu lesen, 
und hier liegt ein wesentlicher Vorzug des 
Buches. 

Wind, Sand und (Mercedes-)Sterne” 
enthält eine Mischung aus Reportagen, 
Berichten und Interviews zu Themen wie 
Geschichte und Gesellschaft der Noma- 
denstämme, Beginn der kolonialen 
Besetzung, Ausbeutung der Bodenschät- 
ze durch die Spanier und ihre Folgen, 
bundesdeutsche Hilfe für Marokko, die 
Organisierung der Frente Polisario, Ent- 
wicklung der sahrauischen Gesellschaft 
ım Exil, das geplante Referendum u.a., 
dazu zahlreiche Details und Anmerkun- 
gensowie einige Landkarten. 


Foto:Günay Uluntuncok. 


Insbesondere geht der Autor auf die 
Beteiligung bundesdeutscher Politiker 
und Unternehmen ein und bemüht sich, 
die Vorgänge in weltpolitische Zusam- 
menhänge einzubetten. Denn allein im 
internationalen Kontext wird der Kon- 
fliktt um die Westsahara verständlich, 
werden Untätigkeit westlicher Regierun- 
gen und bürgerlicher Medien erklärbar, 
wird deutlich, weiche zukünftige Rolle 
die westlichen Regierungen der UNO 
zubilligen. 

Die Sahrauis wissen, daß ihr Schicksal 
letztendlich nicht in Rabat, El Aaiun oder 
Algier, sondern in Washington, Brüssel, 
Madrid, Paris und Bonn entschieden 
wird. Nur eine internationale Öffentlich- 
keit wird sie ihrer Selbstbestimmung 
näherbringen. Dieses Buch ist ein wichti- 
ger Beitrag dazu. 

nada 


Karl Rössel, Wind, Sand und (Merce- 
des-) Sterne, Westsahara: Der verges- 
sene Kampf für die Freiheit, Horle- 
mann-Verlag, Bad Honnef 1991, 416 (!) 
Seiten, DM 29,80 
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Rezensionen 


Afrika in den neunziger Jahren 
Kein Zustand dauert ewig? 


AuslandskorrespondentInnen in 
Afrika: In keinem anderen Konti- 
nent istihre Aufgabe derart auf 
Katastrophenberichterstattung 
beschränkt. Sie fliegen von Land zu 
Land, um Informationen aus erster 
Hand sowie O-Töne zu den Themen 
Hunger, Bürgerkrieg, Flüchtlings- 
elend, Verwüstung, Slums und, 
nicht zu vergessen, aus dem tiefen 
Sumpfder Korruption zu ergat- 
tern. Das Ergebnis ihrer Bemühun- 
gen finden wir alltäglich in unseren 
Medien: Schlaglichter statt Hinter- 
grundberichte, Aneinanderreihung 
von Zahlen und Fakten statt politi- 
scher Analysen. 


Beschränktheit”. So beschreiben 
Uwe Hoering und Christa Wichterich 

ihr Aufgabenfeld. Beide haben als Afri- 
ka-Korrespondenten gearbeitet und zahl- 
reiche Berichte in Tageszeitungen veröf- 
fentlicht. Für ihren im Dezember 1991 
erschienenen Band 'Afrika in den neunzi- 
ger Jahren - Kein Zustand dauert ewig’ 
haben sie ihre Reportagen durch Hinter- 
grundinformationen ergänzt und versu- 
chen so, einige der “Beschränktheiten” 
abzubauen. Herausgekommen ist ein 
Buch, mit dem sich ein weiter LeserlIn- 
nenkreis einfach und schnell einen 
Überblick über die aktuelle Situation in 
vielen Ländern Afrikas verschaffen kann. 
Zum Beispiel Mauritius. Hervorra- 
gend läßt sich nach Meinung der AutorIn- 
nen an diesem Länderbeispiel die 
Geschichte der abhängigen Entwicklung 
aufzeigen. Von der kolonialistischen 
Monokulturwirtschaft zur neokoloniali- 
stischen Vermarktung der Insel als Feri- 
enparadies und zum Ausverkauf an aus- 
ländische Investoren - Mauritius hat sich 
hervorragend an die jeweiligen Bedin- 
gungen des Weltmarktes angepaßt. Dra- 
matisch erscheinen die Zahlen, die die 
Besitzstruktur kennzeichnen: Auf 92 % 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche wird 
Zuckerrohr angebaut; zur Hälfte gehört 
dieses Land 19 Zuckerbaronen, die ande- 
re Hälfte teilen sich 34 000 Pflanzer! Aber 
auch in anderen Bereichen klafft die 
Schere zwischen arm und reich weit aus- 
einander. Wie kaum ein anderes Land 
setzt Mauritius auf Tourismus der Luxus- 
klasse und stellt dafür die entsprechende 
Infrastruktur zur Verfügung. Bei auslän- 


Pass als vieldimensionierte 
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dischen Investoren wirbt Mauritius mit 
Billiglöhnen und seinem relativ stabilen 
politischen und sozialen Umfeld. Bis jetzt 
zogen diese Standortvorteile hauptsäch- 
lich Textilunternehmen an. Nach einem 
kurzen Wirtschaftswunder macht sich 
jetzt allerdings angesichts der starken 
Konkurrenz v.a. aus Südostasien und der 
technologischen Weiterentwicklung im 
Textilbereich Skepsis breit. 


ichts Neues aus Ruanda: Das zen- 
tralafrikanische Land kann mitt- 
lerweile nicht ohne Nahrungsmit- 


telhilfe auskommen. Die Regierung gibt 
Parolen zur Steigerung der Nahrungsmit- 


telproduktion aus und verordnet gleich- 


zeitig den Anbau von Exportprodukten 
wie Kaffee und Tee, um Devisen zu 
erwirtschaften. Kleinbauern mußten ihre 
fruchtbaren Felder in den Flußtälern ver- 
lassen, weil dort Zuckerrohr angebaut 
werden sollte. Diese Importsubstitutions- 
strategie nützt nur der kaufkräftigen 
Stadtbevölkerung und marginalisiert 
ländliche ProduzentInnen. Entwick- 
lungshilfe fließtreichlich, allerdings wur- 
den damit nach Meinung der AutorInnen 
die falschen Projekte finanziert, z.B. in 
der bürokratischen Verwaltung und über- 
zogen moderner Infrastruktur. Heute setzt 
die Regierung auf neueste Agrartechno- 
logie. Wie die allerdings auf Dauer finan- 
ziert werden soll, bleibt unklar. 

Zum Beispiel Demokratisierung: Wel- 
che Chancen haben die Oppositionsbe- 
wegungen in Afrika? Was verbirgt sich 
hinter dem Schlagwort 'Demokratisie- 
rung’ überhaupt? Anhand der Länderbei- 
spiele Uganda, Nigeria, Benin und Sierra 
Leone untersuchen die AutorInnen die 
jüngsten Entwicklungen in Afrika. Ihre 
Schlußfolgerungen sind von Skepsis 
getragen. Zum einen haben es in den mei- 
sten Ländern die Oppositionsbewegun- 
gen nicht geschafft, eine gemeinsame 
Organisationsform zu finden, was in 
unzähligen Splittergruppen und -parteien 
zum Ausdruck kommt. Zum anderen sind 
die alten Machthaber trotz zeitweilig 
wackelnden Stühlen nach wie vor am 
Ruder. Dazu trägt nach Meinung der 
AutorInnen auch die Haltung westlicher 
Regierungen bei, die keinen der Staats- 
chefs bisher fallengelassen haben. Aber 
auch die ökonomische Krise läßt Zweifel 
eine "Demokratisierung des Entwick- 
lungsprozesses’ aufkommen: “Über die 
wirtschaftliche Entwicklung des Konti- 
nents wird längst in Washington, Brüssel 


oder Paris entschieden. Die Strukturan- 
passungsprogramme können nicht ver- 
weigert werden. Und die Weltmarktbe- 
dingungen liegen ohnehin jenseits aller 
nationalen Demokratisierung. Die Sou- 
veränitätsrechte der meisten Regierun- 
gen, egalobdemokratisch odernicht, sind 
praktisch längst außer Kraft gesetzt, die 
neuen Hoffnungsträger erben eine leere 
staatliche Fassade ohne reale Wirt- 
schaftsmacht.” (S. 235) 

Nach diesen Länderberichten drängt 
sich die Frage auf, welchen Schluß 
man/frau denn aus ihnen ziehen soll. Die 
achtziger Jahre- ein verlorenes Jahrzehnt 
für Afrika, die neunziger Jahre- keine 
Anzeichen für Veränderung? Weshalb 
dann der optimistische Titel “Kein 
Zustand dauert ewig”? 

Erst ganz am Schluß des Buches richtet 
sich der Blick der AutorInnen nach vorne: 
Nach Perspektiven und Alternativen wird 
gesucht. Hier finden sich - auf wenigen 
Seiten zusammengefaßt - die Forderung 
nach Schuldenstreichung, die Diskussion 
pro und contra Marktwirtschaft und 
Ansätze einer Selbsthilfe des Südens z.B. 
durch Gründung der Afrikanischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft. Bis dahin wird 
der/die LeserIn mit ihrem “Afro-Pessi- 
mismus” alleingelassen. Haben die Auto- 
rInnen mehr geleistet, als Alt bekanntes 
zu wiederholen - zugegebenermaßen mit 
neuen Zahlen und Beispielen? Auch fehlt 
dem Buch stellenweise der rote Faden, 
abgesehen vom Oberthema “Weltsozial- 
fall Afrika” wird (fast) jedes Land und 
jedes Thema gestreift. Andererseits muß 
dem Buch zugute gehalten werden, daßes 
durch seinen Reportagestil und die vielen 
anschaulichen Beispiele bestimmt breite- 
res Interesse für Afrika weckt, als für 
Kenner der Szene geschriebene Trocken- 
analysen. Und stärkeres Interesse für die 
Länder des Südens ist mehr denn je not- 
wendig. 

rw 


Christa Wichterich, Uwe Hoering 
Afrika in den neunziger Jahren. 
Kein Zustand dauert ewig 
Lamuv-Verlag, Göttingen 1991, 256 
Seiten, 24,- DM 


Afrika 


Rezensionen 


alaScholl-Latour 


In vielen fremden Augen ist Afrika 
noch immer der rätselhafte Konti- 
nent, die politische Lage, gesell- 
schaftliche Vorgänge, das Verhal- 
ten der Menschen schwer verständ- 
lich. Blutige Umstürze, Hungerka- 
tastrophen, Menschenrechtsverlet- 
zungen und Korruption scheinen 
die Vorstellungen über Afrika zu 
bestimmen. 


avidLamb, einer derbekanntesten 
Di Journalisten 

und mehrfacher Anwärter auf den 
Pulitzer-Preis will mit seinem nun in 
deutscher Sprache erschienenen Buch 
"Afrika, Afrika” (orig. "The Africans") 
die diffusen Bilder geraderücken. Nach 
eigener Aussage sucht er Antwort auf die 
Fragen "Was ist Afrika?... Wer sind die 
Afrikaner?"”, und schon diese Ankündi- 
gung muß stutzig machen. 

Lamb, der mehrere Jahre lang aus allen 
afrikanischen Ländern für die "Los Ange- 
les Times" berichtet hat, betont immer 
wieder die Vielschichtigkeit des Konti- 
nents, dennoch: Er fühlt sich der unüber- 
sehbaren Aufgabe, "Afrika zu erklären" 
offensichtlich gewachsen. Entsprechend 
schwer ist der Inhalt seines Buches 
zusammenzufassen. 

Unter Oberbegriffen wie Staatschefs, 
ethnische Konflikte, Putsch und Gegen- 
‚putsch, koloniales Erbe, Presse, Gesund- 
heitswesen, Wirtschaft, ausländischer 
Einfluß, etc. erzählt Lamb die vielfältig- 
sten afrikanischen Episoden und ergänzt 
diese durch Daten und Fakten. Dabei 
weiß erüber Details der blutigen Machen- 
schaften eines Idi Amin ebenso zu berich- 
ten wie von der Tatsache, daß Tansanias 
ehemaliger Staatspräsident Nyerere in 
seiner Freizeit Shakespeare ins Kisuaheli 
zu übersetzen pflegte, oder daß James 
Mancham, Ex-Präsident der Seychellen, 
ein äußerst lebenslustiger Mensch war. 
So breit gefächert wie diese Beispiele ist 
dann auch die ganze Thematik des 
Buches. _ 

Einigen Ländern widmet Lamb eigene 
Kapitel, wie Nigeria und Südafrika, aber 
auch einem Vergleich der Entwicklung 
Guineas und der Elfenbeinküste. Das 
dient allerdings hauptsächlich dazu, die 
Nachteile der Unterstützung durch den 
Ostblock (im Falle Guineas) den Vortei- 
len westlicher Hilfe (Elfenbeinküste) 
gegenüberzustellen. Dieses Thema zieht 
sich im übrigen fast durch das gesamte 


Buch, und Lamb verfällt dabei gar zu oft 
in grobe Schwarz-Weiß-Malerei und in 
übertriebene Euphorie, was den Nutzen 
westlicher Hilfe anbelangt. Die neuen 
Entwicklungen angesichts des Zusam- 
menbruchs der realsozialistischen Syste- 
me im Osten konnte er dabei natürlich 
nicht mehr berücksichtigen, da die Ereig- 
nisse sein 1989 zum ersten Mal erschiene- 
nes Buchüberholt haben. 

Lamb erzählt seine Geschichten - 
"subjektiv" wie er betont - von Staats- 
männern und einfachen Menschen flüssig 
und anschaulich, mit großem Detailreich- 
tum. Allerdings wirkt sein Stil mitunter 
befremdlich, so z.B. bei folgender Aussa- 
ge über "die afrikanische Frau", deren 
außergewöhnlicher Persönlichkeit er viel 
Sympathie entgegenbringt: "Sie ist 
zumeist ungebildet, barfüßig und hat hän- 
gende Schultern". Von der kaum zu über- 
bietenden Peinlichkeit dieses Satzes ganz 
abgesehen, ist es genau jene Art der Ver- 
allgemeinerung - der Afrikaner tut oder 
denkt dieses und jenes - die beim Lesen 
unangenehm auffällt. Dabei ist es für 
Lamb zu hoffen, daß die permanent 
benutzte Formulierung "der Afrikaner" 
auf das Konto der als "brilliant" gelobten 
Übersetzung geht ("the African" schließt 
eigentlich Frauen und Männerein). 


er Grundtenor von Lambs Ansich- 
D: über Afrika wird schnell deut- 

lich: Er hält die Afrikaner noch 
nicht für fähig, ihre Probleme ohne Anlei- 
tung von außen (d.h. der westlichen Welt) 
zu lösen. Pressefreiheit und Mehrpartei- 
ensysteme sind ein "Luxus", den sich 
Afrika noch immer nicht leisten kann, 
z.B. wegen der Gefahr des Mißbrauchs 
durch ethnische Gruppen. Für Lamb ist 
die geeignete Regierungsform bis auf 
weiteres die des "gutmütigen Diktators". 

Das paßt nun gut in das von ihm nicht 
in Frage gestellte, sondern betonte Kli- 
scheebild der afrikanischen Passivität 
und Lethargie, der unendlichen Duldsam- 
keit, die jedem Wandel im Wege steht. 
Weder erwähnt Lamb Oppositions- und 
Demokratiebewegungen, die nicht erst 
seit heute existieren, noch bietet er 
Erklärungen für den von ihm beobachte- 
ten, ach so typisch afrikanischen Wesens- 
zug. Scholl-Latour läßt grüßen. 

Der Schlußsatz des Buches läßt dann 
auch keine Zweifel mehr an Lambs 
Grundüberzeugung, wenn er gerade für 
die Weißen in Südafrika, deren "Rassen"- 
politik er verurteilt, die Möglichkeitsieht, 


"aus ihrem destabilisierten und isolierten 
Südafrika ein Land zu machen, das den 
afrikanischen Kontinent politisch und 
wirtschaftlich anführen könnte". 

Lambs Werk gilt unter Fachleuten als 
das journalistische Buch über Afrika süd- 
lich der Sahara und ist im englischspra- 
chigen Raum ein Bestseller. Trotzdem: 
Der Anspruch, auf knapp 400 Seiten 
"Afrika zu erkären", erscheint so uner- 
füllbar wie fragwürdig; man stelle sich 
nur umgekehrt etwas vergleichbares für 
Europa oder (Nord-)Amerika vor. Es ist 
nichts einzuwenden gegen Lambs Sub- 
jektivität, wohl aber gegen die Undiffe- 
renziertheit, mit der bis auf wenige Aus- 
nahmen, Variationen altbekannter Kli- 
schees ausgebreitet werden, während die 
versprochenen Erklärungen vergeblich 
aufsich warten lassen. 

Wir haben es hier mit einem typischen 
"Kenner"-Buch zu tun: "Afrika, Afrika" 
hinterläßt den Eindruck, als sei Lamb der 
Vorstellung erlegen, es reiche aus, 
"monatelang von Kriegen zu Umstürzen" 
zu eilen, "Präsidenten und Medizinmän- 
ner, Professoren und Guerillaführer, 
Händler und Bauern" zu interviewen, um 
die Frage zu klären, die - wie er es so tref- 
fend bemerkt - "selbst Afrikaner verwirrt: 
Was ist Afrika?". 

Daniela Volk 


David Lamb 

Afrika, Afrika. Menschen, Stämme, 
Länder. 

Kyrillund Method-Verlag, München 
1991, 393 Seiten, 38,- DM 

(Orig. The Africans 1989, übersetzt 
von Bennett Theimann) 


WPiQuerbrief 


Mosambik in Deutschland 
Mosambikan 

Kontraktarbeiterinnen und 
Immigrantinnen sprechen über 

Leben, Arbeit, Wohnen 

- und den alltäglichen 

Rassismus. 


Interviews 


Berichte 
Analysen 
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Kurz belichtet 


Pharmaindustrie 
geht neue Wege 


ach mehrjährigen vertraulichen 
N ae mit der Pharmain- 

dustrie haben sich Evangelische 
und Katholische Kirche auf ein gemein- 
sames Positionspapier zur “Arzneimittel- 
versorgung in der Dritten Welt” verstän- 
digt, das am 13.2.1992 in Bonn auf einer 
Pressekonferenz vorgestellt wurde (es 
kann bestellt werden beim Kirchenamt 
der EKD, Herrenhäuser Straße 12, 3000 
Hannover 21). So sehr der Versuch zu 
würdigen ist, Einfluß auf das Geschäfts- 
gebaren der Pharmakonzerne in der Drit- 
ten Welt zu nehmen, bleibt es doch zwei- 
felhaft, ob durch dieses Papier wirklich 
konkrete Verbesserungen für die Men- 
schenimSüdenerreicht werden. 

Die “Pharma-Kampagne” des BUKO 
kritisiert an dem entstandenen Positions- 
papier, daß es einige gravierende inhaltli- 
che Mängelaufweistund daß die wichtig- 
sten Bereiche, in denen Veränderungen 
, nötig wären, ausgeklammertbleiben. _ 

Es hat den Anschein, daß das Papier 
eher der Imageaufbesserung für die Phar- 
makonzerne dient, die sich mit Hilfe eines 
derartigen “Konsenses” ungeliebter Kri- 
tik seitens der Kirche oder von der Kirche 
unterstützter Gruppen entledigen möch- 
te. Eine tatsächliche Änderung der Fir- 
menpolitik deutscher Pharmaunterneh- 
men istnichtzu erwarten. 

So wurde zwar ein Arbeitskreis mit 
Vertretern aus Kirche, dem Bundesver- 
band der Pharmazeutischen Industrie 
(BPT), dem Arbeitskreis für medizinische 
Entwicklungshilfe und Patientenvertre- 
tern ins Leben gerufen, der den Arznei- 
mittelmarkt beobachten, positive und 
negative Entwicklungen registrieren und 
Lösungen für festgestellte Probleme 
empfehlen soll. Doch soll sich dieser 
Arbeitskreis offenbar von vornherein auf 
einen verhältnismäßig kleinen Teil des 
Marktes beschränken: Die zukünftigen 
Gespräche zwischen Kirche und Indu- 
strie werden lediglich den “Öffentlichen 
Markt” thematisieren, also die Medika- 
mente, die durch staatliche Subventionen 
kostenlos oder zu stark reduzierten Prei- 
sen angeboten werden. Der gesundheits- 
und entwicklungspolitisch viel bedeutsa- 
mere “Privatmarkt”, der den Pharmaun- 
ternehmen zudem die größten Gewinne 
einbringt, soll ausgeklammert bleiben. 

Insgesamt erscheint eine derartige 
unverbindliche Kooperation zwischen 
Kirche und Industrie wenig geeignet, die 
tatsächlichen Probleme, die sich aus den 
Vermarktungspraktiken der Pharmaindu- 
strieinder Dritten Weltergeben, zu lösen. 


Nähere Informationen bei: 
BUKO Pharma-Kampagne 
Dritte Welt Haus 
August-Bebel-Straße 62 
4800 Bielefeld 
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Indigena-Delegation aus 
Lateinamerika 


besucht eine Delegation von Abge- 

sandten indigener Völker und Organi- 
sationen die Bundesrepublik. Etwa zehn 
Personen vertreten Organisationen wie 
ECUARIURANI und Conaie aus Ecua- 
dor, ONIC aus Kolumbien, CONAP aus 
Peru und das Volk der Mapuche ausChile. 
Sie kommen nicht als Bittsteller, sondern 
um ihren Protest im Rahmen der Kam- 
pagne '500 Jahre Kolonisierung und 
Widerstand in Lateinamerika’ zu manife- 
stieren. Sie wollen ihren Forderungen wie 
"Keine Feier anläßlich der sogenannten 
"Begegnung zweier Welten” Gehör ver- 
schaffen und auf den Ethnozid und dessen 
Folgen hinweisen. 

Die Frauen und Männer der Delegati- 
on wären nicht Verantwortliche ihrer 
Organisationen, wären nicht an exponier- 
ter Stelle der Volksorganisationen, wenn 
sie nur von der Vergangenheit sprechen 
würden. Natürlich werden sie über 
Widerstand und eigene Alternativen 
informieren. 

Bisher sind mit den Frauen und Män- 
nern der Delegation 42 Veranstaltungen 
geplant. Eine Liste der örtlichen Veran- 
stalterinnen kann bei folgender Adresse 
angefragt werden: 


T: der Zeit vom 20.5.-20.6.1992 


AK päd. Paulo Freire 
inderagspak 
Adlzreiterstr. 23 
8000 München 2 


lolnieinlaleirin 


EILIEELIII] Auf 48 Zeitungs-Seiten: Das aktuelle Branchen- 
Verzeichnis mit über 4.000 Adressen aus dem alternativen 


„ deutschsprachigen El Schwerpunktthema Kampagne 1992 BI 


Jahr ist nicht zu feiern! Beiträge u.a.: Weltwirtschaftsgipfel in 
München - UNO-Ökorummel in Rio - Reparationen für Afrika 
- TOES 1992 — Der Andere Gipfel - Columbus und der nulklea- 
re Kolonialismus (Rryegrg Dritte-Welt-Zeitschrift aus Ost und 
West... Ein deutschsprachiger Dienst aus Lateinameri- 
ka ERREEITEERR- Lücken und Tücken ERREIJ Diskussion 
um Fonds-Sparbrief In 


Großbritannien läuft vieles — (anders)... u.v.m. 
BERBEBEBSERNMEEEBEBSBANE 


Das Alles und noch viel mehr... 
in CONTRASTE, für 10 Mark frei Haus! 
Mich will die neue CONTRASTE 


Meine Anschrift: 


10 DM in Briefmarken/Scheck habe ich beigelegt. 
Coupon bitte ausschneiden und einsenden an: 


CONTRASTE, Gaisbergstr. 97, Postfach 104520, 
6900 Heidelberg 1 l 


—Z 
Ne] 
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Ausländische Studentinnen 
an deutschen Hochschulen 


as Leben in zwei Kulturen kann 
D: Glück sein, es kann aber auch 

sehr schwer sein.' Diese Äußerung 
deutetdenZwiespaltan, indemsich Frau- 
en aus Entwicklungsländern während 
ihrer Studiensituation in der Bundesrepu- 
blik befinden. Familiäre, gesellschaftli- 
che und kulturelle Zwänge sind im Aus- 


"landsstudium für Frauen immer präsent. 


Dennoch gewinnt ein großer Anteil der 
Studentinnen aus Ländern der Dritten 
Welt im Ausland an Selbständigkeit und 
Selbstbewußtsein. 

Sie verstehen sich nicht mehr als Hüte- 
rin ihrer Kultur, die sie auch im Ausland 
repräsentieren (sollen), sondern reflektie- 
ren sowohl die eigene als auch die westli- 
che Kultur und wägen die Vor- und Nach- 
teile gegeneinander ab. Sie vermissen 
hier in Deutschland die 'farbige Seite des 
Lebens’; sie erfahren 'man lacht wenig‘ 
und gelangen oft zu einer kritischen Ein- 
schätzung westlicher Gesellschafts- und 
Bildungssysteme, aber auch zu einer 
Überprüfung ihres Bildes der Herkunfts- 
gesellschaft. Damit handeln siesich Kon- 
flikte mitihrer Familie und mit Landsleu- 
ten, aber auch mit Deutschen ein. Den 
einen sind sie zu europäisiert, den ande- 
ren zu wenigemanzipiert. 

Das Auslandsstudium bietet Studen- 
tinnen aus Entwicklungsländern offenbar 
die Möglichkeit, Freiräume individueller 
Lebensmöglichkeiten auszubilden, zu- 
mal hier die Distanz zu Normen und 
Bewertungen der Herkunftsfamilie und 
des Herkunftslandes erleichtert wird, 
obgleich andererseits familiäre oder 
soziale Kontrolle durch Landsleute im 
Ausland besonders bei Frauen weiterhin 
erfolgt. 

Für viele Studentinnen, die aus Ent- 
wicklungsländern zum Auslandsstudium 
in die Bundesrepublik kommen, ist das 
Auslandsstudium ein Alleingang, ein 


‚ Aufbruch aus traditionellen Familien- 


strukturen, die siein Form von familiärer, 
sozialer Kontrolle im Auslandsstudium 
begleiten. 

So die Einschätzung einer Studie mit 
dem Titel "Probleme und Perspektiven 
von Studentinnen aus Entwicklungslän- 
dern an Hochschulen der Bundesrepu- 
blik'. Hannelore Bublitz und Marlies 
Wehner, die ihre Studie im Auftrag des 
Bundesministerums für Bildung und 
Wissenschaft durchführten, sind Mitglie- 
der der 'Arbeitsgemeinschaft für Ange- 
paßte Technologie und Entwicklungspo- 
litische Zusammenarbeit‘, Aachen 
(AGATE). 


Die Studie isterhältlich bei: 
AGATE e.V. Aachen 
Achterstr. 4 

5100 Aachen 


Kurz belichtet 


Frauen 
im Blickpunkt 


underte, wenn nicht gar Tausende 
H: Frauen werden jedes Jahr in 

Gefängnissen oder bei Militärak- 
tionen zur Aufstandsbekämpfung sexuell 
mißbraucht und vergewaltigt. Aus aus- 
nahmslos allen Regionen der Welt - 
einschließlich Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft - liegen amnesty interna- 
tional Berichte vor, wonach festgenom- 
mene bzw. inhaftierte Frauen in Gewahr- 
sam von Polizei, Militär oder Wachperso- 
nal belästigt, mißbraucht oder vergewal- 
tigt wurden. Diese Menschenrechtsver- 
letzungen träfen selbst Schwangere und 
junge Mädchen im Alter von 14 Jahren 
“und jünger. 

Der Begriff ‘politischer Gefangener' 
läßt nicht nur in der deutschen Sprache 
die unzutreffende Vermutung aufkom- 
men, Frauen seien von politischer Verfol- 
"gung wenig oder nicht betroffen. Und da 
‚zudem die Schicksale von Frauen in fast 
allen Bereichen weniger Beachtung fin- 
den und somit unsichtbar bleiben, muß 
'ersteine enorme Aufklärungsarbeit gelei- 
stet werden, bevor die Notwendigkeit 
geeigneter Schutzvorkehrungen auf 
internationaler Ebene und in den einzel- 
nen Ländern Zustimmung findet. 

Frauen sind sehr häufig einer doppel- 
ten Verfolgung ausgesetzt, sobald sie sich 
in Verhör- und Haftsituationen befinden. 
Anders als männliche Gefangene werden 
sie nicht nur als vermeintliche oder 
tatsächliche Gegnerinnen des jeweils 
herrschenden Systems angegriffen, son- 
‚dern auch in ihrer Identität als Frauen, die 
einem sehr an männlichen Werten orien- 
tierten Militär- oder Polizeiapparat aus- 
geliefert sind. 

In früheren Jahren hat sich amnesty 
internationaleher daraufbeschränkt, über 
Frauen nur als Opfer von Menschen- 
rechtsverletzungen zu berichten. Nun 
wird verstärkt Gewicht darauf gelegt, 
aufzuzeigen, in welchen Bereichen Frau- 
en politisch aktiv werden und wie gerade 
sie sich gegen staatliche Repression weh- 
ren, auch bei Menschenrechtsverletzun- 
gen gegenüber ihren Familienmitglie- 
dern und in ihrem sozialen Umfeld. Frau- 
en, die aus dem Schatten einer gesell- 
schaftlich untergeordneten Stellung her- 
austreten und sich unbeirrbar gegen Miß- 
stände und für ihre Rechte einsetzen, sind 
aber auch mehr von politischer Verfol- 
gungbedroht. So ist die zunehmende Bru- 
talıtät ihnen gegenüber zu erklären. 

Im weiteren berichten die Materialien 
von amnesty auch über das wenig 
bekannte Schicksal von Frauen, die als 
Mütter, Ehefrauen oder Töchter anstelle 
eines männlichen Familienmitgliedes 
inhaftiert und gefoltert werden, um über 
sie als Geisel Druck auf die gesuchte Per- 
son auszuüben. Sie berichteten über Frau- 
en, die verfolgt werden, weil sie gegen 


kulturelle Normen verstoßen haben, über 
Frauen, die in bürgerkriegsähnlichen 
Auseinandersetzungen zwischen die 
Fronten der verfeindeten Parteien geraten 
und über Frauen, die wegen Schwanger- 
schaft und der Sorge um ihre Kinder 
besonders verletzlich sind. 

Viele Frauen sind durch Erziehung in 
ihrer Kultur oder aus Angst vor der eige- 
nen Familie nicht in der Lage, über erlitte- 
ne sexuelle Mißhandlungen und Verge- 
waltigungen auszusagen. Es handelt sich 
demnach bei den vorliegenden Berichten 
um die Spitze eines Eisberges. 

amnesty international möchte nicht 
nur informieren und durch weltweite 
Aktionen die Öffentlichkeit auf Men- 
schenrechtsverletzungen an Frauen auf- 
merksam machen. 'ai' hat einen sehr aus- 
führlichen Forderungskatalog_ erstellt, 
der in vielen Punkten erweiterte Schutz- 
vorkehrungen für die betroffenen Frauen 
auf internationaler und nationaler Ebene 
vorschlägt. Eine Sonderberichterstatterin 
der Menschenrechtskommission der Ver- 
einten Nationen zu Menschenrechtsver- 
letzungen an Frauen könnte, so der Vor- 
schlag, Erkenntnisse zusammentragen 
und geeignete Maßnahmen durch Gremi- 
ender Vereinten Nationen initiieren. 

Wer sich für die Kampagne von amne- 
sty international interessiert, wende sich 
an folgende Adresse: 


amnesty international (ai) 
Postfach 17 0229 

5300 Bonni1 

Tel. 0228/65 09 81 


Geld für Dritte-Welt-Gruppen 


In der Broschüre “mehr möglich 
machen ...” finden sich die Adressen 
verschiedener Stiftungen und Institu- 
tionen, an die sich entwicklungspoliti- 
sche Gruppen aus Niedersachsen wen- 
den können, wenn sie für ihre Bil- 
dungs- und Öffentlichkeitsarbeit 
finanzielle Unterstützung benötigen. 
Jede Institution wird kurz beschrie- 
ben, ferner enthält das Heft Informa- 
tionen über Ansprechpartner, formale 
Antragsbedingungen, Förderungs- 
schwerpunkte und -umfang. Die Bro- 
schüre ist interessierten Gruppen 


sicherlich eine Hilfe, die richtigen 
Adressen für die richtigen Anträge zu 
finden. Sie ist kostenlos erhältlich bei: 
VNB, Region Nord-West, 
Bahnhofstr. 16, 

2847 Barnstorf, 

Tel.: 05442/1596. 


Sieger und Besiegte im 
Fünfhundertjahrigen Reich 


Identität: 1492 — 1992 


Sieger und Besiegte 

im Fünfhundertjährigen Reich. 

Heinz Dieterich/ Hanno Zickgraf (Hg.) 
Die jüngsten ungleichen Schlachten des 
Fünfhundertjährigen Reiches gegen Panama 
und am Golf legen wieder einmal in — im 
Wortsinne — überwältigender Weise Zeugnis 
davon ab, daß mit dem Ende des kalten Krie- 
ges dasjenige des permanenten heißen Krieges 
gegen die „Dritte Welt“ noch lange nicht ein- 
geläutet ist. 

Aus dem Inhalt u.a.: 

Noam Chomsky: Die Sieger 

Heinz Dieterich: Der V Centenario als histo- 
rischer Moment 

S. Montenegro: Nationaler Befreiungskampf 
und Frauenemanzipation in Lateinamerika 
Pablo Monsanto: Indigenas und nationaler Be- 
freiungskampf 

Wolf Paul: Die Rechte des Indio in Latein- 
amerika 

288 Seiten, 24,80 DM, ISBN 3-89144-040-5 


[ 


und die Folgen 


Columbus und die Folgen. Ein Comic. 
18,80 DM, ISBN 3-89144-123-1 


Pahl-Rugenstein Verlag Nachf. 
Breite Str. 47° 5300 Bonn 1 

Tel.: 0228/63 23 06 Fax 63 49 68 
In Ihrer Buchhandlung oder direkt 
beim Verlag. 
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FORUM entwicklungspolitischer Aktionsgrup- 
penNr. 159 

Schwerpunkt: Solidaritätsbewegung - wohin?: 
Solidarität, mit der "Dritten Welt" nach dem Ende 
der Blockfrontation * Interview: "Wenn Du einen 
Menschen rettest, rettest Du die Welt/Interview mit 
einem christlichen Solibewegten * BUKO-Politik: 
Interview: Hat der BUKO eine Zukunft? + und Kur- 
sänderung auf dem kommenden Kongreß * Westsa- 
hara: Neuordnung in einer vergessenen Kolonie? * 
Droht das Aus für die kleinen Produzenten? EG-Bin- 
nenmarkt und Bananen * Kampagne '92: La hora de 
Espana oder wem die Stunde schlägt * Dikussion: 
Totgesagte leben länger/Aktion 3. Welt Handel * En- 
de der A3WH - Eine Illusion? - Kritik einer womög- 
lich verfrühten Autopsie * Umwelt versus Bevölke- 
rung? * Interview: "Ein Inder in Deutschland", Er- 
zählungen über den täglichen Rassismus. 

Bestellung: Redaktion FORUM, Buchtstr. 14/15, 
2800 Bremen 1, Tel.04 21/3251 56, FAX: 04 21/3 
378177. 


Lateinamerika Nachrichten Nr. 212, Februar 
1992 

El Salvador - Die Guerilla am Ziel * ElSalvador/Ku- 
ba - Ein Schimmer Hoffnung auf der Kehrseite der 
Revolution * Kuba - Im freien Fall von der Zweiten 
und Dritten Welt * Kuba/Film - Lügen im Wunder- 
land * Peruw/Film - Zweites lateinamerikanisches 
Frauenvideofestival * Musik - Juan Luis Guerra er- 
obert den Kontinent * Haiti - Das Tauziehen geht 
weiter * Nicaragua - Costa Atlantica: Der Traum von 
der Autonomie * Mexico - Salinas’ Modernisierung 
des Agrarsektors * Brasilen - PT, Weltmarkt und 
Glaubwürdigkeit - Interview mitM. Aurelio Garcia * 
Bevölkerungspolitik - Norplant - Die Pille geht unter 
die Haut * Argentinien - Die da oben - die da unten * 
Chile - Nachruf auf Radomiro Tomic* 

Einzelheft: DM 5,-/Jahresabo: FM55,- 

Bezug: Lateinamerika Nachrichten Vertrieb 

im Mehringhof, Gneisenaustr. 2 

1000 Berlin 61 

Tel. 030/694 6100 

Fax.030/ 692 65 90 


"Rundbrief Päd. Paulo Freire Nr. 51/91. 

Ausdem Inhalt: 

- Die Entschulungsdebatte / Erklärung der Nachbarn 
von Palermo (Argentinien) / Trotz Batik- u. Töpfe- 
kurse - Ausländerfeindlichkeit.... / Methodologiese- 
minar in Berlin/Ost 

Abo 10,- DM pro Jahr, Einzelheft: 4,- DM 

Bezug: AGSPAK (AK P.Freire), Adlzreiterstr. 23,8 
München 2 


DRITTE WELT 3/1992 

Schwerpunkt: Religion/Fluchtpunkt Religion? Die 
Fundamentalisten sind unter uns / Armaggeddon am 
Felsendom / Kalter Wind aus Rom / Rundfunk, die 
"Luftwaffe" der Missionskirchen / Die Mun-Sekte / 
Evangelikale in Afrika / Siegeszug der islamischen 
Fundamentalisten? / Hindu-Fundamentalismus: 
Glaubenskrieg um eine Tempelstätte / Zentralasien: 
Ex-Sowjetrepubliken zwischen Islam und Nationa- 
lismus / Westsahara: Widerstand und Hoffnung / Ke- 
nia: Das (K)Einparteiensystem wurde abgeschafft / 
Palästina: Israelische Repression und die Frauen in 
den besetzten Gebieten / El Salvador: Konsolidie- 
rung des Friedens /Rückblick: Batistas Putsch in Ku- 
ba/Rezension: E. Krochs Uruguay-Buch 
Einzelpreis 6,50 DM, Abo 60 DM 

Bezug: DRIITE WELT, Liebigstr. 46, 3550 Mar- 
burg, 06421-24672 


Zimbabwe Netzwerk Rundbrief Nr. 23, Oktober 
1991 

Schwerpunktthema: Ökologie 

Beiträge u.a. zu: Wirtschaft und Umwelt im Kon- 
flikt, Elfenbeinhandel, Erschließung des Zambezi- 
Tals, Blumenanbau, Bauern und Guerillas im Befrei- 
ungskrieg, der nationale Behindertenrat in Zimbab- 
we 

Preis: 3,50 DM 

Bezug: Zimbabwe Netzwerk, Gänsheidestr. 43, 
7000 Stuttgart | (neuab Feb. 92) 
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Zeitschriftenschau 


ilalatina: Latinasen Alemania 

Este nümero de "ila latina” es lareproducciön en por- 
tuguees y castellano de la ediciön de "ila”, No. 146, 
del pasado mes de junio, dedicada a las experiencias 
y circunstancias que viven las mujeres latinoameri- 
canasen Alemania. (La versiön almana yaestä agota- 
da) Este nümero, mäs que ningün otro, trata sobre ex- 
periencias personales. Las aportaciones atestiguan la 
distanciacon laque vivimos alemanes y latinas/os en 
este pais. 

ila latina No. 5, noviembre 199], nümeroespecial, 36 
päg- 

precio: DM 4,-+DM |,- franqueo postal 

ilalatina, Heerstr. 205, 5300 Bonn I 


Bolivia Nov./Dez. 91 

Pariser Verhandlungen: Der Konfliktive Weg zur 
Privatisierung * Der Populismus im Afuwind: Er- 
gebnisse der Kommunalwahlen 1991 * Straßenkin- 
der in La Paz * Cocaproduzenten: Das Alternative 
Entwicklungsmodell ist gescheitert * Mobile Schule 
"Domitila” * Eine Legende von der heiligen Pflanze 
Preise: Einzelheft: DM2,50 

Abo: DM 15,- 

Bezug: Bolivia Sago Informationszentrum, Kottbus- 
ser Damm 101, 1000 Berlin 61 


VFLU Umweltzeitung (Dezember 1991) 

Inhalt: Schwerpunkt "Zur ökologischen Krise in den 
Andenländern"; Landschaft und Vegetation in Ko- 
lumbien; Erosion in den Zentralanden; Bolivien - auf 
dem Weg in den Ökozid oder zurück in die Zukunft; 
Quinoa - eine Alternative in der Ernährung?; Anap- 
qui. 

Außerdem: Neue Weltordnung im Maghreb (West- 
sahara/Marokko); Vermarktung der Regenwälder: 
Vatikan und Max-Planck-Gesellschaft zerstören hei- 
ligen Berg 

Bezug: VFLU, Langgasse 24/H, 6200 Wiesbaden 
Preis: Einzelpreis 5,- DM; Jahresabo 25,-/50,- DM 


Rundbrief 52/92 

Schwerpunktthema "500 Jahre Kolonialisierung und 
Widerstand in LA - und der Beitrag, der engag.. be- 
freienden Bildungsarbeit! 

Mitarbeitsinteresse? Kontakt: AG SPAK (AK Frei- 
re), Adlzreiterstr. 23,8 München 2 bzw. Tel. 089/77 
40 77 - Heinz Schulze. 


ila 152, Februar 92 


“ Schwerpunktthema "Peru auf leuchtendem Pfad". 


Auf 27 Seiten Beiträge und Interviews über die Ge- 
schichte, Bedeutung und Mission des "Sendero Lu- 
minoso", über die Rolle der Frauen in seinen Reihen 
und die neueste "Strategie des Gleichgewichts" zum 
peruanischen Militär, das vor Ablauf des Jahrtau- 
sends zum Triumph der Revolution führen soll. Ein- 
leitend ein Zustandsbericht über die peruanische Ge- 
sellschaft im zweiten Jahr der neoliberalen Fujimori- 
Regierung. Weitere Artikel zu Protestwellen in Ve- 
nezuela, zum Friedensabkommen in El Salvador und 
Interviews mit der Guatemalakischen Kirche im Exil 
(IGE) sowie mitehemaligen politischen Gefangenen 


aus Argentinien. Berichte von einer internationalen. 


Konferenz "Frauen, Fortpflanzung und Umwelt" in 
Riode Janeiround vom 1 1. Kongreß der FEDEFAM, 
der Angehörigenorganisation Verschwundener, der 
in Santiago de Chile stattfand. Außerdem wird die 
Reihe "Lebenswege" fortgesetzt, im Blickpunkt 


“ diesmal: Susanne Bach, Buchhändlerin in München, 


Paris, Rio... 

64 Seiten, Einzelpreis erhöht auf 6,- DM, Abo unver- 
ändert 50,- DM, Bezug: ila, Heerstraße 205, 5300 
Bonn | 


Neu eingetroffene Bücher 


Werena Rosenke, Thomas Siepelmeyer (Hrsg.) 
Arbeitskreis Afrika - AKAFRIK - Münster, Afrika 
Der vergessene Kontinent ? Zwischen selektiver 
Weltmarktintegration und ökologischen Kata- 
strophen, Münster 1991, 257 Seiten, DM 19,80 


Schering-Aktions-Netzwerk und Henry Mathews 
(Hrsg.) Schering-Die Pille macht Macht. Berichte 
über die Geschäfte von Schering, Schmetterling Ver- 
lag, Stuttgart 1992, 19] Seiten, DM 22,80 


Jenny Pearce, Kolumbien Im Innern des Laby- 
rinths, Schmetterling Verlag, Stuttgart 1991, 289 
Seiten, DM 29,80 


Sven Hansen, Philippinen, Guerilla und Revoluti- 
on, Ursprünge, Entwicklungen und Krise der 
NDF, Wurf Verlag, Münster 1991, 174 Seiten, DM 
19,80 


Heidemarie Rix, Weiße Träne - schwarze Haut 
Eine Reise nach Kamerun (Reisebericht) Verlag 
R.G. Fischer, Frankfurt/M 1991, 88 Seiten, DM 
12,80 


Rainer Schryen, Hong Kong und Shenzhen. Ent- 
wicklungen, Verflechtungen und Abhängigkeiten, 
Mitteilungen des Instituts für Asienkunde Hamburg, 
Hamburg 1992, 317 Seiten, DM 34,- 


EIRENE 


ist ein staatlich anerkannter ökumeni- 
scher Friedens- und Entwicklungs- 
dienst, der Freiwillige ins Ausland 
vermittelt. Wirsuchen 


im Niger 


«+ eine/n ProjektkoordinatorIn für 
Agadez 


« eine/n InformatikerIn für Niamey 


Voraussetzungen sind für beide Stel- 
len: abgeschlossene Berufsausbil- 
dung, pädagogische Fähigkeiten und 
gute Sprachkenntnisse in Französisch. 


in Nicaragua 


« eine/n MitarbeiterIn im Bereich 
Medien und Kommunikation in 
Juigalpa 


« eine/n MitarbeiterIn im Bereich 
pädagogischer Beratung und 
alternativer Technologie in 
Waspam am Rio Coco 


Voraussetzungen sind für beide Stel- 
len: abgeschlossene Berufsausbildung 
und/oder Erfahrung in Pädagogik 
(educaciön popular), gute Spanisch- 
kenntnisse und längere Auslandser- 
fahrung in Lateinamerika. 


Informationsnachfragen und Bewer- 
bungen (mit Lebenslauf, Zeugnissen 
und Referenzadressen) bittean: 


EIRENE, 
zu Hd. WolfgangSpohn, 


Engerser Str. 74b, 
D-35450 Neuwied 1 


Schulpatenschafts-Seminar Mosambik 

vom 21.-22.März 1992 in Bielefeld-Einschlingen 
Anmeldung und Infos bei: 

Koordinierungskreis Mosambik e.V. 
Klasingstr.17 

W-4800 Bielefeld } 

Tel.:0521/124742 


Afrika-ein Abschreibungsprojekt? 

Probleme und Perspektiven afrikanischer Politik in 
der“Neuen Weltordnung” 

Tagung der Evangelischen Akademie vom 8.-10. 
Mai 1992 in Hofgeismar 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelische Akademie 

Schlößchen Schönburg 

Postfach 1205 

W-3520Hofgeismar 

Tel.:0567 1/881-178 


NeueBlickein den Süden? 

Filme in der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit 
am 30.März 1992 in Stuttgart 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelisches Zentrum für 

entwicklungsbezogene Filmarbeit 

Gänsheidestr.67 

W-7000 Stuttgart 

Tel.:0711/240561 


Coca Süd..COCA-In-Nord 

oder wie aus der “mama coca” der Drogenkrieg wur- 
de, Seminar vom 3.-5.Aprilin Bonn 

Anmeldung und Infos bei: 

AG Sozialpohitischer Arbeitskreise 

Adlzreiterstr.23 

W-8000 München 2 

Te1.:089/774077 


Ökologische Entwicklung-alternative Entwick- 
lungsstrategien 

Gemeinsames Seminar indischer und deutscher 
Nichtregierungsorganisationen vom 3.-5.April in 
Bremen/Bad Zwischenahn 

Anmeldung und Infos bei: 

Forum Städtesolidarität Bremen-Punee.V. 

Gunther Hilliges 

c/o Landesamt für Entwicklungszusammenarbeit 
Slevogtstr.48 

W-2800 Bremen | 


38.internationale Kurzfilmtage 
“Wegzum Nachbarn”in Oberhausen 
vom 30.4.-6.5.1992 

Anmeldung und Infos bei: 
StadtOberhausen 

Postfach: 101505 
Christian-Steger-Straße LO 
W-42000berhausen |! 
Te1.:0208/807008 


Die entwicklungspolitische 
‘human resources’. 

Studium im Ausland als Zusatzqualifikation für die 
berufliche Karriere im Heimatland, Seminar vom 
20.-22.März in Göttingen 

Anmeldung und Infos bei: 

Arbeitskreis Afrikanisch-Asiatischer Akademike- 
rInnen 

Theodor-Heuss-Straße Il 

W-3400 Göttingen 

Tel.:055 1/34443 


Bedeutung von 


Das Hilfswerk Haiti e.V. 

lädt zu folgenden Veranstaltungen ein: 
11.4.1992 Haiti-Seminar: Kulturund Voodoo 
12.4.1992 Ausstellung: Kinderzeichnungen und 
Fotos 

29.4.1992 Haiti-Vortrag: Gerhard Hoffmann 
Anmeldung und Infos bei: 

Hilfswerk Haitie.V. 

Timmermannstr.] | 

W-2000 Hamburg 60 

Tel.:040/516506 


Veranstaltungen 


Frauen,Demokratie und Islam 

Der lange Weg aus dem Schweigen - Frauen der ara- 
bisch-islamischen Welt ergreifen das Wort für 
Demokratie. vom 31.März- 6. April 1992 in Berlin 
Anmeldung und Infos bei: 

Nedschma Kommunikation 

Schinkestr.8-9 

W-1000 Berlin 44 


Internationaler Workshop für naive Kunst 

vom 12.-19.April in Mella/Santiago de Cuba, Infos 
und Anmeldung: 

Comite Organizador,Taller Internacional del Arte 
naif 

c/oLic.Jose Millet.Casa del Caribe 

Calle 13 No. 154 esq.a8,Rpto Vista Alegre 
ZonaPostal 4 

Santiagode Cuba90 400 

Cuba 


Zwischen Ökonomie und sozialer Arbeit, 

Lernen im informellen Sektor in der Dritten Welt, 
vom 19.-22.März 

Anmeldung und Infos bei: 

Evangelische Akademie Bad Boll 

Tagungs-Nr.G3 0392 

Ökumenereferat 

W-7325 Bad Boll 

Tel.:07164/79238 


Reparationen für die Dritte Welt, Seminar vom8.- 
10.5.1992 in Münster (parallel zum Ost-West-Gip- 
fel). Referentinnen aus Chile (Mapuche), Namibia 
(Herero). Nigeria und den USA (Schwarzenbewe- 
gung). 

Anmeldung: 

AKAFRIK oderBUKO 

0251/661116 bzw. 040/393156 


Aus dem Inhalt: 


Malaysia 'SOS’ Sarawak -— Wider- 
stand gegen Völkermord und Tropen- 
waldzerstörung 

USA Apachen und Naturschützer gegen 
Teleskopanlage auf heiligem Berg 
Amazonien Strategien zum langfristi- 
gen Schutz der Regenwälder 


© infoemagazin — Hintergründe und 
Zusammenhänge von Naturzerstörung 
und Vernichtung von Kuliuren 

© infoemagazin — aktuelle Information 
über Widerstand und interethnische Koo- 
peration 

© infaemagazin — Forum für Indigene, 
Engagierte, Wissenschaftler, Journalisten 
Das infoemagazin erscheint halbjähr- 
lich, das Prabeheft kastet DM 5 (+ Porto- 
kosten), das Jahresabnnement DM 10 
(portofrei in der BRD) 

Fordern Sie ausführliche Information ant 


Institut für Ökologie und 
Aktions- Ethnologie eY. 


Dünnwalder Str. 10 H 
D-5000Köineo | 


INVASION IN 
LATEINAMERIKA 


Komm. Bücherliste, 72 S., 3 DM 


Aus Anlaß des 500. Jahrestages 
der Eroberung Lateinamerikas er- 
scheinen Dutzende von Publika- 
tionen. Die kommentierte Bücher- 
liste gibt einen Überblick und lie- 
fert eine veranstaltungsorientierte 
Auswahl von Film- und Kulturan- 
geboten. 


SANDINISMUS 


Ein Versuch mittelameri- 
kanischer Emanzipation 


von Christoph Links, 
111 S., 9,80 DM 


Wenn 1992 das Verhältnis zwi- 
schen Europa und Lateinamerika 
diskutiert wird, lohnt sich der Blick 
nach Nicaragua auf eine Befrei- 
ungsbewegung, die versucht hat, 
im Rahmen nationaler Möglichkei- 
ten 500 Jahre Kolonialismus auf- 
zubrechen. 

Christoph Links arbeitet kritisch 
und gut lesbar ihre Erfahrungen 
auf und stellt dar, wie sich 
theoretische Grundsätze unter 
dem Druck der Ereignisse änder- 


Buchladen 


Zülpicher Str. 197, 5 Köln 41 
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Postvertriebsstück 


are a Gebühr bezahlt 
EEE M3477F 
.. nn 1Z3w 


a | Postfach 5328 
. 7 7800 Freiburg 
.. damit ı PEPEReT ISSN 0933-7733 


nicht das letzte Wort behält 
Seit 20 Jahren 

berichten, dokumentieren und kommentieren wir u.a.: 
® Nazi-Terror und alltäglichen Rassismus 

Klassenjustiz 

die Situation nach dem Zerfall der Sowjetunion 

den Kampf gegen 8 218 

die Frauenbewegung in Ost und West 


Linke Debatte um das Ende des „realen Sozialismus” 
und die Folgen 


Befreiungsbewegungen in der „Dritten Welt” 


® und und und ... 
Der ak erscheint vierwöchtlich im 20. Jahr. Er kostet DM 6 und ist in allen linken 
Buchläden und gut sortierten Zeitschriftenläden erhältlich. Oder direkt bei der 


Hamburger Satz- und Verlagskooperative 
Schulterblatt 5B, 2000 Hamburg 36, Tel. 040 / 43 53 20 


Der ak kostet im Abonnement: jährlich DM 72; halbjährlich DM 3B 
Für AbonnentInnen in der {ex-)DDR: jährlich DM 60; halbjährlich DM 33 
Einzelbestellungen: DM 6 + DM 1 Porto 
Kostenloses Probeexemplar bestellen! 


Was hier nicht steht, steht in der taz. 


Dieses Abo verlängert sich nicht automatisch! 


Ich teste die tageszeitung 


Nur gegen Vorauszahlung 
DO]4 Wochen für 30,- DM 
[18 Wochen für 60,- DM 


Auslandsporto (Europa) zzgl. 19,-/monatl. 


Vorname, Name: 


Straße, Haus-Nr.: 


PLZ, Ort: 


D Scheck liegt bei 


Datum, Unterschrift: 


Coupon (mit Verrechnungsscheck) in einen Umschlag und 
senden an: taz Abo-Abteilung, Kochstraße 18, 1000 Berlin 61 


Abonnieren Sie die tageszeitung. 


